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§ 2

Gliede rung der land- und for stwi rts chaftlichen Schulen

(1) Die land- und forstwirtschaftlichen Schulen gliedern sich

nach der Bildungsaufgabe in die Schularten Berufsschule und

Fachschule und nach dem Schulerhalter in öffentliche und

private Schulen.

(2) Die Berufsschule ist eine Pflichtschule. Sie hat folgende

Aufgabe:

a) den Schülern die schulische Grundausbildung für eine

Berufstätigkeit in der Land- und Forstwirtschaft zu

vermitteln,

b) die Schüler zu demokratischen, heimat- und berufsver­

bundenen, sittlich und religiös gefestigten und sozial

denkeJlden Staatsbürgern heranzubilden,

c) die Allgemeinbildung der Schüler entsprechend ihrer

künftigen Berufstä.tigkeit zu erweitern und zu vertie­

fen sowie insbesondere auch die Grundlage für die

spätere fachliche Weiterbildung der Schüler zu schaffen.

(3) Die Fachs chule ist eine mittlere Schule. Sie hat folgende

Aufgabe:

a) die Schüler auf die selbstä.ndige Führung eines land. und

forstwi t"ts chaftlichen Betriebes oder Haushaltes und auf

die Ausübung einer sonstigen verantwortlichen Tätigkeit

in der Land. und Forstwirtschaft oder einem ihrer Son.

dergebiete durch Vermittlung von Fachkenntniss en und

Fertigkeiten vorzubereiten.

b) die Schüler zu demokratischen, heimatverbundenen. sitt­

lich und religiös gefestigten und sozial denkenden Staats­

bürgern heranzubilden und

c) die Allgemeinbildung der Schüler zu erweitern und zu

vertiefen.
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(4) Land- und forstwirtschaftliche Schulen, die vom Land er­

richtet und erhalten werden, sind öffentliche, andere sind

pt"ivate Schulen. Die gleiche Regel gilt sinngemäß für Schüler­

heime.

§ 3

Errichtung und Erhaltung der Schulen

(1) Eine öffentliche Schule wird durch Verordnung der Schul­

behörde. eine private durch die Anzeige der beabsichtigten

Führung an die Schulbehörde errichtet. Darin ist der Sitz

der Schule, die Schulart (§ 2 Abs. 1), die Fachrichtung, die

Organisationsform und die Zahl der Schulstufen (§ § 17 und 19)

zu bezeichnen.

(2) Die Erhaltung einer Schule (eines Schülerheimes) umfaßt:

a) die Bereitstellung und Instandhaltung des Schulgebäudes

und der übrigen Schulliegenschaften, deren Reinigung,

Beleuchtung und Beheizung, die Anschaffung und Instand­

haltung der Einrichtung und Lehrmittel, die Deckung des

sonstigen Sachaufwandes;

b) die Beistellung des Schulleiters, der Lehrer. (Erzieher),

des schulärztlichen Dienstes sowie des zur Durchführung

von Verwaltungsarbeiten und zur Betreuung des Schulge­

bäudes und der übrigen Schulliegenschaften allenfalls er­

forderlichen sonstigen Personals.

Auf die Erhaltung eines Schülerheimes sind die Bestimmungen

über die Erhaltung einer Berufs- oder Fachschule sinngemäß

anzuwenden.
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§ 4

Schulpfli chtiger Pers onenkr eis

(1) Zum Besuch der land- und forstwirtschaftlichen Berufsschule

sind spätestens mit der Vollendung des 16. Lebensjahres die in

der Land- und Forstwirtschaft einschließlich ihrer Sondergebiete

tätigen Jugendlichen beiderlei Geschlechts verpflichtet, wenn sie

keine andere Schule besuchen oder nicht in einer anderen Berufs­

ausbildung stehen. Die land- und forstwirtschaftliehe Berufsschul­

pflicht endet - unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 2 ­

spätestens mit der Vollendung des 18. Lebensjahres.

(2) Land- und forstwirtschaftliehe Lehrlinge haben die land- und

forstwirtschaftliehe Berufsschule während des Lehrverhältnisses

zu besuchen, soweit sie diese Schule nicht bereits in Erfüllung

der Schulpflicht gemäß Abs. 1 besucht haben.

(3) Eine Tätigkeit in der Land- und Forstwirtschaft liegt dann

vor, wenn der Jugendliche den Hauptteil seiner Arbeitskraft

der Land- und Forstwirtschaft zur Verfügung stellt.

§ 5

Erfüllung der Schulpflicht

(1) Land- und forstwirtschaftliehe Lehrlinge haben die dem

Lehrverhältnis entsprechenden Fachrichtunge~ der Berufs­

schule zu besuchen. Berufsschulpflichtige, die in keinem

Lehrverhältnis stehen, haben die Berufsschul e jener Fach­

richtung zu besuchen, die ihrer Arbeitstätigkeit am ehesten

entspricht. Im Zweifel entscheidet die Schulbehörde.

(2) Besteht eine Berufss chule mit der Fachrichtung des Aus­

bildungs zweiges nicht oder hat der Berufsschulpflichtige keine

Möglichkeit, eine Berufs schule einschlägiger Fachrichtung zu

be suchen, so hat er s einer Schulpflicht in einer Berufs schule



- 5 -

mit der Fachrichtung llLandwirtschaft" nachzukonunen.

(3) Die Berufsschulpflicht kann auch durch den Besuch einer

Fachschule der gleichen Fachrichtung erfüllt werden, und

zwar:

a) durch den Besuch einer Fachs chule im Sinne des § 19

Abs. 4 lit. b,

b) durch den Besuch der ersten und zweiten Schulstufe einer

Fachschule im Sinne des § 19 Abs. 4 lit. d,

c) nach Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht durch den Be­

such der ersten Schulstufe einer Fachschule im Sinne des

§ 19 Abs. 4 lit. d.

(4) Die Schulbehörde kann aus organisatorischen Gründen oder

zur Gewährleistung einer entsprechenden schulischen Ausbil­

dung (Abs. 1) durch Verordnung bestimmen, daß die Berufs­

schulpflichtigen ihr er Schulpflicht im Sinne des Abs. 3 lit. a

oder c nachzukommen haben. Die Erfüllung der Voraussetzun­

gen gemäß § 21 Abs. 3 ist in diesem Fall nicht erforderlich.

(5) Insoweit der Besuc"h der Fachschule die Berufs schule er­

setzt, hat der Schüler im Falle des Ausschlusses oder vor­

zeitigen Austrittes aus der Fachschule die Berufsschule bis

zum Ende der Schulpflicht zu besuchen.

(6) Die in der Berufsschule (Fachschule) eines anderen Bundes­

landes zurückgelegte Schulzeit ist unter Bedachtnahme auf die

Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 und 5 für die Erfüllung der

Berufs schul pflicht anzur echnen.

(7) Die Berufsschulpflicht kann auch durch den Besuch einer

nicht mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten Berufsschule

(Fachschule) erfüllt werden, doch ist in diesem Falle der aus­

reichende Erfolg des Unterrichtes durch eine Prüfung über den

Jahreslehrstoff am Ende eines jeden Schuljahres an einer öf­

fentlichen Berufsschule nachzuweisen. Wird ein solcher Nach.
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weis nicht erbracht, so hat die Schulbehörde anzuordnen, daß

der Berufsschulpflichtige fernerhin eine öffentliche oder mit

dem Öffentlichkeits recht aus gestattete Berufs schule zu besuchen

hat.

§ 6

Befreiung vom Besuch der Berufs schule

(l) Die Schulbehörde hat von Amts wegen oder über Ansuchen

des für die Erfüllung der Schulpflicht Verantwortlichen körper­

lich oder geistig Behinderte, denen der Schulbesuch nicht zu­

mutbar ist, von der Schulpflicht ganz oder teilweise zu befreien.

(2) Die Befreiung ist zu widerrufen, wenn die Voraus setzungen

hiefür nicht mehr gegeben sind.

(3) Die Schulbehörde hat die Gemeinde, in deren Schulpflicht­

matrik der Berufs schulpflichtige geführt wird, von der Befrei­

ung bzw. deren Widerruf zu verständigen.

§ 7 .

Verantwortlichkeit für die Erfüllung der Schulpflicht

(1) Die ErZiehungsberechtigten (§ 62) haben für die Erfüllung

der Schulpflicht, insbesondere für den regelmäßigen Schulbe­

such und die Einhaltung der Schulordnung durch den Schüler

zu sorgen. Minder jährige Berufsschulpflichtige treten hinsicht­

lich dieser Pflichten neben die Erziehungsberechtigten. Handelt

es sich um eigenberechtigte Berufsschulpflichtige, treffen sie

diese Pflichten selbs t. Sofern der Berufsschulpflichtige im

Haushalt des Arbeitg ebers (Lehrberechtigten) wohnt, tritt

dieser hinsichtlich der im er sten Satz genannten Pflichten

an die Stelle del" Erziehungsbe l"echtigten.



- 7 -

(2) Der Arbeitgeber (Lehrber echtigter, Betriebsinhaber) des

Schulpflichtigen hat Beginn und Ende des Beschäftigungsver­

hältnisses binnen zwei Wochen der für die Führung der Schul­

pflichtmatrik zuständigen Gemeinde zu melden.

§ 8

Schulpflichtmatrik für die Berufsschule

(1) Jede Gemeinde hat eine Schulpflichtmatrik für die Berufs­

schule anzulegen und zu führen. In der Schulpflichtmatrik sind

alle Schulpflichtigen (§ 4) zu erfassen, die in der Gemeinde ih­

ren ordentlichen Wohnsitz haben. Die Gemeinden sind ver­

pflichtet, der Schulbehörde die Schulpflichtigen spätestens sechs

Wochen vor Schulbeginn zu melden.

(2) Die Berufss chulleitungen haben der Gemeinde, in deren

Schulpfiichtmatrik der Berufsschulpflichtige geführt wird, ·den

Schuleintritt und den Schulaustritt anzuzeigen.

(3) Die ErZiehungsberechtigten und die Arbeitgeber sind ver­

pflichtet, die Schulpflichtigen der Gemeinde zu melden und

Auskünfte zu erteilen. Die Gemeinde hat diese Auskünfte un­

verzüglich der Schulbehörde zu übermitteln, soweit dies nicht

bereits gemäß Abs. 1 erfolgt ist.

(4) Die Bezirksverwaltungsbehörde - die Schulbehörde in den

Freistädten Eisenstadt und Rust - hat darüber zu wachen, daß

alle Schulpflichtigen erfaßt werden. Sie hat im Zweifelsfalle

von Amts wegen oder auf Antrag der zur Meldung Verpflich­

teten über das Bestehen der Schulpflicht zu entscheiden.
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§ 9

Zuweisung an die Berufs schule

(1) Voraussetzung für die Aufnahme eines Schülers in eine

öffentliche Berufsschule ist eine Zuweisung durch die Schul­

behörde.

(2) Der Schulpflichtige ist spätestens m.it Vollendung des

16. Lebensjahres an eine bestimmte Berufsschule (Abs. 4)

zur Erfüllung der Schulpflicht zuzuweisen, sofern die Berufs­

schulpflicht nicht später eintritt oder festgestellt wird.

(3) Die Zuweisung hat so rechtzeitig zu erfolgen, daß es dem

Schulpflichtigen möglich ist, ab dem festgesetzten Schulbeginn

seiner Schulpflicht an der bestimmten Berufsschule nachzukom­

J:I:len. Gleiches gilt bei Zuweisung während des Unterrichtsjah­

res wegen Stillegung einer Berufs schule, vorübergehender Un­

terrichtseinstellung oder wegen eines Ausschlusses auf Grund

schulrechtlicher Vors chriften. Durch eine spätere Zuweisung

erlischt die frühere.

(4) Bei der Zuweisung des Schulpflichtigen ist auf eine zweck­

entsprechende Erfüllung der Schulpflicht, insbesondere auf die

in Betracht kommende Fachrichtung und die Entfernung der Be­

rufsschule vom Beschäftigungsort des Schulpflichtigen Bedacht

zu nehmen.

(5) Schulpflichtige, die ihrer Schulpflicht nicht an einer privaten

land- und forstwirtschaftlichen Berufsschule, an einer land- und

forstwirtschaftlichen Fachschule oder an einer in einem anderen

Bundesland befindlichen Berufsschule (Fachs~hule) nachkommen,

sind verpflichtet, jene Berufs schule zu besuchen, der sie zuge­

wiesen werden.

(6) Die Landes1"egierung wird ermächtigt, durch Vereinbarung

mit anderen Ländern die Erfüllung der Schulpflicht dU't"ch Schü-
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ler anderer Bundesländer an burgenländischen Schulen sowie die

Erfüllung der Schulpflicht durch burgenländis che Schüler an

Schulen anderer Länder zu ermöglichen. Im letzteren Fall hat

die Schulbehörde durch Verordnung zu bestimmen, daß alle

Schulpflichtigen einer bestim.m.ten Fachrichtung oder die Schü­

ler aus bestimmten Gebieten des Burgenlandes ihre Schulpflicht

an einer solchen Schule zu erfüllen haben. Die in Betracht kom­

menden Schulpflichtigen sind an diese Schule zuzuweisen.

11. HAUPTSTUCK

ORGANISA TION DER ÖFFENTLICHEN BERUFS- UND

FACHSCHULEN

1. ABSCHNITT

GEMEINSAME BESTIMMUNGEN

§ 10

Allgemeine Zugänglichkeit, Unentgeltlichkeit des Schulbesuches

(1) Die öffentlichen Berufs- und Fachschulen sind allgemein zu­

gänglich. Aus organisatoris chen oder lehrplanmäßigen Gründen

können jedoch Schulen und Klas sen eingerichtet werden, die nur

für Burschen oder nur für Mädchen bestimmt sind.

(2) Der Besuch der öffentlichen Berufs- und Fachschulen ist

- unbeschadet der Bestinunungen der Abs. 3 bis 5 - unent­

geltlich.

(3) Die Einhebung von höchstens kostendeckenden Lern- und

Arbeitsmittelbeiträgen sowie von Unfallversicherungsprämien

ist zulässig.
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(4) Für die in einem öffentlichen Schülerheim untergebrachten

Schüler ist ein für das Schülerheim höchstens kostendeckend

festzus etzender Beitrag für Unterbringung, Verpflegung und

B.etreuung zu entrichten (Schülerheimbeitrag). Die H~he dieses

Beitrages ist von der Schulbehörde festzusetzen.

(5) Der Schülerheimbeitrag ist von jenen Personen zu leisten,

die nach den landarbeitsrechtlichen oder sonstigen Vors chrif­

ten für die aus dem Schulbesuch erwachsenden Kosten aufzu­

kommen haben. Ist dieser Beitrag im Hinblick auf die Ein­

kommens-, Vermögens- und Familienverhältnisse des Beitrags­

pflichtigen nicht oder nur teilweise zumutbar, können nichtrück­

zahlbare Beihilfen aus Landesmitteln in entsprechender Höhe

gewährt w e rd en.

§ 11

Lehrpläne

(1) Di~ Schulbehörde hat Lehrpläne durch Verordnung zu er­

lassen.

(Z) Die Lehrpläne haben zu enth alten:

a) die Bildungs- und Lehraufgaben und den Lehrstoff der

einzelnen Unterrichtsgegenstände sowie didaktische

Grunds ätze;

b) Gesamtstundenzahl und Stundenausmaß der einzelnen

Unterrichtsgegenstände (Stundentafel) ;

c) die Aufteilung des Lehr stoffes und der Unterrichtsstun­

den auf die einzelnen Schulstufen.
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(3) Neben den Pflichtgegenständen können alternative Pflicht­

gegenstände, Freigegenstände, unverbindliche Ubungen sowie

Förderunterricht vorgesehen werden. In den Lehrplänen kann

auch bestimmt werden, daß zwei oder mehrere der vorgesehe­

nen Pflichtgegenstände als alternative oder als zusamInengefaßte

Pflichtgegenstände (Gegenstandsgruppen) zu führen sind.

(4) In den Lehrplänen können Unterrichtsgegenstände bestim.mt

werden, in denen aus organisatorischen oder erzieherischen

Gründen der Unterricht statt für die gesaInte Klas se in Schü-

.lergruppen zu erteilen ist. Die Schüler zahl in einer Schüler­

gl"uppe darf acht nicht unterschreiten.

(5) Im Sinne die ses Ges etzes sind zu verstehen:

a) unter Pflichtgegenständen jene Unterrichtsgegenstände,

deren Besuch für alle in die betreffende Schule aufge­

nommenen Schüler Pflicht ist; der Religionsunterricht

ist Pflichtgegenstand, sofern nicht auf Grund des § 1

Abs. 2 des Religionsunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 190/1949,

eine schriftliche AbIneldung erfolgt ist;

b) unter alternativen Pflichtgegenständen jene Unterrichts­

gegenstände, d~eren Besuch zur Wahl gestellt wird, wo-

bei einer von Inehreren Unterrichtsgegenständen (Gegen­

standsgruppen) gewählt werden muß und der damit gewählte

Unterrichtsgegenstand wie ein Pflichtgegenstand gewertet

wird;

c) unter Freigegenständen jene Unterrichtsgegenstände und

unter unverbindlichen t1bungen jene Unterrichtsveran­

staltungen, zu deren Besuch eine AnIneldung zu Beginn

des Schuljahres erforderlich ist und die nicht wie

Pflichtgegenstände gewertet werden;

d) unter Förderunterricht jene Unterrichts stunden, deren

Besuch nicht verpflichtend ist und die nicht gewertet

werden, für solche Schüler, die zusätzlich zu den
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Pflichtgegenständen (lit. a und b) eines weiteren Lernan­

gebotes bedü~fen.

§ 12

Lehre"

(1) Der Unte~richt ist durch Fachlehrer zu erteilen.

(2) FÜT jede Schule sind ein Leiter sowie die zur ordnungs­

gemäßen Unterrichtserteilung erfo~deT'lichen Lehrer zu be­

stellen.

(3) Wird eine BeT'Ufsschule in organisatorischem Zusam.men­

hang mit einer Fachschule geführt, obliegt die e"'zieherische

und veT'waltungsmäßige Leitung beideT." Schulen dem Leitet" deT

Fachs chule.

(4) Hiedurch weT'den die Vorschriften des LehreT'dienstrechtes,

bei Religionslehrern auch jene des Religionsunterrichtsrechtes,

nicht berührt.

§' 13

Klassenschülerzahl

(l) Eine Klasse darf nur geführt werden, wenn die Schülerzahl

mindestens 18 beträgt. Die Schulbehörde kann diese Zahl auf

12 herabsetzen, wenn die Bildungsaufgabe der Schule in anderer

Weise nicht erfüllt werden kann.

(2) Die Zahl der Schüler in einer Klasse soll 36 nicht über-

s chreiten. Wenn die Einhaltung dies er Klass ens chülerzahl aus

nicht behebba T'en pe1"sonellen und T'äumlichen Gründen undurch­

fühT'bar ist, kann die Klassenschülerzahl mit Zustimmung deT'

Schulbehörde el"höht werden.
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(3) Die Schulbehörde hat durch Verordnung zu bestimmen, bei

welcher Mindestzahl von Anmeldungen ein alternativer Pflicht­

gegenstand, ein Freigegenstand oder eine unverbindliche Übung

sowie bei welcher Mindestzahl von Schülern ein Förderunter­

richt abzuhalten ist. Sie hat überdies zu bestiInmen, bei Un­

terschreitung welcher Mindestzahl von teilnehmenden Schülern

ein Freigeg~nstand oder eine unverbindliche Ubung ab Ende des

laufenden Beurteil ungsabschnittes nicht mehr weiterzuführen ist.

Sofern die Mindestzahl für die Führung der erwähnten Unter­

richtsveranstaltungen in einer Klasse zu gering ist, können

Schüler mehrerer Klassen einer oder mehrerer Schulen zur

Erreichung der Mindest zahl zusammengefaßt werden.

§ 14

Schuljahr

(1) Das Schuljahr beginnt am ersten Montag im September und

dauert bis zum Beginn des nächsten Schuljahres.

(2) Bei den ganzjährigen Fachschulen besteht das Schuljahr aus

dem Unterrichtsjahr und den Hauptferien. Das Unterrichtsjahr

besteht aus zwei Semestern und de~ Semesterferien. Das erste

Semester beginnt m.it dem Schuljahr und endet am ersten Mon­

tag im Feber. Das zweite Semester beginnt am zweiten Montag

im Feber und endet mit Beginn der Hauptferien.

(3) Bei den saisonmäßigen und lehrgangsmä..ßigen Berufs- und

Fachschulen besteht das Schuljahr aus dem Unterrichtsjahr, der

unterrichtsfreien Zeit und den Hauptferien.

(4) Die Hauptferien beginnen an dem Sam.stag, der frühestens

auf den 28. Juni und spätestens auf den 4. Juli fällt; sie en­

den m.it dem Beginn des nächsten Schuljahres.
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§ 15

Schulfreie Tage im Unterrichts jahr

(l) Schulfrei sind folgende Tage des Unterrichtsjahres:

a) die Sonntage und gesetzlichen Feiertage, der Allerseelen..

tag und der 11. Novem.ber als Festtag des Landespatrons ;

b) als Weihnachtsferien die Tage vom 24.· DezeInber bis ein..

schließlich 6. Jänner;

c) die Tage vom Montag bis einschließlich Samstag der Semester ..

ferien (§ 14 Abs. 2);

d) als Osterferien die Tage vom Samstag vor deIn Palmsonntag

bis einschließlich Dienstag nach Ostern;

e) als Pfingstferien die Tage vom Samstag vor bis einschließlich

Dienstag nach Pfingsten;

f) der einem gemäß lit. a oder b schulfreien Freitag unmittel­

bar folgende Samstag.

(2) Von der Schulbehörde können in jedem Unterrichtsjahr schul..

frei erklärt werden:

a) aus Anlässen des schulischen und öffentlichen Lebens,

aus wirtschaftlichen oder organisatorischen Gründen,

für Elternsprechtage und religiöse übungen insgesamt

bis zu sechs Unterrichtstage;

b) bei Unbenützbarkeit des Schulgebäudes, in Katastrophen­
fällen oder aus sonstigen zwingenden oder aus im öffent-

lichen Interesse gelegenen Gründen, die unumgänglich

notwendigen Zeiten.

(3) Werden gemäß Abs. 2 lit. b insgesamt mehr als sechs

Unter.richtstage schulfrei erklärt, kann die Schulbehörde an­

ordnen, daß die darüber hinaus entfallenen Unterrichtstage

durch Verlänge't"ung des Unterrichtsjahres bei Verkürzung

der unterrichtsfreien Zeit oder der Hauptferien eingebracht
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werden; die Hauptferien dürfen jedoch um nicht mehr als zwei

Wochen verkürzt werden.

§ 16

Unterrichtsstunden

(1) Die durch den Lehrplan bestimmte Gesamtwochenstunden..

zahl ist vom Schulleiter möglichst gleichmäßig auf die ein..

zelnen Unterrichtstage der Woche aufzuteilen.

(2) Die Schulbehörde kann a?-s wirtschaftlichen oder organisa­

torischen Gründen durch Verordnung bestimmen, daß in ein­

zelnen oder allen Schulen der erforderliche vollschulartige

Unterricht (§ 17 Abs. Z lit. bund § 19 Abs. Z) auf fünf Tage

in der Woche unter Wahrung der im Lehrplan vorgesehenen

Gesamtwochenstundenzahl zusam.mengezogen wird.

(3) Die Schulbehörde kann aus organisatorischen oder erziehe­

rischen Gründen durch Verordnung bestimmen, daß Unterrichts­

gegenstände ganz oder teilweise als zusammengezogener Unter­

richt zeitlich geschlos sen in Kursform unterrichtet werden. Die..

s er Unterricht kann auch außerhalb der Schule stattfi~den.

(4) Der Unterricht darf nicht vor sieben Uhr beginnen und am

Vormittag höchstens fünf Unterrichtsstunden, wenn mindestens

drei Stunden auf praktischen Unterricht entfallen, höchstens

sechs Unterrichtsstunden dauern. Zwischen dem Vormittags ..

und Nachmittagsunterricht hat ein Zeitraum von mindestens

einer Unterrichtsstunde zuzüglich der dazugehörigen Pause zu

liegen. Der Nachmittagsunterricht darf nicht länger als bis

18 Uhr dauern. Am Samstag darf der Unterricht höchstens

sechs Unterrichtsstunden, längstens aber bis 14 Uhr dauern.

(5) An Schulen, denen zur Durchführung des praktischen Unter­

richtes ein Lehr .. und Versuchsbetrieb anges chlos sen ist, darf
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der praktis ehe Unterricht frühestens um s eehs Uhr begonnen

werden und hat spätestens um 20 Uhr zu enden.

(6) Die Unterrichtsstunde hat 50 Minuten zu dauern. Die Schul­

behörde kann aus Gründen des Lehrplanes oder wegen der Not­

wendigkeit von Wechselunterricht durch Verordnung die Dauer

aller oder einzelner Unterrichtsstunden für einzelne Schulen

m.it 45 Minuten festsetzen.

(7) Zwischen den einzelnen Unterrichtsstunden sind vom Schul­

leiter ausreichend Pausen in der Dauer von mindestens fünf

bis höchstens 20 Minuten vorzusehen. Wenn es die Art des

Unterrichtsgegenstandes oder der Stundenplangestaltung er­

fordern, kÖB,nen zwei Unterrichtsstunden ohne Pause aneinan­

derschließen; die Dauer der hierauf fo~genden Pause hat min­

destens zehn Minuten zu betragen.

(8) Die Stunden des praktischen Unterrichtes können in dem

nach der Art des Unterrichtsgegenstandes notwendigen Ausmaß

und ohne Verlängerung der darauffolgenden Pause aneinander­

schließen; in diesem Fall sind den Schülern jedoch Ruhepausen

im Ausmaß der sonst auf die Pausen entfallenden Zeit ent­

sprechend dem Arbeitsablauf einzeln oder in Gruppen zu ge­

währen.

2. ABSCHNITT

BERU FSSCHU LEN

§ 17

Fachrichtungen und Organisationsformen

(1) Die Berufsschule kann in folgenden Fachrichtungen ge­

führt werden:
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a) Landwirts chaft

b) in den Sonder gebieten der Landwirtschaft:

aa) Ländliche Hauswirtschaft

bb) Gartenbau

cc) Weinbau einschließlich Kellerwirtschaft

dd) Obstbau einschließlich Obstbaumpflege

ee) Molker ei- und Käs er eiwirts chaft

ff) Fischereiwirtschaft

gg) Geflügelwirts chaft

hh) Bienenwirts chaft

c) Forstwirts chaft

(2) Die Berufsschule ist bei gleichem Unterrichtsausmaß in

der Organisationsform einer

a) saisonm.äßigen Schule mit einem auf eine bestimmte Jahres­

zeit zusammengezogenen Unterricht mit zwei Unterrichts­

tagen pro VVoche oder

b) lehrgangsmäßigen Schulen mit einem mehrere VVochen

dauernden vollschulartigen Unterricht

zu führen.

(3) Die Berufsschule kann ein bis drei Schulstuf en umfassen,

wobei jeder Schulstufe - soweit es die Schüler zahl zuläßt ..

eine Klasse zu entsprechen hat. Bei einer Schülerzahl von

weniger als 18 je Schulstufe können unter Bedachtnahme auf

die Bestimmungen des § 13 Klassen gleicher Schulstufe ver­

schiedener Fachrichtungen zur Unterrichtserteilung in bestimm­

ten Gegenständen zu einer Klasse zusammengefaßt werden.

§ 18

Lehrplan

(I) Im Lehrplan der Berufsschule sind als Pflichtgegenstände

vorzusehen:
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a) für alle Fachrichtungen:

Religion, Deutsch (einschließlich Schriftverkehr), Rechnen,

Politische Bildung, Lebenskunde. Leibesübungen;

b) für die Fachrichtung Landwirts chaft:

Pflanzenproduktion, Tierproduktion;

c) für die Fachrichtung Ländliche Hauswirtschaft:

Hauswirtschaft, Landwirtschaft;

d) für. die Fachrichtung Gartenbau:

Allgemeiner Gartenbau;

e) für die Fachrichtung Weinbau einschließlich Keller­

wi rts chaft:

Pflanzenproduktion, Weinbau;

f) für die Fachrichtung Obstbau einschließlich Obstbaumpflege:

Pflanzenproduktion, Obstbau;

g) für die Fachrichtung Molkerei- und Käsereiwirtschaft:

Milchgewinnung, Milchverarbeitung, Milchunter suchung;

h) für die Fachrichtung Fischereiwirtschaft:

Fischzucht;

i) für die Fachrichtung Geflügelwirtschaft:

Geflügelzucht;

j) für die Fachrichtung Bienenwirtschaft:

Bienenkunde;

k) für die Fachrichtung Forstwirtschaft:

Wa1dwi rts chaft, Landwirtschaft;

1) ergänzend zu lit. abis k jene naturkundlichen, fachtheore­

tischen, praktisch-wirtschaftlichen .und berufskundlichen

Unterrichtsgegenstände, die im Hinblick auf die voraussicht­

lich künftige Berufstätigkeit der Schüler erforderlich sind.

(2) Das Unterrichtsausmaß in den Pflichtgegenständen ist mit

mindestens 600 und höchstens 1 000 Unterrichtsstunden fest­

zusetzen. Die Gesamtunterrichtsstunden sind auf die Schul-
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stufen unter Bedaehtnahme auf die Möglichkeit des Ubertrittes

nach der ersten Sehulstufe in eine beruisschulersetzende

Fachschule zu verteilen.

3. ABSCHNITT.

FACHSCHULEN

§ 19

Fachriehtungen, Organisationsformen und Aufbau

(1) Die Fachschule kann in folgenden Fachrichtungen geführt

werden, wobei der Schwerpunkt des an den Schulen vermit­

telten Fachwissens der jeweiligen Fachrichtung zu entsprechen

hat:

a) Landwirtschaft

b) in den Sondergebieten der Landwirtschaft:

aa) Ländliche Hauswirtschaft

bb) Gartenbau

ce) Weinbau einschließlich Kellerwirtschaft

dd) Obstbau einschließlich Obstbaumpflege

ee) Molkerei- und Käsereiwirtschaft

ff) Fischereiwirtschaft

gg) Geflügelwirts chaft

hh) Bienenwirtschaft

c) Forstwirtschaft

(2) Die Fachs chule ist in den einzelnen Schulstufen vollschul­

artig in der Organisationsform einer

a) ganzjährigen Schule oder
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b) saisonmäßigen Schule m.it einem auf eine bestim.m.te Jahres­

zeit zusammengezogenen Unterricht

zu führen.

(3) Die Fachschulen können je nach Organisationsform und Auf.

bau ein bis vier Schulstufen umfassen. wobei jeder Schulstufe

eine.Klasse zu entsprechen hat.

(4) Die Fachschulen gliedern sich nach ihrem Aufbau in

a) Fachschulen. die erst nach Erfüllung der Berufsschul­

pflicht besucht werden können (§ 20 Abs. 2 lit. a);

b) Fachschulen, in denen auch die Berufsschulpflicht er­

füllt werden kann (§ 20 Abs. 2 lit. b);

c) Fachschulen zur Ausbildung für die Führung eines Haus­

halts, in denen das neunte Schuljahr der allgemeinen

Schulpflicht erfüllt werden kann (§ 20 Abs. 2. lit. c);

d) Fachschulen, in, denen das neunte Schuljahr der allge­

meinen Schulpflicht und die Beru:1sschulpflicht erfüllt

werden kann (§ 20 Abs. 2 lit. d).

(5) Fa€hschulen im Sinne des Abs. 4 lit.. c sind als "Länd­

liche Haushaltungs schule" zu bezeichnen.

§ 20

Lehrplan

(1) Im Lehrplan der Fachschulen sind als Pflichtgegenstände

vorzusehen:

a) für alle Fachrichtungen:

Religion, Deutsch, Mathematik, Politische Bildung, Rechts­

kunde, Wirtschaftskunde, Betriebswirtschaft und Buchführung,

Lebenskunde, Leibesübungen;
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b) für die Fachrichtung Landwirtschaft:

Pflanzenproduktion, Tierproduktion, Landtechnik und Baukunde;

c) für die Fachrichtung Ländliche Hauswirts chaft:

Haushaltungskunde, Kinderpflege, Ernährung und Vorratswirt­

schaft, Wäsche- und Bekleidungskunde, Gartenbau, Landwirt­

schaft;

d) für die Fachrichtung Gartenbau:

Allg emein e r Ga rtenbau, Gemüs ebau, 2i erpflanz enbau, Gart en­

technik und Baukunde;

e) für die Fachrichtung Weinbau einschließlich Kellerwirtschaft:

Pflanzenproduktion, Weinbau, Kellerwirtschaft, Landtechnik

und Baukunde ;

f) für die Fachrichtung Obstbau einschließlich Obstbaurnpflege:

Pflanzenproduktion, Obstbau, Obstverwertung, Landtechnik

und Baukunde;

g) für die Fachrichtung Molkerei- und Käsereiwirtschaft:

Milchwirtschaft und Molke"e~wesen, Milchwirtschaftliche

Chemie, Milchwirtschaftliche Technologie, Molkerei-

mas chinenkunde ;

h) für die Fachrichtung Fischereiwirtschaft:

Fischkunde, Fischzucht und Teichwirtschaft;

i) für die Fachrichtung Geflügelwirtschaft:

Geflügelzucht und Geflügelhaltung, Betriebsformen der

Geflügelhaltung;

j) für die Fachrichtung Bienenwirtschaft:

Bienenkunde;

k) für die Fachrichtung Forstwirtschaft:

Waldbau, Forsttechnik und Baukunde, Meßkunde und

Holzverwertung, Forstschutz;

1) ergänzend zu lit. abis k jene naturkundlichen, fach­

theoretischen, praktis ch-wi l:"ts chaftlichen und berufs­

kundlichen Unterrichtsgegenstände, die im. Hinblick auf

die voraus sichtlich künftige Berufstätigkeit der Schüler

erforderlich sind.
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(2) Die Zahl der Unterrichtsstunden in den Fflichtgegenständen

ist je nach Aufgabe und O~ganisationsfo,.mder Fachschule fest.

zusetzen:

a) für Fachs chulen im Sinne des § 19 Abs. 4 lit. a mit min­

d estens 1 300 und höchstens 1 500 Unterrichtsstunden, ver­

teilt auf eine oder zwei Schul stufen;

b) für Fachschulen im Sinne des § 19 Abs. 4 lit. b mindestens

1 800 und höchstens 2 400 Unterrichtsstunden, verteilt auf

mindestens zwei Schulstufen;

c) für Fachschulen im Sinne des § 19 Abs. 4 lit. c mindestens

. 1 300 und höchstens 1 500 Unterrichtsstunden in einer Schul­

stufe;

d) für Fachschulen im Sinne des § 19 Abs. 4 lit. d mindestens

2 800 und höchstens 4 500 Unterrichtsstunden, verteilt auf

zwei bis vier Schulstufen, wobei die erste mindestens 1 300

Unterrichtsstunden zu umfassen hat.

(3) Im Lehrplan der Fachschule können .durch Verordnung alter­

native Fflichtgegenstände oder Freigegenstände insoweit vorge­

sehen werden, als die Erteilung des Unterrichtes in diesen

Gegenständen im Hinblick auf die allgemeine Entwicklung

(Stand der Wissenschaft, Strukturwandel in der Landwirt-

s chaft) zweckmäßig erscheint oder für die Berufstätigkeit

in den Froduktionsverhältnissen, unter denen Schüler ihren

künftigen Beruf voraus sichtlich ausüben werden, Hilfe bieten

kann.

§ 21

Aufnahmevorauss etzungen

(1) Voraussetzungen für die Aufnahme in die Fachschule sind:

a) die Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht, soweit diese

nicht durch den Besuch der Fachschule erfüllt werden kann;
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bei Fachschulen gemäß § 19 Abs. 4 lit. a die Erfüllung

der Beruisschulpflicht;

b) die körperliche Eignung;

c} die Fachschuleignung (geistige Eignung);

d} die Erklärung des Einverständni sses zur internatsmäßigen

Unterbringung.

(2) Die körperliche Eignung ist gegeben, wenn der Aufnahme..

werber in der Lage ist, an den im Lehrplan vorgesehenen

Unterrichtsveranstaltungen teilzunehm.en. Sie ist durch ein

ä.rztliches Zeugnis nachzuweis en.

(3) Die Fachs chuleignung ist gegeben, wenn die erfolgreiche

Teilnahme an den Unterrichtsveranstaltungen erwartet wer­

den kann und wird durch eine Eignungsprüfung festgestellt.

Die Eignung ist jedoch als gegeben anzunehmen, wenn der

Aufnahmewerber in jener Schulstufe, an welche die Fachschu­

le anschließt~ einen günstigen Schulerfolg ·erzielt; ein solcher

liegt vor, wenn das Abschlußzeugnis der in Betracht kom.men­

den Schulstufe in keinem Pflichtgegenstand die Note "Nicht

genügend" enthäl t und überdies keinen schlechteren Noten­

durchschnitt als 2,8 in den Pflichtgegenständen aufweist, wo­

bei jeweils die Noten aus Fremdsprachen, Geometrischem

Zei cbnen und Kurzschrift außer Betracht bleiben.

(4) Mit der Aufnahme in die Fachschule ist die internatsmäßi..

ge Unterbringung im Schülerheim verbunden. Die Schulbehörde

hat ausnahmsweise externen Schulbesuch zu bewilligen, wenn

das Schülerheim. überfüllt ist und für die Unterbringung des

Schülers am Sitze der Schule oder in nächster Nähe vor ge­

sorgt wurde. Ein externer Schulbesuch ist auch zu bewilli ..

gen, wenn der Schüler am Sitze der Schule seinen ordentlichen

Wohnsitz hat.



- 24 -

§ 22

Ei gnung s prüfung

(1) Die Schulbehörde hat für Aufnahmewerber an Fachschulen.

für die die erfolgreiche Ablegung einer Eignungsprüfung eine

Aufnahmevoraussetzung ist. einen Som..tnertermin für diese

Prüfungen festzusetzen.

(2) Voraussetzung für die Zulas sung zu den Eignungsprüfungen

ist die Erfüllung aller anderen Aufnahmevoraussetzungen für

die betreffende Schulart.

(3) Zur Ablegung der Eignungsprüfung sind alle Aufnahmewerber

berechtigt. die den Bestimmungen des Abs. 2 entsprechen. Die

Ablegung der Prüfung zu einem anderen Zeitpunkt ist von der

Schulbehörde auf Ansuchen des Aufnahmewerbers zu bewilligen,

wenn er die Prüfung aus wichtigen Gründen nicht im Sommer­

termin ablegen kann oder konnte.

(4) Eine für eine bestimmte Schulartabgelegte Eignungsprüfung

darf für dasselbe Schuljahr nicht wiederholt werden.

§ 23

Durchführung der'Eignungsprüfungen

(1) Die Prüfungs gebiete der Eignungsprüfungen hat die Schul­

behörde nach den Aufgaben der einzelnen Schularten durch Ver­

ordnung zu bestirnrnen. wobei auf den Lehrplan jener Schul­

stufe Bedacht zu nehmen ist. deren erfolgreicher Besuch Min­

destvoraussetzung für die Aufnahme ist. Die Schulbehörde hat

ferner durch Verordnung je nach der Art des Prüfungsgebietes

. festzusetzen, ob die Prüfung schriftlich und mündlich, nur

schriftlich oder nur mündlich oder auch praktisch abzulegen

ist.
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(2) Zur Durchführung der Prüfung hat der Schulleiter die er­

forderliche Zahl von Lehrern als Prüfer zu bestellen.

(3) Die Aufgabenstellungen in den einzelnen Prüfungsgebieten

sind, soweit sie nicht von der Schulbehörde einheitlich fest­

gelegt werden, in einer Konferenz der Prüfer unter dem Vor­

sitz des Schulleiters festzusetzen.

(4) Die Schulbehörde kann an Stelle oder in Verbindung mit

der Prüfung aus bestim.mten Prüfungsgebieten nach wissen­

schaftlichen Grundsätzen erstellte und erprobte Untersuchungs­

verfahren zur Feststellung der Eignung für die betreffende Schul­

art einführen.

§ 24

Prüfungs ergebnis

(1) Die Leistungen des Aufnabmewerbers in jedem Prüfungsge~

biet sind vom Prüfer unter sinngemäßer Anwendung der Be­

stimmungen des § 37 Abs. 2 bis 4 zu beurteilen. Bei standardi­

sierten Untersuchungsverfahren tritt an die Stelle der Beurteilung

durch den Prüier das Bewertungsergebnis der Eignungsuntersu­

chung.

(2) Auf Grund der Prüfungs ergebniss e nach Abs. 1 ist unter

Berücksichtigung der bisherigen Schulleistungen in einer Kon­

ferenz der Prüfer unter dem Vorsitz des Schulleiters mit

Stimmenmehrheit festzus etzen, ob der Aufnahmewerber die

Prüfung "bestanden" oder wegen mangelnder Eignung "nicht

bestanden'! hat 1.Gesamtbeurteilung). Bei Stimmengleichheit

ent scheidet der Schulleiter.

(3) Dem Aufnahmewerber ist die Gesam.tbeurteilung seiner

Leistungen bei der Eignungsprüfung (Abs. 2) bekanntzugeben.

Kann der Aufnahmewerber wegen Platzmangels nicht in die
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Schule aufgenommen werden oder lautet die Gesamtbeurteilung

auf "nicht bestandenli, ist ihm auf sein Verlangen über die

Einzelbeurteilungen durch die Prüfer bzw. das Bewertungs­

ergebnis des standardisierten Unte-rsuchungsverfahrens und

die Gesamtbeurteilung (Abs. 1 und 2) ein Zeugnis auszustel­

len.

(4) Die erfolgreiche Ablegung einer Eignungsprüfung berechtigt

- bei Erfüllung der sonstigen Aufnahmevoraussetzungen - zur

Aufnahme in alle Schulen cierselben Schulart in jenem Schuljahr,

für das sie abgelegt wurde.

§ 25

Übertritt von der Fachschule eines anderen Bundeslandes

Die in einer Fachschule eines anderen Bundeslandes zurück­

gelegte Schulzeit ist von der Schulbehörde auf die Zeit des

Besuches eineT Fachs chule gleicher oder verwandter Fach­

richtung nach Maßgabe der Ve!"gleichba ~keit des Unterrichts­

ausmaßes anzurechnen.
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III. HAUPTST UCK

ORDNUNG VON UNTERRICHT UND ERZIEHUNG FUR DIE ÖF­

FENTLICHEN BERUFS- UND FACHSCHULEN

1. ABSCHNITT

AUFNAHME IN DIE SCHULE

§ 26

Aufnahme als ordentlicher Schüler

(1) Als ordentlicher Schüler ist nach Maßgabe der Bestimmungen

des § 28 aufzunehmen, wer

a) die gesetzlichen Aufnahmevoraussetzungen für die betreffende

Schulart und Schulstufe erfüllt,

b) die Unterrichtssprache so weit beherrscht, daß er dem Unter­

richt zu folgen vermag, und

c) die gesundheitliche und körperliche Eignung für die betreffen­

de Schulart besitzt, zu deren Feststellung im Zweifelsfalle

ein Gutachten des Schularztes oder Amtsarztes einzuholen

ist.

(2) Die Aufnahme als ordentlicher Schüler während des Unter­

richtsjahres bedarf - ausgenommen im Falle einer Zuweisung

gemäß § 9 Abs. 3 und § 75 Abs. 5 - der Bewilligung der Schul­

behörde. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn wichtige in der

Person des Schülers oder seiner Erziehungsberechtigten liegen­

de Gründe gegeben sind.

(3) Wenn der Aufnalunewerber vorher Schüler einer anderen

Schule war, darf eine Aufnahme als ordentlicher Schüler nur

erfolgen, wenn er ein Abschlußzeugnis oder ein Zeugnis bzw.
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eine Besuchsbestätigung mit Abgangsklausel der bisher besuch­

ten Schule vorlegt.

(4) Ein Aufnahmewerber, der die Aufnahme in eine Schulstufe

der Berufs- oder Fachschule anstrebt,

a) ohne durch das Zeugnis einer öffentlichen oder mit dem

Öffentlichkeits recht ausgestatteten Berufs- oder Fach­

schule gleicher Fachrichtung zur Aufnahme in die be­

treffende Schulstufe berechtigt zu sein, ferner

b) nicht jünger ist, als der betreffenden Schulstufe entspricht

und

c) nicht im unmittelbar vorhergegangenen Schuljahr eine Schul­

stufe besucht hat, deren erfolgreicher Abschluß zur Aufnahm.e

in die angestrebte Schulstufe berechtigt,

ist vom Schulleiter zur Ablegung einer Einstufungsprüfung zuzu­

lassen. Zweck der Einstufungsprüfung ist die Feststellung, ob

die Vorbildung des Aufnahmewerbers für die angestrebte Schul­

stufe ausreicht. Die näheren BestimlTlungen über die Aufnahme

auf Grund einer Einstufungsprüfung sind unter Berücksichtigung

der Aufgabe und des Lehrplanes der einzelnen Schularten durch

Verordnung der Schulbehörde zu erlas sen.

(5) Die Aufnahme gilt ohne weitere Anmeldung für alle an: der

betreffenden Schule geführten Schulstufen derselben Schulart

bis zur Beendigung des Schulbesuches im Sinne des § 46.

§ 27

Aufnahme als außerordentlicher Schüler

(1) Voraussetzung für die Aufnahme als außerordentlicher Schü­

ler ist, daß der Aufnahmewerber nach Alter und geistiger Rei­

fe zur Teilnahm.e arn Unterricht der betreffenden Schulstufe ge­

eignet ist und wichtige in seiner Person liegende Gründe die

Aufnahme rechtfertigen. Berufsschulpflichtige sind nur dann als
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außerordentliche Schüler aufzunehmen, wenn ihre Aufnahme als

ordentliche Schüler wegen mangelnder Kenntnis der Unterrichts­

sprache nicht zuläs sig ist (§ 26 Abs. 1 lit. b).

(2) Die Aufnahme als außerordentlicher Schüler im Sinne des

Abs. 1 ist höchstens für die Dauer eines Schuljahres zuläs sig.

Nach Beendigung des auße~ordentlichenSchulbesuches ist der

Schüler, wenn er die Voraussetzungen des § 26 .Abs. 1 erfüllt,

als ordentlicher Schüler aufzunehmen.

(3) Gemäß Abs. 1 aufgenommene schulpflichtige außerordent­

liche Schüler haben alle Pflichtgegenstände der betreffenden

Schulstufe zu besuchen.

(4) Die Aufnahme als außerordentlicher Schüler ist nur dann

zulässig, wenn alle als ordentliche Schüler in Betracht korrunen­

den Aufnahmewerber aufgenommen worden sind.

(5) Aufnahmewerber, die eine Schulstufe als ordentliche Schüler

ohne Erfolg besucht haben, dürfen in eine höhere Schulstufe der

gleichen Schulart nicht als außerordentliche Schüler aufgenom.men

werden.

(6) Auf Ansuchen des Schülers hat die Schulbehörde den außer­

ordentlichen Schulbesuch als ordentlichen Schulbesuch dann an­

zurechnen, wenn die für eine Aufnahme als ordentlicher Schüler

fehlenden Aufnahmevoraussetzungen nachträglich erfüllt werden

und der Schüler am Unterricht in allen Unterrichtsgegenständen

der betreffenden Schulstufe erfolgreich teilg-enommen hat.

§ 28

Aufnahmeverfahr en

(1) Für die Aufnahme in die erste Schulstufe der Fachschule

hat die Schulbehörde eine Frist zur Anmeldung festzulegen

und jährlich in geeigneter Weise bekanntzumachen. Für die
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Aufnahme in die Berufsschule gilt die Zuweisung durch die

Schulbehörde als Amneldung.

(2) tiber die Aufnahme der angemeldeten Aufnahmewerber hat

der Schulleiter zu entscheiden. Die Aufnahme ist durch An­

schlag an der Amtstafel der Schule oder in anderer geeigne­

ter Weise bekanntzugeben. Die Ablehnung der Aufnahme ist dem

Aufnahmewerber, bei Schulpflichtigen auch der Schulbehörde,

schriftlich unter Angabe der Gründe mitzuteilen.

(3) Wenn unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen der Abs .. 1

und 2 nicht alle Aufnahmewerber, die die Voraussetzungen für

die Aufnahme als ordentliche Schüler erfüllen, in eine Fach­

schule aufgenommen werden können, sind alle Aufnahmewerber

nach ihrer Eignung (Lernerfolg in den bisher zurückgelegten

Schulstufen) und dem Ergebnis einer allfälligen Eignungsprüfung

zu reihen. Die nach dem Ergebnis der Reihung Geeigneteren

sind aufzunehmen, die übrigen abzuweisen.

(4) Der Schulleiter hat Aufnahmewerber, die bei der Anwendung

der Bestimmungen des Abs. 3 nicht aufgenommen werden kön­

nen, unverzüglich der Schulbehörde zu melden. Die Schulbehör­

de hat durch Zuweisung dieser Aufnahmewerber an andere Schu­

len gleicher Schulform bzw. Fachrichtung und durch Beratung

der Erziehungsberechtigten für die Aufnahme möglichst aller

Aufnahmewerber in Schulen, die für sie in Betracht kommen,

zu sorgen.

2. ABSCHNITT

UNT ERRICHTSORDNUNG

§ 29

Klas senbildung, Lehrfächerverteilung

(1) Die Schüler sind vom Schulleiter unter Beachtung der Vor-
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schriften über die Schulorganisation in Klassen (Jahrgänge)

ein.zuteilen (Klas senbildung) . In den lehrgangsmäßigen Berufs­

schulen hat der Schulleiter im Zusammenhang mit der Klas­

senbildung die Einteilung in die einzelnen Lehrgänge vorzuneh­

men, wobei nach Möglichkeit auf eine gleichmäßige Verteilung

der Schüler auf die einzelnen Lehrgänge und auf rücksichts­

würdige U,mstände in sozialer und betrieblicher Hinsicht Be­

dacht zu nehmen ist.

(2) Der Schulleiter hat für jedes Unterrichtsjahr (an lehrgangs­

mäßigen Berufsschulen für jeden Lehrgang) nach Beratung der

allgemeinen Gesichtspunkte in der Schulkonferenz die lehrplan..

mäßig vorgesehenen Wochenstunden de'T" Unterrichtsgegenstände

in den einzelnen Klass en den einzelnen Lehrern der Schule un­

ter Beachtung eT'zieheris eher und unterrichtskundlicheT' Grund­

sätze, unter Bedachtnahme auf die Vorschriften über die Lehr ..

verpflichtung und über die Lehrbefähigung sowie unter Berück-·

sichtigung hiemit vereinbaT"er Wünsche der Lehrer zuzuweisen
"

(Lehrfächerverteilung) . . t,
(3) Die Klas senbildung und die Lehrfächerverteilung sind von

der SchulbehöT'de zu genehmigen. Die Bestimmungen des Abs. 2

gelten sinngemäß auch für Unterrichtsveranstaltungen im Sinpe

des § 16 Abs. 3.
....
i,.

§ 30

Stundenplan

(1) Der Schulleiter hat unter Bedachtnahme auf die Bestimmung

des § 16 Abs. 3 für jede Klasse innerhalb der ersten zwei Wo­

chen des Unterrichtsjahres, an lehrgangsmäßigen Berufsschulen

innerhalb der ersten beiden Schultage einer Klasse, einen Plan

über die für die Unterrichtsarbeit zweck.m.äßige Aufteilung der

lehrplanmäßig vorgesehenen UnteTrichtsgegenstände auf die ein­

zelnen Unterrichtsstunden (Stundenplan) in geeigneter Weis e kund.
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zumachen. Der Stundenplan und jede nicht nur vorübergehende

Änderung de,s s eIben sind von der Schulbehörde zu genehmigen.

(2) Wenn ein Lehrer an der Erfüllung des Stundenplanes ge­

hindert ist, hat der Schulleiter dafür zu s argen, daß die be­

treffenden Unterrichtsstunden von einem anderen Lehrer ge­

halten werden (Supplierung); die betreffenden Unterrichtsstunden

sind nach Möglichkeit für die iIn Stundenplan vorgesehenen Un­

terrichtsgegenstände zu verwenden (Fachsupplierung). Wenn der

Entfall von Unterrichtsstunden vom Schulleiter angeordnet wer­

den muß, hat er für die Beaufsichtigung der' ·Schüler bis zum

stundenplanmäßig vorgesehenen Unterrichtsende zu sorgen.

(3) Der Schulleiter kann aus wichtigen Gründen den fallweisen

Austausch von Unterrichtsstunden bewilligen (Stundentausch).

Die Schüler sind von einem Stundentausch rechtzeitig in Kennt­

nis zu setzen.

§ 31

Pfiicht g e g enstände

(1) Soweit alternative Pflichtgegenstände (Gegenstandsgruppen)

vorgesehen sind, haben die Schüler zwischen diesen zu wählen.

Der Schulleiter hat ihnen hiefür eine Frist von mindestens acht

Tagen einzuräumen. Wenn die Wahl nicht innet'halb dieser Frist

get!'offen wird, hat der Schulleiter dem Schüler nach dessen An­

hörung einen der alternativen Pflichtgegenstände (eine Gegen­

standsgruppe) zuzuweisen. Die Wahl bzw. die Zuweisung gilt

für alle Schulstufen, in denen der Pflichtgegenstand (die Gegen­

standsgruppe) lehrplanmäßig geführt wird.

(2) Wenn ein Schüler von einer Schule in eine andere Schule

übertritt, an der jedoch die bisher besuchten alternativen

Pflichtgegenstände (Abs. 1) nicht geführt werden, kann er

die alternativen Pflichtgegenstände in der Form weiterführen,

daß er gegebenenfalls die entsprechenden Freigegenstände be-



- 33 ..

sucht. AndeTnfalls hat der Schüler die bisher besuchten alter­

nativen Pflichtgegenstände zu wechseln. Im Falle des Wech­

sels der Pflichtgegenstände (Gegenstandsgruppen) hat der

Schüler die dem Lehrplan entsprechenden Leistungen der

versäumten S chulstufe"n "innerhalb einer angemessenen Frist

nachzuweisen, die der Schulleiter mit höchstens einem halben

Unterrichtsjah T' je versäumter Schulstufe zu bemes sen hat.

(3) Auf Ansuchen des Schülers odeT von Amts wegen hat der

Schulleiter einen Schüler von der Teilnahme an einzelnen

Pflichtgegenständen zu befreien, wenn dieser aus gesundheit­

lichen Gründen da T'an nicht teilnehmen kann. Der Schulleiter

kann im Zweifelsfall hiefür die Vorlage eines ärztlichen Zeug­

niss es verlangen. Die Schulbehörde hat durch Verordnung fest­

zulegen, in welchen Pflichtgegenständen eine solche Befreiung

ohne oder mit Auflage von Prüfungen und für welche Höchst­

dau-er ohne Verlust der Eigenschaft eines ordentlichen Schülers

zuläs sig ist.

(4) Die Schulbehörde hat einen Schüler auf sein Ansuchen von

der Teilnahme an ei~zelnen Pflichtgegenständen zu befreien,

wenn er durch Vorlage eines Zeugnisses über den erfolgrei­

chen Abschluß einer öffentlichen oder mit dem Öffentlichkeits­

recht ausgestatteten Schule gleicher oder größerer Bildungs­

höhe nachweist, daß er einen lehrplanm.äßig gleichen Pflicht­

gegenstand bereits mit Erfolg besucht hat.

(5) Für die Berufsschulen gelten an Stelle der Abs. 3 und 4

die Bestim.m.ungen des § 6.

§ 32

Freigegenstände, unverbindliche Ubungen und Förderunterricht

(l) Die Teilnahme an Freigegenständen und unverbindlichen Ubun­

gen steht den Schülern frei. Der Schulleiter hat ihnen hiefür eine
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Frist von mindestens acht Tagen einzuräumen. Die Anmeldung

gilt nur für das betreffende Unterrichtsjahr.

(2) Die Schulbehörde kann durch Verordnung die Zahl der Frei­

gegenstände und unverbindlichen Übungen, an denen ein Schüler

teilnehmen darf, beschränken, wobei auf die Anforderungen des

Lehrplanes der einzelnen Schulstufen im Verhäl tnis zur durch­

s chnittlichen Belastbarkeit der Schüler Bedacht zu nehmen ist.

(3) Die Kl as senkonferenz hat die Teilnahme eines Schülers an

Freigegenständen bzw. unverbindlichen Ubungen abzulehnen,

wenn dUT'ch die Teilnahme dal"an del" eT'folgreiche Abschluß

der Schulstufe in Frage gestellt erscheint. Die Möglichkeit

des Besuches eines Freigegenstandes (einer unverbindlichen

Ubung) muß jedoch gewahrt bleiben. Wenn sich im Laufe des

Unterrichtsjahres hel"ausstellt, daß ein Schüler das Lehrziel

eines Freigegenstandes oder einer unverbindlichen Ubung nicht

erreicht, oder daß durch den weiteren Besuch der erfolgreiche

Abschluß der Schulstufe gefährdet wird, hat die Klassenkonferenz

die weitere Teilnahme daran abzulehnen.

(4) Wenn ein Schüler in einem Freigegenstand im Jahreszeug­

nis mit "Nicht genügend" beurteilt wird, kann er sich im.

darauffolgenden Unterrichtsjahr in dies em Freigegenstand nur

zur Wiederholung desselben anmelden.

(5) SchüleT', die in P!lichtgegenständen, in denen ein Förder­

unterricht vorgesehen ist, eines zusätzlichen Lernangebotes

bedürfen, können sich zur Teilnahme am Förderunterricht

anmelden. Der Schulleiter hat ihnen hiefür eine Frist von

acht Tagen einzuräumen.

(6) Die Schulbehörde kann durch Verol"dnung die Zahl der

Pflichtgegenstände, an denen ein Schüler im Rahmen des

Förderunterrichtes in einem Unterrichtsjahr teilnehmen darf,

sowie die Zahl der Kurs e. die ein Schüler im Rahmen des

Förderunterrichtes gleichzeitig besuchen darf, beschränken;
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hiebei ist auf die Anforderungen des .Leh-f.planes der~ einzelnen

Schulstufen im Verhältnis zur durchschnittlichen Belastbar­

keit der Schüler und auf die Förderungsbedürftigkeit der Schü­

ler Bedacht zu nehmen.

(7) Bei Wegfall der Förderungsbedürftigkeit kann sich der Schü­

ler von der weiteren Teilnahme am Färderunterricht abmelden.

Im Zweifel bedarf die Abmeldung der Zustimmung des Schullei­

ters.

§ 33

Schulveranstaltung en

(I) Aufgabe der Schulveranstaltungen ist die Ergänzung des lehr­

planmäßigen Untel"richtes durch unm.ittelbare und anschauliche

Berührung zum wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und kulturel­

len Leben, durch die Förderung der musischen Anlagen der

Schüler und durch die körperliche Ertüchtigung.

{2} Die Schulbehörde kann durch Verordnung unter Bedachtnahme

auf die Aufgaben der einzelnen Schularten fests etzen, welche

Schulveranstaltungen in den einzelnen Schulstufen durchzuführen

sind oder nach vorheriger Zustimmung der Schulbehörde durch­

geführt werden können. Die Zahl der Schulveranstaltungen ist

so zu bestinunen, daß die dadurch verursachte Einschränkung

der Unterrichts zeit für die lehrplanmäßig vorgesehenen Unter­

richtsgegenstände nicht die Erfüllung des Lehrplanes beein­

trächtigt.. Dabei sind auch die nach der Art der Schulveran- .

staltungerforderlichen Richtlinien für ihre Durchführung, ins­

besondere die zu beachtenden Sicherheitsvorkehrungen, festzu­

legen. Die durch die Schulveranstaltungen erwachs enden Kosten

(Fahrpreise, Eintrittsgebühren usw.) müssen dem Grundsatz

der Sparsamkeit und Angemessenheit entsprechen.

(3) Die Schüler sind zur Teilnahme an Schulveranstaltungen

ohne Rücksicht darauf verpflichtet, ob die Veranstaltung inner-
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halb oder außerhalb der Schulliegenschaften stattfindet, sofern

nicht

a) die Vorschriften über das Fernbleiben von der Schule (§ 49)

Anwendung finden oder

b) m.it der Veranstaltung eine Nächtigung außerhalb des Wohn­

ortes verbunden ist.

Lit. b findet keine Anwendung bei Veranstaltungen, die der Er­

gänzung des fachtheor eti s chen od er fa chpraktis ehen U nte rrieht es

dienen.

(4) Schüler, die aus dem. Grunde des Abs. 3 lit. b an einer

Schulveranstaltung nicht teilnehmen, sind vom Schulleiter nach

Möglichkeit einer anderen Klas se zu einem ersatzweisen Schul..

besuch zuzuweisen. Die Beurteilung der Erreichung des Lehr­

zieles der betreffenden Schulstufe hat ohne Rücksicht auf die

NichtteilnahIne an der Schulveranstaltung zu erfolgen.

§ 34

Unterrichtsmittel. Eignungserklä.rung

(1) Unterrichtsmittel sind Hilfsmittel, die der Unterstützung

oder det' Bewältigung von Teilaufgaben des Unterrichtes und

zur Sichet'ung des Unterrichtsertrages dienen.

(2) Unterriehtsmittel müssen nach Inhalt und Form dem Lehr­

plan der betreffenden Schulstufe entsprechen und nach Material,

Darstellung und sonstiger Aus stattung zweckmä.ßig und für die

Schüler der betreffenden Schulstufe geeignet sein.

(3) Die Schulbehörde kann I].ach den Erf ordernissen für die

Erfüllung des Lehrplanes der einzelnen Schularten durch Ver­

ordnung bestimmen, mit welchen Unterrichtsmitteln eine Schu­

le mindestens auszustatten ist (Grundausstattung mit Unterrichts­

mitteln) .
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(4) Der Lehrer darf nur solche Unterrichtsmittel im Unter­

richt einsetzen, die nach dem Ergebnis seiner gewissenhaf­

ten Prüfung den Voraussetzungen nach Abs. 2 entsprechen oder

von der Schulbehörde als für den Unterrichts gebrauch geeignet

erklärt worden sind (Abs. 5).

(5) Auf Antrag des Urhebers, Herausgebers, Verlegers oder

Herstellers hat die Schulbehörde ein Unterrichtsmittel als für

den Unterrichts gebrauch geeignet zu erklären, wenn es den

Voraussetzungen nach Abs. 2 entspricht. Diese Eignungser­

klärung darf sich nicht auf Lesestoffe (Originaltexte der Li­

teratur) oder auf Arbeitsmittel (Behelfe zum Schreiben, Zeich­

nen, Mess en, Rechnen und für den praktischen Unterricht so­

wie Fachskizzen) beziehen.

(6) Die Bestim.mungen der vorstehenden Absätze finden keine

Anwendung auf Unterrichtsmittel für den Religionsunterricht.

(7) Mit welchen Lesestoffen und Arbeitsmitteln die Schüler aus­

zustatten sind. hat der Lehrer nach den Erfordernissen für die

Erfüllung des Lehrplanes festzulegen, wobei er aus unterrichts­

kundlichen Gründen oder zum Zweck der Arbeitsvereinbarung

auch Richtlinien hinsichtlich der Art, Größe und Aus stattung

von Arbeitsmitteln geben kann.

(8) Bevor die Schulbehörde ein Unterrichtsmittel als für den

Unterrichtsgebrauch geeignet erklärt (Abs. 5), hat sie ein

Fa.chgutachten über das Vorliegen der Voraussetzungen nach

Abs. 2 einzuholen.

(9) Die Landesregierung wird ermä.chtigt, durch Vereinbarung

mit anderen Bundeslä.ndern eine gemeinsame Gutachterkommis­

sion einzurichten. Die Landesregierung hat in diesem Fall vor

der Eignungserklärung (Abs. 5) ein Fachgutachten dieser Kom­

Inission .einzuholen und dasselbe bei ihrer Entscheidung zu be­

rücksichtigen.
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§ 35

U nt e r ri chts s prache

(1) Unterrichtssprache ist die deutsche Sprache.

(2) Die Schulbehörde kann die Verwendung ,-einer lebenden

Fremdsprache als Unterrichtssprache für einzelne Klas s en

oder Unterrichtsgegenstände anordnen, wenn dies wegen der

Zahl von fremdsprachigen Personen, die sich zur Erlangung

einer land.. und forstwirtschaftlichen Berufsausbildung im Bur­

genland aufhalten bzw. der Schulpflicht unterliegen (§ 4), oder

wenn dies zur b es s eren Aus bildung in Fremdsprachen zweck­

mäßig erscheint. Die Bestimmung des § 101 Abs. 3 ist sinn­

gemäß anzuwenden.

3. ABSCHNITT

UNT ERRICHTSARBEIT UND SCHULERBEU R TEILUNG

§ 36

Unterrichtsarbeit

(1) Der Lehrer hat in eigenständiger und verantwortlicher Un..

terrichts- und Erziehungsarbeit die Aufgabe der Berufs- oder

Fachschule zu erfüllen. In dies em Sinne und entsprechend den

Bestim.rnungen des Lehrplanes der betreffenden Schulart hat er

unter Berücksichtigung der Entwicklung der Schüler und der

äußeren Gegebenheiten den Lehrstoff des Unterrichtsgegenstandes

dem Stand der Wissenschaft entsprechend zu vermitteln, eine

gemeinsame Bildungswirkung aller Unterrichtsgegenstände anzu­

streben, den Unte1:"richt anschaulich und gegenwartsbezogen zu

gestalten, die Schüler zur Selbsttätigkeit und zur Mitarbeit in

der Gemeinschaft anzuleiten, jeden Schüler nach Möglichkeit
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zu den seinen Anlagen entsprechenden besten Leistungen zu füh­

ren, durch geeignete Methoden und durch zweckmäßigen Einsatz

von Unterrichtsmitteln den Ertrag des Unterrichtes als Grund­

lage weiterer Bildung zu sichern und durch entsprechende

ttbungen zu festigen.

(2) Zur Ergänzung der Unterrichtsarbeit können den Schülern

auch Hausübungen aufgetragen werden, die jedoch so vorzu­

bereiten sind, daß sie von den Schülern ohne Hilfe anderer

durchgeführt werden können. Bei der Bestimmung des Ausmaßes

der Hausübungen ist auf die Belastbarkeit der Schüler, insbe­

sondere auf die Zahl der Unterrichtsstunden an den betreffen­

den Schultagen, die in den übrigen Unterrichtsgegenständen ge­

stellten Hausübungen und allfällige Schulveranstaltungen Bedacht

zu nehmen. Hausübungen, die an Sonntagen oder Feiertagen oder

während der W eihnachts-, Semester-, Oster-, Piingst- oder

Hauptferien erarbeitet werden müßten, dürfen - ausgenom.m.en

an den lehrgangsmäßigen Berufsschulen - nicht aufgetragen wer­

den.

§ 37

Leistungs b eurteilung

(1) Der Lehrer hat die Beurteilung der Leistungen der Schüler

in den einzelnen Unterrichtsgegenständen durch ständige Beob­

achtung ihrer Mitarbeit im Unterricht sowie durch in die Un­

terrichtsarbeit eingeordnete mündliche, schriftliche und prak­

tische oder nach anderen Arbeitsformen ausgerichtete Leistungs­

feststellungen zu gewinnen. Maßstab für die Leistungsbeurteilung

sind die Forderungen des Lehrplanes unter Bedachtnahme auf

den jeweiligen Stand des Unterrichtes.

(2) Für die Beurteilung der Leistungen der Schüler sind fol­

gende Beurteilungsstufen (Noten) zu verwenden:

Sehr gut (1), Gut (2), Befriedigend (3), Genügend (4), Nicht

genügend (5).
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(3) Durch die Noten ist die Selbständigkeit der Arbeit, die

Erfassung und die Anwendung des Lehrstoffes, die Durch­

führung der Aufgaben und die Eigenständigkeit des Schülers

zu beurteilen.

(4) Vorgetäuschte Leistungen sind nicht zu beurteilen.

(5) Das Verhalten des Schülers in der Schule (§ 40) darf in

die Leistungsbeurteilung nicht einbezogen werden.

(6) Wenn die Leistungen von mehr als der Hälfte der Schüler

bei einer schriftlichen oder graphischen Leistungsfeststellung

mit "Nicht genügend" zu beurteilen sind, so ist sie mit neuer

Aufgabensteilung einmal' zu wiederholen. Als Grundlage für die

Beurteilung ist in diesem Falle jene Leistungsfeststellung her­

anzuziehen, bei der der· Schüler die bess ere Leistung erbracht

hat.

(7) Die Leistungen von Schulpflichtigen, die gemäß § 27 Abs. 1

wegen mangelnder Kenntnis der Unterrichtssprache als außer­

ordentliche Schüler aufgenommen worden sind, sind unter Be­

rücksichtigung ihrer Sprachschwierigkeiten zu beurteilen.

(8) Die Schulbehörde hat durch Verordnung nach den Aufgaben

der einzelnen Schulal"ten und nach der Art der einzelnen Un­

terrichtsgegenstände nähere Bestimmungen :Tür den Aufbau und

die Durchführung von Leistungsfeststellungen und die Beurtei­

lung der Leistungen der Schüler zu erlassen.

§ 38

Information der Erziehungsberechtigten und der Lehrberechtigten

(1) Die Erziehungsberechtigten sind von der Beurteilung der

Leistungen des Schülers durch Schulnachrichten im Sinne der

folgenden Bestimmungen in Kenntnis zu setzen. Darüber hin­

aus haben an Fachschulen die Lehrer den Erziehungsberechtig-
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ten, an Berufss chulen den Erziehungsberechtigten und den

Lehrberechtigten auf deren Verlangen zu Einzelaussprachen

zur Verfügung zu stehen. Zu dies em Zwecke kann der Schul­

leiter auch Sprechtage festlegen.

(2) Nach der ersten Hälfte des Unterrichtsjahres ist an den

ganzjä.hrigen Berufs- und Fachschulen für jeden Schüler ei-

ne Schulnachricht auszustellen. Die Schulnachricht hat die

Noten des Schülers in den einzelnen Unterrichts gegenständen

sowie für das Verhalten in der Schule zu enthalten. Für un­

verbindliche Ubungen sind nur Teilnahmevermerke aufzunehmen.

(3) Wenn die Leistungen eines Schülers merklich nachlass en,

hat der Lehrer des betreffenden Unterrichts gegenstandes den

Schulleit er davon in Kenntnis zu setzen und mit den Erzie­

hungsberechtigten in geeignet er Weise Verbindung aufzunehmen.

(4) Wenn die Leistungen eines Schülers auf Grund der während

des Unterrichtsjahres bisher erbrachten Leistungen bei größe­

rer Gewichtung der zuletzt erbrachten Leistungen in der zwei­

ten Hälfte des Unterrichtsjahres mit "Nicht genügend" zu be­

urteilen wä.ren, sind dess en Erziehungsberechtigte bis spätestens

sechs Wochen vor Ende des Unterrichtsjahres hievon nachweis­

lich zu verständigen; ein Nachweis kann entfallen, sofern die

Verständigung anläßlich einer Vorsprache eines Erziehungsbe­

rechtigten in der Schule erfolgt ist. Dies gilt für Berufs schulen

mit der Maßgabe, daß die Verständigung auch an den Lehrbe­

rechtigten zu ergehen hat und an lehrgangsmäßigen Berufsschu­

len an die Stelle des Unterrichts jahres der Lehrgang tritt und

die Erziehungsberechtigten sowie die Lehrberechtigten spätestens

drei Wochen vor Ende des Lehrganges zu verständigen sind;

die Verständigungspflicht besteht nicht an lehrgangsmä.13igen

Berufsschulen mit einer geringeren Dauer als acht Wochen.



- 42 -

(5) In den Fällen der vor stehenden Absätze treten an die Stelle

der Erziehungsberechtigten bzw. der Lehrberechtigten die Schü­

ler selbst, wenn sie eigenberechtigt sind.

(6) Die Verständigungen gemäß den Abs. I bis 5 haben aus­

schließlich Informationscharakter .

§ 39

Leistungsbeurteilung für eine Schulstufe

(1) Der Beurteilung der Leistungen eines Schülers in einem

Unterrichtsgegenstand auf einer ganzen Schulstufe hat der Lehrer

alle in dem betreffenden Unterrichts jahr erbrachten Leistungen

zugrunde zu legen, wobei dem zuletzt erreichten Leistungsstand

das größere Gewicht zuzumessen ist.

(2) Wenn sich bei längerem Fernbleiben des Schülers vom Un­

terricht und in ähnlichen Ausnahmefällen auf Grund der nach

§ 37 Abs. 1 gewonnenen Beurteilung eine sichere Beurteilung

für die. ganze Schulstufe nicht treffen läßt, hat der Lehrer ei­

ne Prüfung durchzuführen, von der der Schüler zwei Wochen

vorher zu verständigen ist (Feststellungsprüfung).

(3) Wenn ein Schüler ohne eigenes Verschulden so viel vom

Unterricht versäumt, daß die erfolgreiche Ablegung der Prü­

fung (Abs. 2) nicht zu erwarten ist, ist sie ihm vom Schul­

leiter auf mindestens acht, höchstens zwölf Wochen - bei lehr­

gangsmäßigen Berufss chulen höchstens bis zum Beginn des

nächsten der Schulstufe entsprechenden Lehrganges im näch­

sten Schuljahr - zu stunden (Nachtragsprüfung).

(4) Wenn ein Schüler an einer Fachschule im praktischen Unter­

richt mehr als das Achtfache der wöchentlichen Stundenzahl ei.

neS Pflichtgegenstandes in einem Unterrichtsjahr ohne eigenes

Verschulden versäumt, ist ihm Gelegenheit zu geben, die in

diesem Pflichtgegenstand geforderten Kenntnisse und Fertig­

keiten durch eine Prüfung nachzuweisen, sofern er die Ver­

säumnis se durch eine facheinschlägige praktische Tätigkeit
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nachgeholt hat. Ist das Nachholen dieser praktischen Tätigkeit

während des Unterrichts jahres nicht möglich, so hat dies in

Form einer vierwöchigen facheinschlägigen Ferialpraxis zu er­

folgen; in diesem Fall kann die Prüfung zu BegInn des folgen­

den Schuljahres abgelegt werden. Bei schuldhaftem Versäumnis

des Unterrichtes im genannten Ausmaß oder bei Nichtablegen

der Prüfung ist der Schüler in diesem Pflichtgegenstand für

die betreffende Schulstufe nicht zu beurteilen.

(5) ttber den Verlauf einer Feststellungsprüfung, einer Nach­

tragsprüfung und einer Prüfung gemäß Abs. 4 hat der Lehrer

eine schriftliche Aufzeichnung zu führen.

(6) Frühestens zwei Wochen, spätestens eine Woche vor Ende

des Unterrichtsjahres hat eine Klassenkonferenz stattzufinden,

die über die Leistungsbeurteilung der Sch11ler zu beraten hat.

(7) Die Entscheidungen der Klas senkonferenz über die Nicht­

berechtigung zum Aufsteigen bzw. den nicht erfolgreichen Ab­

schluß der letzten Stufe der besuchten Schulart sind innerhalb

von drei Tagen unt.er Angabe der Gründe und Beifügung einer

Rechtsmittelbelehrung zuzustellen.

(8) An lehrgangsmäßigen Berufsschulen sind die in den Abs. 6

und 7 vorgesehenen Beratungen und Entscheidungen der Klassen­

konferenz in der zweiten Hälfte der letzten Lehrgangswoche

durchzuführen.

§ 40

Beurteilung des Verhaltens in der Schule

(1) Für die Beurteilung des Verhaltens des Schülers in der

Schule sind folgende Beurteilungsstufen (Noten) zu verwenden:

Sehr zufriedenstellend, Zufriedenstellend, Wenig zufrieden­

steilend, Nicht zufriedenstellend.
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(2) Durch die Noten für das Verhalten des Schülers in der

Schule ist zu beurteilen, inwieweit sein persönliches Ver­

halten und seine Einordnung in die Klassengemeinschaft den

Anforderungen der Schulordnung entsprechen. Bei der Beur­

teilung sind die Anlagen des Schülers, sein Alter und sein

Bemühen um ein ordnungsgemäßes Verhalten zu berücksichti­

gen.

(3) Die Beurteilung ist durch die Klassenkonferenz auf Antrag

des Klassenvorstandes zu beschließen.

§ 41

Jahr e s z eugni s , Abschluß z eugni s, Schulb e suchsbestätigung

(1) Am Ende eines jeden Unterrichtsjahres, bei lehrgangs­

mäßigen Berufsschulen am Ende des Lehrganges, ist dem

Schüler ein Jahreszeugnis über die betreffende Schulstufe

auszustellen, soweit im Abs. 6 nicht anderes b-estimmt ist.

(2) Das Jahreszeugnis hat insbesondere zu enthalten:

a) die Bezeichnung, Form bzw. Fachrichtung der Schulart

und den Standort deT Schule;

b) die Personalien des Schülers;

c) die besuchte Schulstufe und die Bezeichnung der Klasse;

cl) die Unterrichtsgegenstände der betreffenden Schulstufe

und die Beurteilung der darin erbrachten Leistungen;

e) die Beurteilung des Verhaltens des Schülers in der Schule

und der äußeren Form der Arbeiten nach Maßgabe des

§ 40 Abs. 1;

f) die allfälligen Beurkundungen über

aa) aie Berechtigung zum Aufsteigen (§ 43),

bb) die Zulässigkeit der Ablegung einer Wieder­

holungsprüfung (§ 42) oder der Wiederholung

einer Schulstufe (§ 44),
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cc) die Beendigung des Schulbesuches wegen tiber­

schreitens der zuläs sigen Höchstdauer (§ 46

Abs . 2 1it. d) ;

g) die Feststellung, daß der Schüler der Schulstufe mit aus­

gezeichnetem Erfolg abgeschlossen hat, wenn er in min­

destens der Hälfte der Pflichtgegenstände mit "Sehr gut"

und in den übrigen Pflichtgegenständen mit "Gutti beurteilt

wurde. Beurteilungen mit "Befriedigend" hindern dies e

Feststellung nicht, wenn dafür gleich viele Beurteilungen

mit "Sehr gut" über die Hälfte der Pflichtgegenstände hin­

aus vorliegen;

h) im Falle der Beendigung der allgemeinen Schulpflicht eine

diesbezügliche Feststellung;

i) Ort und Datum der Ausstellung, Unterschrift des Schullei­

ters und des Klass envorstandes, Rundsiege1 der Schule.

(3) Für unverbindliche 'Ubungen ist an Stelle einer Beurteilung

nur ein Teilnahmevermerk in das Jahreszeugnis aufzunehmen.

Desgleichen ist im Jahreszeugnis zu vermerken, wenn ein

Schüler von der TeilnabIne an einem- Pilichtgegenstand befreit

ist (§ 3 1 Abs . 3 und 5).

(4) Wenn einem Schüler gemäß § 39 Abs. 3 eine Prüfung ge­

stundet worden ist, ist ihm ein vorläufiges Jahreszeugnis aus­

zustellen, auf das die Bestimmungen des Abs. 2 lit. abis e

und i mit der Maßgabe anzuwenden sind, daß an die Stelle der

Beurteilung in dem betreffenden Unterrichts gegenstand der Ver­

merk über die Stundung der Prüfung zu treten hat. Nach Ab­

legung der Prüfung ist ein vorlä.ufiges Jahreszeugnis einzu­

ziehen und ein Jahreszeugnis im Sinne der Bestimmungen des

Abs. 2 auszustellen.

(5) Wenn ein Schüler berechtigt ist, eine Wiederholungsprüfung

(§ 42 Abs. 1 bis 3) abzulegen, ist dies auf dem Jahreszeugnis

zu vermerken. Nach Ablegung der Wiederholungsprüfung ist

dieses Jahreszeugnis einzuziehen und ein Jahreszeugnis aus-
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zustellen, das die auf Grund der Wiederholungsprüfung gewonne­

ne Beurteilung enthält.

(6) Im Zeitpunkt des erfolgreichen Abschlus ses der letzten

Schulstufe einer Schulart ist neben dem Jahreszeugnis oder

im Zusammenhang mit diesem ein Abschlußzeugnis auszustellen.

Das Abschlußzeugnis hat, ausgenommen an Berufsschulen, den

Bildungsgang des Schülers wiederzugeben. Bei Fachschulen kön­

nen auch die damit verbundenen Berechtigungen angeführt werden.

(7) Die Gestaltung des Zeugnisformulares ist durch Verordnung

der Schulbehörde nach den Erfordernis sen der einzelnen Schul­

arten zu bestimmen.

(8) Wenn ein Schüler aus einer Schule zu einem Zeitpunkt aus­

scheidet, in dem über das Ergebnis des Schulbesuches ein Jah­

reszeugnis noch nicht ausgestellt werden kann, ist ihm eine

Schulbesuchsbestätigung aus zustellen, die die Angaben nach

Abs. 2 lit. abis c und i sowie die Beurteilung der bis zu

diesem Zeitpunkt vom Schüler erbrachten Leistungen zu ent­

halten hat.

(9) Außerordentlichen Schülern ist im Zeitpunkt ihres Aus­

scheidens bzw. am Ende eines jeden Unterrichtsjahres ei-

ne Schulbesuchsbestätigung über die Dauer ihres Schulbesu­

ches bzw. über das Unterricht sjah" auszustellen, die die Be­

urteilung ihrer Leistungen in den einzelnen Pflichtgegenständen

enthält.

§ 42

Wi ederholungs prüfung

(1) Wenn die Leistungen eines Schülers im J'""ahreszeugnis in

einem oder zwei Pflichtgegenständen mit "Nicht genügend"

beurteilt worden sind, da rf der Schüler zu Beginn des fol ..

genden Schuljahres eine Wiederholungsprüfung ablegen. Macht
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ein Schüler, der gemäß § 43 Abs. 2 trotz der Note "Nicht ge­

nügend l
' zum Aufsteigen in die nächsthöhere Schulstufe berech­

tigt ist, von diese'!" Befugnis Gebrauch. so bleibt die Berechti­

gung zum Aufsteigen ohne Rücksicht auf die Beurteilung seiner

Leistungen bei der Wiederholungsprüfung erhalten. Eine Wieder­

holungsprüfung ist nicht zulässig, wenn die Note auf dem Ergeb­

nis einer Nachtragsprüfung (§ 39 Abs. 3) beruht.

(2) Die Wiederholungsprüfung darf im Falle eines Schulwechsels

an der neuen Schule abgelegt werden. Die erfolgreiche Ablegung

der Wiedet"holungsprüfung ist auf dem Jahreszeugnis zu vermer­

ken.

(3) Eine Wiederholungsprüfung da,.f außer im Fall des Abs. 1

auch in einem oder zwei Freigegenständen, in denen der Schü­

ler mit IINicht genügend" beurteilt worden ist, abgelegt werden.

(4) Die Prüfungen nach Abs. 1 bis 3 haben sich auf den Lehr­

stoff des betreffenden Unterrichtsgegenstandes auf der ganzen

Schulstufe zu beziehen. Die Schulbehörde hat durch Verordnung

nach der Art des Unterrichtsgegenstandes festzusetzen, ob die

Wiederholungsprüfung schriftlich oder mündlich, nur mündlich

oder auch praktisch abzulegen ist.

(5) Die Beurteilung der Leistungen des Schülers bei der Wieder­

holungsprüfung hat durch den Lehrer des betreffenden Unter­

T'ichtsgegenstandes in der betreffenden Klasse (Prüfer) gemein­

sam mit einem zweiten vom Schulleiter zu bestimmenden Leh­

rer (Beisitzer) zu erfolgen. Im Fall der Verhinderung des als

Prüfer in Bet-racht kommenden Lehrers sowie im Falle des

Abs. 2 sind sowohl der Prüfer als auch der Beisitzer vom

Schulleiter zu bestellen. Prüfer und Beisitzer sollen den be­

treffenden Unterrichtsgegenstand unterrichten oder für ihn

lehrbefähigt sein. ttber den Verlauf der Prüfung ist eine

schriftliche Aufzeichnung zu führen. Wenn eine Einigung über

die Beurteilung nicht zustande kommt, hat der Schulleiter zu

ents cheiden.
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4. ABSCHNITT

AUFSTEIGEN, WIEDERHOLEN VON SCHULSTUFEN, BEENDI­

GUNG DES SCHULBESUCHES

§ 43

Aufsteigen

(l) Ein Schüler ist zum Aufsteigen in die nächsthöhere Schul­

stufe berechtigt, wenn das Jahreszeugnis in allen Pflichtgegen­

ständen eine Beurteilung aufweist und in keinem Pfiichtgegen­

stand die Note "Nicht genügend" enthält.

(2) Ein Schüler ist ferner zum Aufsteigen in die nächsthöhere

Schulstufe berechtigt, wenn das Jahreszeugnis zwar in einem

Pflichtgegenstand die Note "Nicht genügend" enthält, aber

a) der Schüler nicht auch schon im Jahreszeugnis des vorher­

gegangenen Schuljahres in demselben Pflichtgegenstand die

Note "Nicht genügend" erhalten hat,

b) der betreffende Pfiichtgegenstand in einer höheren Schul­

stufe lehrplanmäßig vorges ehen ist und

c) die Klas senkonferenz feststellt, daß der Schüler auf Grund

seiner Leistungen in den übrigen Pflichtgegenständen die

Voraussetzungen zur erfolgreichen Teilnahm.e am Unter­

richt der nächsthöheren Schulstufe im Hinblick auf die

Aufgabe der betreffenden Schulart aufweist.

(3) Einem Zeugnis im Sinne der vorstehenden Absätze ist die

erfolgreiche Ablegung einer Prüfung über den ausreichenden

Erfolg der Teilnahme an einem gleichwe~tigen Unterricht im

Sinne des § 5 Abs. 7 gleichzuhalten.
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§ 44

Wiederholen von Schulstufen

(1) Wenn ein Schüler zum Aufsteigen in die nächsthöhere Schul­

stufe (§ 43) nicht berechtigt ist, darf er die betreffende Schul­

stufe wiederholen, soweit im Abs. 3 nicht anderes bestimmt

ist. Das gleiche gilt, wenn der Schüler die lehrplanmäßige

letzte Schulstufe einer Schulart nicht erf olgreich abgeschlossen

hat.

(2) Auf Ansuchen des Schülers hat die Schulbehörde nach Ein­

holung einer Stellungnahme der Klassenkonferenz die Wieder­

holung einer Schulstufe durch einen Schüler, der zum Aufstei­

gen in die nächsthöhere Schulstufe berechtigt ist (§ 43), zu

bewilligen, wenn die Aufholung eines Leistungs rückstandes, der

aus entwicklungs- und milieubedingten oder aus gesundheitli­

chen Gründen eingetreten ist, ermöglicht werden soll und die

Einordnung des Schülers in die neue Klassengemeinschaft zu

eT'warten ist. Eine solche Wiederholung darf während des ge­

samten Bildungsganges eines Schülers nur einmal bewilligt

werden; ferner sind die Bestimmungen des Abs. -3 anzuwenden.

Dem Schüler ist über die wiederholte Schulstufe ein Jahres­

zeugnis auszustellen. Die Berechtigung des Schülers zum Auf­

steigen richtet sich nach dies ern Jahreszeugnis, es sei denn,

daß das vor der Wiederholung der Schulstufe ausgestellte für

ihn günstiger ist.

(3) Wenn ein Schüler im Falle der WiedeT'holung der Schul­

stufe die nach § 4S zulässige Höchstdauer des Schulbesuches

überschreiten würde, darf er die betreffende Schulstufe nicht

wiederholen.

§ 45

Höchstdauer des Schulbesuches

(1) Der Besuch der Berufsschule ist längstens bis ZUIn Ende
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des Unterrichts jahres zulässig, in dem das Lehr- oder Arbeits­

verhältnis endet.

(2) Zum Abschluß einer Fachschule mit einer bis vier Schul­

stufen darf ein. Schüler höchstens um ein Schuljahr länger

benötigen, als der Zahl der Schulstufen entspricht.

§ 46

Beendigung des Schulbesuches

(1) ~in Schüler hört auf, Schüler einer Schule zu sein, wenn

er die lehrplanmäßig letzte Schulstufe abgeschloss en hat. Wenn

ein Schüler zur Wiederholung der lehrplanmäßig letzten Schul­

stufe berechtigt ist (§ 44) und von diesem Recht Gebrauch

macht, bleibt er bis zum Abschluß der Wiederholung weiter­

hin Schüler.

(2) Ein Schüler hört schon vor dem im Abs. 1 genannten Zeit­

punkt auf, Schüler einer Schule zu sein

a) in der Fachschule mit dem Zeitpunkt des Einlangens seiner

schriftlichen Abmeldung vom Schulbesuch beim Schulleiter,

sofern darin nicht ein späterer Endtermin des Schulbesu­

ches genannt wird;

b) in der Berufsschule mit der Beendigung der Schulpflicht

(§ § 4 und 5), sofern die Berufsschule nicht gemäß § 45

Abs. 1 weiterbesucht wird;

c) mit dem ungenützten Ablauf der einwöchigen Frist seit

der Zustellung einer schriftlichen Aufforderung zur

Rechtfertigung gemäß § 49 Abs. 7;

d) mit dem Zeitpunkt, in dem feststeht, daß ein Schüler im·

Falle des Weiterbesuches die gem.äß § 45 zulässige Höchst­

dauer des Schulbesuches überschreitet;

e) mit dem Eintritt der Rechtskraft eines Ausschlusses (§ 53)

oder einer gänzlichen Befreiung vom Schulbesuch (§ 6).
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(3) Der Zeitpunkt und der Grund der Beendigung des Schulbe­

suches sind auf dem Jahreszeugnis (§ 41 Abs. 1), wenn je­

doch das Ende des Schulbesuches nicht mit dem Abschluß ei­

ner Schulstufe zusammenfällt, auf der Besuchsbestätigung

(§ 41 Abs. 8) ersichtlich zu machen.

(4) Wenn ein Schüler den Besuch einer Fachschu!e gemäß

A.bs. 2 lit. d beendet, darf er in eine Schule gleicher Fach­

richtung nicht aufgenommen werden.

5. ABSCHNITT

SCHU LORDNUNG

§ 47

Pflichten der Schüler

Die Schüler sind verpflichtet, durch ihre Mitarbeit und ihre

Einordnung in di e Gemeins chaft der Klas s e und der Schule

mitzuhelfen, die A.ufgabe der Berufs .. oder Fachschule zu

erfüllen und die Unterrichtsarbeit zu fördern. Sie haben den

Unterricht während der vorgeschriebenen Schulzeit regelmäßig

und pün ktlich zu besuchen, auch am Unterricht in den Frei­

gegenständen und unverbindlichen tlbungen, für die sie ange..

meldet sind, regelmäßig teilzunehmen, sich an den verpflich­

tend vorgeschriebenen Schulveranstaltungen zu beteiligen und

die notwendigen Unterrichtsmittel mitzub.ringen.

§ 48

Schulordnung und Hausordnung

Die Schulbehörde hat durch Verordnung die näheren Vorschrif..



- 52 -

ten über das Verhalten der Schü~er in der Schule, im Schüler­

heim und bei Schulveranstaltungen, über Maßnahmen zur Si­

cherheit der Schüler in der Schule, im Schülerheim und bei

Schulveranstaltungen sowie zur Ermöglichung eines ordnungs­

gemäßen Schul- bzw. Heimbetriebes auf Grund der Bestimmun­

gen dieses Abschnittes und unter Bedachtnahme auf das Alte.!"'

der Schüler, die Schulart sowie die der Schule obliegenden Auf­

gaben zu erlassen. Die Schulkonferenz kann darüber hinaus, so­

weit es die besonderen Verhältnisse erfordern, eine Hausord­

nung erlassen: sie ist der Schulbehörde zur Kenntnis zu brin­

gen und durch Anschlag in der Schule kundzumachen.

§ 49

Fernbleiben von der Schule

(1) Das Fernbleiben vom Unterricht ist nur zuläs sig:

a) bei gerechtfertigter Verhinderung (Abs. 2 bis 4);

b) bei Erlaubnis zum Fernbleiben (Abs. 5 und 6);

c) bei Befreiung von der Teilnahme an einzelnen Unter­

richtsgegenständen (§ 31 Abs. 3 und 5).

(2) Eine gerechtfertigte Verhi nderung ist insbesondere:

a) Krankheit des Schülers;

b) m.it der Gefahr der Ubertragung verbundene Krankheit

von Angehörigen der Wohngem.einschaft des Schülers;

c) Krankheit der Eltern oder anderer Angehöriger, wenn

sie vorübergehend der Hilfe des Schülers unbedingt be­

dürfen;

d) außergewöhnliche Ereignisse im Leben, in der Familie

oder im Hauswesen de.s Schülers;

e) Ungangbarkeit des Schulweges oder schlechte Witterung,

wenn die Gesundheit des Schülers dadurch gefährdet ist;
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f) ein Bes chäftigungsverbot im Sinne der Bestimmungen über

den Mutterschutz.

(3) Der Schüler hat den Klassenvorstand oder den Schulleiter

von jeder Verhinderung innerhalb von drei Tagen unter Anga­

be des Grundes zu benachrichtigen. Auf Verlangen des Klassen­

vorstandes oder des Schulleiters hat die Benachrichtigung

schriftlich zu erfolgen. Bei einer länger als eine Woche

dauernden Krankheit oder Erholungsbedürftigkeit ist ein ärzt­

liches Zeugnis vorzulegen.

(4) Die Verwendung von Schülern zu häuslichen, landwirtschaft­

lichen oder sonstigen Arbeiten ist, soweit nicht Abs. 2 lit. d

in Betracht kommt, nicht als Rechtfertigung für eine Verhin­

derung anzusehen.

(5) Die Teilnahme an den von den gesetzlich anerkannten Kir­

chen- und Religionsgesellschaften zu besonderen Anlässen des

schulischen oder staatlichen Lebens, insbesondere zu Beginn

und am Ende des Schuljahres abgehaltenen Schülergottesdien­

sten sowie die Teilnahme an religiösen Ubungen oder Veran­

staltungen ist den Lehrern und Schülern freigestellt. Den Schü­

lern ist hiefür vom Schulleiter die Erlaubnis zum Fernbleiben

vom Unterricht im bisher üblichen Ausmaß zu erteilen.

(6) Auf Ansuchen des Schülers kann im übrigen die Erlaubnis

zum Fernbleiben aus begründetem Anlaß für einzelne Stunden

bis zu einem Tag der Schulleiter, darüber hinaus jedoch nur

die Schulbehörde erteilen.

(7) Wenn ein Schüler einer Fachschule länger als eine Woche

dem Unterricht fernbleibt, ohne das Fernbleiben zu recht­

fertigen (Abs. 3) und auch auf schriftliche Aufforderung hin

eine Mitteilung binnen einer wei teren Woche nicht eintrifft,

so gilt der Schüler als vom Schulbesuch abgemeldet (§ 46

Abs. 2 lit. c). Die Wiederaufnahme des Schüle-rs ist nur

mit Bewilligung de-r Schulbehörde zulässig. die nur dann zu



- 54 -

erteilen ist, wenn das Fernbleiben und die Unterlassung der

Mitteilung an die Schule nachträglich gerechtfertigt wird.

§ 50

Sammlungen in der Schule, Teilnahme an schulfremden Veran­

staltungen

(1) Sammlungen unter den Schülern in der Schule (einschließ­

lich der Einhebung von Mitgliedsbeiträgen) sind nur mit Be­

willigung der Schulbehörde zulässig. Unter diese Bestimmung

fallen nicht Sammlungen, die von den Schülervertretern (§ 61)

aus besonderen Anlässen, wie Todesfällen und sozialen Hilfs­

aktionen, beschlossen werden.

(2) Die Teilnahme von Schülern an Veranstaltungen, die nicht

Schulveranstaltungen (§ 33) sind, darf in der Schule nur organi­

siert werden, wenn dies von der Schulbehörde bewilligt worden

ist. Die Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn sicherge­

stellt ist, daß die Teilnahme der Schüler freiwillig und auf

Grund schrütlicher Zustimmungserklärung der Erziehungsbe­

rechtigten erfolgt, eine Gefährdung der Schüler weder in sitt­

licher noch in körperlicher Hinsicht zu befürchten ist und der

Zweck der Veranstaltung auf andere Weise nicht erreicht wer­

den kann. Die vorstehenden Bestimmungen gelten nicht für die

im Religionsunterricht erfolgende Organisation von Schülergot­

tesdiensten sowie religiösen Ubungen und Veranstalt ungen.

§ 51

MiVwirkung der Schule an der Erziehung

(I) Im Rahmen der Mitwirkung der Schule an der Erziehung

der Schüler hat der Lehrer in seiner Unterrichts- und Er­

ziehungsarbeit die der Erziehungs sit uation angemess enen per­

sönlichkeits- und gemeinschaftsbildenden Erziehungsmittel an-
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zuwenden. die insbesondere Anerkennung, Aufforderung, Zurecht­

weisung oder erzieherisch vertretbare Einzelstrafen sein können.

Diese Maßnahmen können auch vom Klassenvorstand und vom

Schulleiter, in besonderen Fällen auch von der Schulbehörde,

ausgesprochen werden.

(2) Wenn es aus erzieherischen Gründen oder zur Aufrechter­

haltung der Ordnung notwendig erscheint, kann der Schulleiter

einen Schüler in eine Parallelklasse, bei lehrgangsmäßigen Be­

rufsschulen auch in einen anderen Lehrgang versetzen. Wenn

mit einer solchen Maßnahme nicht das Auslangen gefunden wer.

den kann, kann die Schulkonferenz die Stellung eines Antrages

auf Aus schluß des Schülers (§ 53 Ahs. 2) androhen.

(3) Körperliche Züchtigung, beleidigende Äußerungen und Kol­

lektivstrafen sind verboten.

(4) Im Rahmen der Mitwirkung an der Erziehung kann das Ver­

halten des Schülers außerhalb der Schule berücksichtigt werden;

hiebei dürfen nur Maßnahmen gemäß Abs. 1 und § 52 gesetzt

werden. Eine Bestrafung für ein Verhalten. das Anlaß zu Maß­

nahmen der Erziehungsberechtigten, der Jugendwohlfahrtsbehör­

den, sonstiger Verwaltun.gsbehörden oder der Gerichte ist, ist

unzuläs sig.

§ 52

Verständigungspilichten der Schule

Wenn es die Erziehungssituation eines Schülers erfordert, haben

der Klassenvorstand oder der Schulleiter das Einvernehmen mit

den Erziehungsberechtigten zu pflegen. Wenn die Erziehungsbe-.

rechtigten ihre Pflichten offenbar nicht erfüllen, hat der Schul­

leiter das zuständige Ffiegs chafts gericht (Vormundschaftsgericht),

falls voraussichtlich die Voraussetzungen zur Anordnung der Er-
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ziehungshilfe nach § 25 des BurgenHindischen Jugendwohlfahrts­

gesetzes, LGBl. Nr. 2/1958 in der Jeweils geltenden Fassung,

gegeben sind, die zuständige Bezirksverwaltungsbehörde (Ju­

gendamt) zu verständigen. Das zuständige Pflegschaftsgericht

(Vormunds chaftsgericht) ist ferner zu verständigen, wenn di e

Erfüllung der Aufgabe der Schule durch die Uneinigkeit der

Erziehungsberechtigten gefährdet ers cheint.

§ 53

Ausschluß eines Schülers

(1) Wenn ein Schüler seine Pflichten (§ 47) in schwerwiegender

Weise verletzt und die Anwendung von Erziehungsmitteln (§ 51)

erfolglos bleibt, oder wenn das Verhalten eines Schülers eine

dauernde Gefährdung anderer Schüler hinsichtlich ihrer Sitt ..

lichkeit, körperlichen Sicherheit oder ihres Eigentums dar­

stellt, ist der Schüler von der Schule auszuschli.eßen.

(2) Den Antrag auf Ausschluß des Schülers hat die Schulkon..

ferenz an die Schulbehörde zu stellen. Dem Schüler ist vor

der Beschlußfassung über die Antragstellung Gelegenheit zur

Rechtfertigung zu geben. tlberdies ist den Erziehungsberech­

tigten Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Schulkon­

fereonz·- hat bei ihrer Beratung die für und gegen den Aus schluß

sprechenden Gründe zu berücksichtigen und ihren Antrag zu

begründen. Eine Zweitschrift des Antrages ist dem Schüler

zuzustellen.

(3) Die Schulbehörde hat bei Gefahr im Verzug auszusprechen,

daß der Schüler vom weiteren Schulbesuch suspendiert wird.

Die Suspendierung darf mit höchstens vier Wochen bemessen

werden; sie ist unverzüglich aufzuheben, sobald sich im Zuge

des Verfahrens ergibt, daß die Voraussetzungen nach Abs. 1

nicht oder nicht mehr gegeben sind. Der Schüler ist berechtigt,
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sich während der Suspendierung über den durchgenommenen

Lehrstoff regelmäßig zu informieren. Am Ende eines Unter­

richtsjahres ist dem Schüler Gelegenheit zur Ablegung einer

Feststellungsprüfung gemäß § 39 Abs. 2 zu geben, soweit

eine Beurteilung wegen der Dauer der Suspendierung sonst

nicht möglich wäre.

(4) Die Schulbehörde hat nach Durchführung des Ermittlungs­

verfahrens die Beendigung des Ausschlußverfahrens festzu­

stellen, wenn die Voraussetzungen im Sinne des Abs. 1 für

einen Ausschluß nicht vorliegen. Sie kann zugleich dem Schü­

ler eine Rüge erteilen oder eine Maßnahme nach § 51 Abs. 2

anordnen, wenn sein Verhalten 'Zwar einen Ausschluß nicht be­

gründet, er aber sonst gegen seine Pflichten verstoßen hat.

Andernfalls hat die Schulbehörde den Ausschluß des Schülers

m.it Bes cheid auszusprechen.

(5) Der Ausschluß kann sich auf die betreffende Schule oder

auf alle Schulen in einem näher zu bestimmenden Umkreis

erstrecken. Von den verschiedenen Formen des Ausschlusses

ist jeweils nur jene Form auszusprechen, mit der der ange­

strebte Sicherungs zweck im Sinne des Abs. 1 bereits er­

reicht werden kann.

(6) Im Falle eines Ausschll:lsses ist die Aufnahme in eine Schu­

le, äuf die slcli der Aus schluß erstreckt, weder als ordent­

licher noch als außerordentlicher Schüler zulässig.

(7) Der recht skräftige Ausschluß kann von der Schulbehörde

auf Antrag des Schülers eingeschränkt oder aufgehoben wer­

den, wenn und soweit die Gründe für s eine Verhängung weg­

fallen oder der Sicherungszweck auf andere Weise erreicht

w e rden kann.

(8) Mit dem Ausschluß aus der Schule ist der Ausschluß aus

dem Schülerheim verbunden. Die Schulbehörde kann unter Be­

dachtnahme auf Abs. 1 auch nur den Aus schluß aus dem Schü-
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lerheim aussprechen; die Bestimmungen der Abs. 2 bis 7 sinrl

sinngemäß anzuwenden.

§ 54

Anwendung auf außerC)raentliche Schüler

Die Bestimmungen der §§ 47 bis 53 sind auf außerordentliche

Schüler sinngemäß anzuwenden.

6. ABSCHNITT

FUNKTIONEN DES LEHRERS, LEHRERKONFERENZEN

§ 55

Lehrer

(1) Der Lehrer hat das Recht und die Pflicht, an der Gestal­

tung des Schullebens mitzuwirken. Seine Hauptaufgabe ist die

Unterrichts- und Erziehungsarbeit. Er hat den Unterricht sorg­

fältig vorzubereiten.

(2) Außer den ihm aufgetragenen Aufgaben des Unterrichtes,

der Erziehung und Verwaltung hat der Lehrer erforderlichen­

falls die Funktionen eines Klassenvorstandes, Leiters eines

land- und forstwirtschaftlichen Betriebes (Lehr- und Ver­

suchsbetriebes) oder Betriebszweiges, Werkstättenleiters,

Kustos sowie eines Mitgliedes einer Prüfungskommission zu

üb"ernehmen und an den Lehrerkonferenzen teilzunehmen.

(3) Der Lehrer hat nach der jeweiligen Diensteinteilung die

Schüler in der Schule auch 15 Minuten vor Beginn des Un­

terrichtes, in den Unterrichtspausen - ausgenommen die zwi­

schen dem Vormittags- und dem Nachmittagsunterricht liegen­

de Zeit - und unmittelbar nach Beendigung des Unterrichtes

beim Verlassen der Schule sowie bei allen Schulveranstaltungen
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innerhalb und außerhalb des Schulhaus es zu beaufsichtigen,

soweit dies nach dem Alter und der geistigen Reife der

Schüler erforderlich ist. Hiebei hat er insbesondere auf die

körperliche Sicherheit und auf die Gesundheit der Schüler zu

achten und Gefahren nach Kräft en abzuwehren.

§ 56

Kustos, Leiter von Werkstätten oder Lehr- und Versuchs­

betrieben

(1) Der Schulleiter hat, soweit es die Gegebenheiten der be­

treffenden Schule erfordern, Lehrer mit der Vorsorge für

einen den erzieherischen Grundsätzen entsprechenden Einsatz

der Unterrichtsmittel und sonstigen Schuleinrichtungen zu be­

trauen (Kustoden). Die ihnen in diesem Zusammenhang ob­

liegenden Pflichten sind durch Dienstanweisung der Schulbe­

hörde festzulegen.

(2) Der Schulleiter hat erforderlichenfalls auch Lehrer mit

der Verwaltung der Werkstätten oder des Lehr- und Ver­

suchsbetriebes oder einzelner Betriebszweige zu betrauen.

Die betrauten Lehrer haben für die Betriebsführung, den g'e­

ordneten Ausbildungsablauf im praktischen Unterricht in der

Werkstätte sowie im Lehr- una Versuchsbetrieb (Betriebszweig)

und für die Beschaffung der erforderlichen Materialien zu sor­

gen. Die ihnen im einzelnen obliegenden Pflichten sind durch

Dienstanweisung der Schulbehörde festzulegen.

§ 57

Klas senvorstand

(1) Der Schulleiter hat für jede Klasse einen Lehrer dieser

Klasse als Klassenvorstand zu bestellen.
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(2) Dem Klassenvorstand obliegt für seine Klasse in Zusanunen­

arbeit mit den anderen Lehrern die Koordination der Erzie­

hungsarbeit, die Abstimmung der Unterrichtsarbeit auf den

Leistungsstand der Klas se und die Belastbarkeit der Schüler,

die Beratung der Schüler in bezug auf Unterricht und Er­

ziehung, die Pflege der Verbindung zwischen Schule und Er­

ziehungsberechtigten, die Wahrnehmung der erforderlichen

organisatorischen Aufgaben sowie die Führung der Amts­

schriften.

§ 58

Schulleiter

(1) Der Schulleiter ist zur Besorgung aller Angelegenheiten

nach den Bestimmungen der §§ 22 bis 74 zuständig, sofern

in diesen nicht die Zuständigkeit anderer schulischer Organe

oder der Schulbehörde festgelegt ist.

(2) Der Schulleiter hat die Lehrer in ihrer Unterrichts- und

Erziehungsarbeit zu beraten und sich vom Stand des Unter­

richtes :und von den Leistungen der Schüler regelmäßig zu

überzeugen.

(3) Außer den ihm aufgetragenen Aufgaben des Unterrichtes,

der Erziehung und Verwaltung hat er für die Einhaltung der

Rechtsvors chriften und der Weisungen der Schulbehörde so­

wie für die Führung der Arntsschriften der Schule und die

Ordnung in der Schule zu sorgen. Er hat für die Beaufsichti­

gung der Schüler im Sinne des § 55 Abs. 3 eine Dienstemtei­

lung zu treffen und dem Schulerhalter wahrgenommene Mängel

der Schulliegenschaften und ihrer Einrichtungen zu melden.

(4) Pflichten, die dem Schulleiter auf Grund von anderen,

insbe sondere von dienstrechtlichen Vorschriften obliegen,

bleiben unberührt.
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(5) In Schulen, an denen ein ständiger Stellvertreter des Schul­

leiters bestellt ist, . hat dies er den Schulleiter bei der Erfüllung

seiner Aufgaben zu unterstützen. Die ihm im einzelnen oblie­

genden Pflichten sind durch DieBstanweisung der Schulbehörde

festzulegen.

§ 59

Lehrerkonferenzen

(1) Lehrerkonferenzen sind die Schulkonferenz und die Klassen­

konferenz.

(2) Die Lehrer einer Schule bilden unter dem Vorsitz des

Schulleiters die Schulkonferenz, die Lehrer einer Klasse

unter dem Vorsitz des Klassenvorstandes die Klassenkon­

ferenz.

(3) Die Lehrerkonferenzen sind zur Erfüllung der ihnen durch

die Rechtsvorschriften übertragenen Aufgaben oder zur Bera­

tung gemeinsamer Fragen der Unterrichts- und Erziehungsar­

beit oder zur beruflichen Fortbildung der Lehrer durchzufüh-

ren.

(4) Die Einberufung von Lehrerkonferenzen steht dem Schullei­

ter zu. Darüber hinaus können Klassenkonferenzen vom Klas­

senvorstand jeweils mit Zustimmung des Schulleiters einberu­

fen werden.

(5) Der Schulleiter (Klassenvorstand) ist verpflichtet, Lehrer­

konferenzen einzuberufen, wenn dies ein Drittel der für die

Teilnahme an den Lehrerkonierenzen jeweils in Betracht kom­

menden Lehrer (Abs. 2) verl~ngt. In diesen Fällen ist die

im Abs. 4 vorgesehene Zustimmung zu erteilen. Der Schul.

leiter (Klass envorstand) ist ferner verpflichtet, in den Lehrer­

konferenzen jene Angelegenheiten zu beraten, deren Behandlung

von einem Drittel der für die Teilnahme an den Lehrerkonf eren·
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zen jeweils in Betracht kommenden Lehrer (Abs. 2) verlangt

wird.

(6) Für einen Beschluß einer Lehrerkonierenz ist die Anwesen­

heit von mindestens zwei Dritteln ihrer Mitglieder und die

Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich. Dem Vor­

sitzenden und jedem Mitglied kommt eine Stimme zu. Bei

Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

Stimmübertragungen sind ungültig. Stimmenthaltungen gelten

außer im Falle der Befangenheit (§ 7 A VG 1950) als Zustimmung.

Uber den Verlauf einer Lehrerkonferenz ist eine schriftliche

Aufzeichnung zu führen.

(7) Der Schulleiter kann jederzeit den Vorsitz in einer Klas­

senkonferenz übernehmen. In diesem Falle kommt ihm be­

schließende StiInme nur dann zu, wenn er Mitglied der Klas-

s enkonferenz ist. Bei Stimmengleichheit hat er jedoch das Ent­

scheidungs recht.

(8) Die Klassenkonferenzen für mehrere Klassen können alch

in der Weise abgehalten werden, daß dre Lehrer aller in Be­

tracht kommenden Klassen eine gemeillsame Sitzung abhalten,

wobei aber bei der Beratung der Angelegenheiten einer Klasse

nur die Lehrer dies er Klas s e Stimmrecht haben.
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7. ABSCHNITT

SCHU LE UND SCHULER, SCHU LE UND ERZIEHUNGS­

BERECHTIGTE, SCHULGEMEINSCHAFT

§ 60

Schüle rmitv erwaltung

(1) Die Schüler einer Schu le haben das Recht der Schülermit­

verwaltung in Form der Vertretung ihrer InteT'ess en und der

Mitgestaltung des Schullebens . Die Schüler haben sich bei

dieser Tätigkeit von der Aufgabe d er Schule leiten zu lassen.

(2) Im Rahmen der Interessenvertretung gegenüber den Leh-rern,

dem Schulleiter und der Schulbehörde stehen den Schülern fol­

gen,de Rechte' zu:

a) Mitwirkungs rechte:

das Recht auf Anhörung,

das Recht auf Information,

das Recht auf Abgabe von Vorschlägen und Stellungnahmen,

das Recht auf Mitsprache bei der Gestaltung des Unter­

richtes im Rahmen des Lehrplanes,

das Recht auf Beteiligung an der Wahl der Unterrichts­

mittel;

b) Mitbestimmungsrechte:

das Recht auf Mitents cheidung bei der Erstellung

der Haus- und Heimordnung,

das Recht auf Mitents cheidung bei der Anwe.ndung

von Erziehungsrnitt eIn gemäß § SI A bs. 2,

das Recht auf Mitentscheidung bei der Antragsteilung

auf Ausschluß eines Schülers.
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Die Festsetzung des Umfanges der Mitwirkungsrechte und der

Mitbestimmungsrechte der Schüler steht dem Schulgemein­

schaftsausschuß zu (§ 65).

(3) Im Rahmen der Mitgestaltung haben die Schüler gemein­

sam jene Aufgaben wahrzunehmen, die über die Mitarbeit des

einzelnen Schülers hinaus reichen. Als solche kommen Yorha­

ben in Betracht, die der politischen, staatsbürgerlichen und

kulturellen Bildung der Schüler im Sinne demokratischer Grund­

sätze dienen, ihr soziales Verhalten entwickeln und festigen und

ihren Neigungen entsprechende Betätigungsmöglichkeiten in der

Freizeit bieten.

. (4) Veranstaltungen der Schülermitverwaltung (Abs. 3) unter­

liegen nicht der Aufsichtspflicht des Lehrers (des Schulleiters).

Die Befugnis der Lehrer (des Schulleiters), an diesen Yeran­

staltungen teilzunehmen, wird davon nicht berührt.

§ 61

Schülervertreter, Wahl und Abberufung, Versammlung

der Schülervertreter

(1) Zur Interessenvertretung und zur Mitgestaltung des Schul­

lebens sind - ausgenommen in Lehrgängen mit einer DaueT

unter acht Wochen - Schülervertreter zu bestellen. Sie sind

von den Schülern in gleicher, unmittelbarer, geheimer und

persönlicher Wahl zu wählen.

(2) SchülervertreteT im Sinne des Abs. 1 sind:

a) der von den Schülern einer Klasse zu wählende Klassen­

sprecher;

b) der von den Klassensprechern einer Schule zu wähle:ade

Schulsprecher.

Die in lit. a und b genannten SchülervertreteT.' werden im Fallae
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ihrer Verhinderung jeweils von ihren Stellvertretern vertreten.

Bei einklassigen Schulen ist der Klassensprecher (dessen Stell­

vertreter) zugleich Schulsprecher; Abs. 3 ist in diesem Fall

nicht anzuwenden.

(3) Die Schülervertreter bilden in ihrer Gesamtheit die Ver­

sammlung der Schülervertreter. Die Einberufung der Ver­

sammlung obliegt dem Schulsprecher (des sen Stellvertreter).

Den Vorsitz in deT' Versammlung führt der Schulsprecher (des­

sen Stellvertreter).

(4) Die Fests etzung des Wirkungsbereiches der Schülervertre­

ter steht dem Schulgemeinschaftsausschuß zu (§ 65).

(5) Wä.hlbar zum Klassensprecher (dessen Stellvertreter) ist

jeder Schüler der betreffenden Klasse, zum Schulsprecher

(des s en Stellvertreter) jeder Schüler der Schule. Der Schulge­

meinschaftsaussch-p.ß (§ 65) hat einem Schüler die Wählbarkeit

abzuerkennen, wenn er wegen eines schwerwiegenden ordnungs­

widrigen Verhaltens oder wegen Gefährdung seines erfolgreichen

Abschlusses der betreffenden Schulstufe zur Erfüllung der Auf­

gaben eines Schülervertreters ungeeignet ers cheint.

(6) Die Wahl zum Klass ensprecher hat unter der Leitung des

Klassenvorstandes, zum SchulsprecheT' unter der Leitung des

Schulleiters odel" eines von ihm beauftragten Lehrers inner­

halb der ersten zwei Monate eines jeden Unterrichtsjahres, bei

lehrgangsmäßigen Berufsschulen innerhalb der ersten Woche

des Lehrganges, für die Zeit bis zur nächsten Wahl stattzu­

finden. Zugleich mit diesen Wahlen sind für die Klassenspre­

cher jeweils ein, für den Schulspreche~ zwei Stellvertreter zu

wählen.

(7) Gewählt ist, wer die unbedingte Mehrheit der abgegebenen

Stimmen auf sich vereinigt. Erreicht keiner der Vorgeschlage­

nen die unbedingte Mehrheit, so hat zwis chen jenen beiden

Kandidaten, die die meisten Stimmen auf sich vereinigt haben,
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eine Stich-vvahl stattzufinden. Bei Stimmengleichheit ents chei..

det das Los.

(8) Die gewählt en Schülervertreter bedürfen keiner Bestätigung.

Die Funktion eines Schülervertreters endet durch Zeitablauf,

Ausscheiden aus dem Verband, für den er gewählt wurde (Klas­

se, Schule), Rücktritt oder Abwahl. Ein Schülervertreter ist

abgewählt, wenn es die unbedingte Mehrheit der jeweils Wahl­

berechtigten (Abs .. 2) bes chließt. Auf die Abwahl ist Abs. 6

mit der Abweichung anzuwenden, daß zu diesem Zweck der

Klassenvorstand bzw. der Schulleiter oder ein von ihm beauf­

tragter Lehrer die jeweils Wahlberechtigten einzuberufen hat,

wenn es ein Drittel von diesen verlangt. Die Frist für die Ein­

berufung beträgt zwei Wochen, ge'T'echnet von dem Zeitpunkt, zu

dem das Verlangen gestellt wurde.

(9) Bei Ausscheiden eines Schülervertreters aus seiner Funk­

tion sind unverzüglich Neuwahlen du rchzuführen. Die Funktion

des neugewählten Schülervertreters dauert bis zur näch.sten

gemäß Abs. 6 durchzuführenden Wahl.

§ 62

Erziehungsberechtigte, Pflichten der Erziehungsberechtigten

(1) Unter den Erziehungsberechtigten im Sinne dieses Gesetzes

sind die Personen zu verstehen, denen im Einzelfall nach

bürgerlichem Recht das Erziehungsrecht zusteht.

(2) Steht das Erziehungs recht hinsichtlich eines Schülers mehr

als einer Person zu, so ist jeder von ihnen mit Wirkung auch

für den anderen handlungsbefugt.

(3) Die Erziehungsberechtigten haben die Unterrichts- und Er­

ziehungsarbeit der Schule zu unterstützen, nach Maßgabe ihrer

Leistungsfähigkeit die Schüler mit den erforderlichen Unterrichts­

mitteln aus zustatten, sofern dies e nicht beigestellt werden, und
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auf die gewissenhafte Er.füllung der sich aus dem Schulbesuch

ergebenden Pflichten des Schülers hinzuwirken sowie zur För­

derung der Schulgern.einschaft beizutragen.

_. (4) Die Erziehungsberechtigten haben die für die Führung der

Amtsscht"iften der Schule erforderlichen Dokumente vorzulegen

und Auskünfte zu geben sowie erhebliche Änderungen dieser

Angaben unverzüglich der Schule mitzuteilen.

§ 63

Beratung zwis chen Lehrern und Erziehungsberechtigten

Lehrer und Erziehungsberechtigte haben eine möglichst enge

Zusammenarbeit in allen Fragen der Erziehung und des Un­

terrichtes der Schüler zu pflegen. Zu diesem Zweck sind

Einzelaussprachen und gemeinsame Beratung zwischen Lehrern

und Erziehungsberechtigten über Fragen der Erz;ehung, den

Leistungsstand, den geeignetsten Bildungsweg und der Schul­

gesundheitspflege durchzuführen.

§ 64

Elternvereine

(1) Die Schulleiter haben die El"richtung und die Tätigkeit

von Elternvereinen zu fördern, die satzungsgemäß allen Er­

ziehungsberechtigten von Schülern der betreffenden Schule zu­

gänglich sind.

(2) Die Organe des Elternvereines können dem Schulleiter und

dem Klassenvorstand Vorschläge, Wünsche und Beschwerden

mitteilen; der Schulleiter hat das Vorbt"ingen des Elternver­

eines zu prüfen und mit den Organen des Elternvereines zu

bespr echen.
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§ 65

Schulgemeinschaftsausschuß

(l) Zur Förderung und Festigung der Schulgemeinschaft ist,

ausgenommen für Lehrgänge mit einer Dauer unter acht"Wochen,

in jeder Schule ein Schulgemeinschaftsausschuß zu bilden.

(2) Dem Schulgemeinschaftsausschuß gehören der Schulleiter

und je drei Vertreter der Leb-rer und der Schüler sowie, wenn

dies die Erziehungsberechtigten von 20 vH der Schüler verlan­

gen, drei Vertreter der Erziehungsbel"echtigten an. Das Ver­

langen hat für ein Schuljahr, bei lehrgangsmäßigen Berufs schu­

len für einen Leh-rgang Gültigkeit.

(3) Die Vertreter de-r Lehrer sind von der Schulkonferenz aus

dem Kreis der an der betreffenden Schule tätigen Lehrer inner­

halb der ersten zwei Monate eines jeden Unterrichtsjahres, bei

lehrgangsmäßigen Berufsschulen innerhalb der ersten Woche

eines Lehrganges, für die Zeit bis zur nächsten Wahl zu be­

stellen.

(4) Die Vertreter der Schüler sind der Schulsprecher sowie

dess en Stellvertr eter.

(5) Die Vertreter der Erziehungsberechtigten sind von den Er­

ziehungsberechtigten der Schüler der betreffenden Schule aus

deren Kreis in gleicher, unmittelbare-r, geheimer und persön­

licher Wahl unter der Leitung des Schulleiters zu wählen; hie­

bei sind die Bestimmungen des Abs. 3 sowie des § 61 Abs. 7

sinngemäß anzuwenden. Besteht an der Schule ein Elternverein,

so sind die Vertreter der Erziehungsberechtigten jedoch von

diesem zu entsenden; bestehen an einer Schule mehrere Eltern­

vereine, so ist nach dem ersten Satz vorzugehen.

(6) Dem Schulgem.einschaftsausschuß stehen zu:

a) die Beratung insbesondere über
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aal wichtige Fragen des Unterrichtes,

bb) wichtige Fragen der Erziehung,

cc) Fragen der Planung von Schulveranstaltungen

(msbesondere von Wandertagen und' Schulschi­

kursen),

dd) die Du rchführung von Elternsprechtagen,

ee) die Durchführung von Sammlungen,

ff) die Durchführung von Veranstaltungen der

Schulbahnberatung,

gg) Fragen der Schulgesundheitspflege,

hh) Vorhaben, die der Mitgestaltung des Schullebens

dienen (§ 60 Abs. 3);

b) die Festsetzung des Umfanges der Mitwirkungs- und Mitbe­

stimmungsrechte der Schüler (§ 60 Abs. 2) und die Fest­

setzung des Wirkungsbereiches der Schülervertreter (§ 61

Abs. 4);

c) die Aberkennung der Wählbarkeit eines Schülers zum Schü­

I e rve rt r eter (§ 61 Abs . 5) .

(7) Die Einberufung des Schulgemeinschaftsausschusses obliegt

dem Schulleiter. Ein Drittel der Mitglieder kann die Einberu­

fung des Schulgem.einschaftsausschusses unter gleichzeitiger

Einbringung eines Antrages. auf Behandlung einer der im Abs. 6

genannten Angelegenheiten verlangen. In den Fällen des Abs. 6

lit. a sublit. hh, li t. bund c können ein solches Verlangen

nur die Mitglieder stellen, denen in diesen Fällen beschließen­

de ~tim.me zukom.m.t. Die Frist für die Einberufung beträgt zwei

Wochen, geTechnet von dem Zeitpunkt, an dem das Verlangen

gestellt wurde. Der Schulleiter ist berechtigt, auch ohne Ver­

langen auf Einberufung den Schulgemeinschaftsausschuß einzube­

rufen, sofern eine. :der im. Abs. 6 genannten Angelegenheiten zu

behandeln ist.

(8) Den Vorsitz im Schulgemeinschaftsausschuß führt der Schul­

leiter oder ein von ihm namhaft gemachter Vertreter.
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(9) Die Festsetzungen nach Abs. 6 lit. b und die Entscheidung

nach Abs. 6 lit. c unterliegen der Bes chlußfas sung des Schul­

gemeinschaftsausschusses ; desgleichen die Abgabe von Empfeh­

lungen und Stellungnahmen in den im Abs. 6 lit. ä genannten

Angelegenheit en.

(10) JedeII;l Mitglied der im Schulgemeinschaftsausschuß ver­

tretenen Gruppen (Lehrer, Schüler, Erziehungsberechtigte)

kommt eine beschließende Stimme zu; dem Schulleiter kommt

in allen Fällen des Abs. 6, den Erziehungsberechtigten in den

Fällen cles Abs. 6 lit. a sublit. hh, lit. bund lit. c nur be­

ratende Stimme zu. Stimmenthaltung ist unzulässig. Eine

Ubertragung der Stimme auf eine andere Person ist unzulässig

und unwirksam.

(11) Der Schulgemeinschaftsaus schuß ist beschlußfähig, wenn

mehr als die Hälfte der Mitglieder mit beschließender Stimme

und mindestens je ein Mitglied der im Ausschuß vertretenen

Gruppen (Lehrer, Schüler, Erziehungsberechtigte) anwes end

sind. In den Fällen des Abs. 6 lit. a sublit. hh, lit. bund

lit. c bleibt für die Beschlußfähigkeit die Anwesenheit von Ver­

tretern der Erziehungsberechtigten außer Betracht. Für einen

Beschluß ist die unbedingte Mehl"heit der abgegebenen Stimmen

erforderlich. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abge­

wiesen.

(12) Der Schulleiter hat mit der Durchführung eines Beschlusses

in den Fällen des Abs. 6 lit. a sublit. hh, lit. bund lit. c

innezuhalten, wenn e-r ihn für rechtswidrig hält, und die Wei­

sung de~ Schulbehörde einzuholen.

§ 66

Erweiterte Schulgemeinschaft

Zur Pflege und Förderung, der zwischen den berufsbildenden

Schulen und dem Wirtschaftsleben notwendigen engen Verbin-
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dung können als erweiterte Schulgemeinschaft Formen der Zu­

sammenarbeit zwischen den gesetzlichen Intel"essenvertretun­

gen der A l"beitgeber und Arbeitnehmer, den Absolventenver-.
bänden und den Schulen von der Schulbehörde vorgesehen wer-

den.

§ 67

Schulärztliche Betreuung

(1) Schulärzte haben die Aufgabe, die Lehrer in gesundheit­

lichen Fragen der SchüleT, soweit sie den Unterricht, den

Schulbesuch und den damit angest1"ebten Beruf betreffen, zu

beraten und die hiefür erforderlichen Untersuchungen der

SchüleT durchzuführen.

(2) Die Schülel" sind ve"pflichtet, sich - abges ehen von ei­

ne.r allfälligen Aufnahmeuntel"suchung - einmal im Schuljahl"

einer schulä'?:"ztlichen Untersuchung zu unterziehen. Da'rübeT

hinaus sind Untersuchungen mit Zustimmung des Schülers

möglich. Sofern bei Untersuchungen gesundheitliche Mängel

festgestellt werden, sind die betreffenden Schüler bzw. die

Erziehungsbel"echtigten hievon vom Schulal"zt in Kenntnis zu

setzen.

(3) Insoweit bei Lehrerkomerenzen Angelegenheiten des Ge­

sundheitszustandes von Schülern oder Fragen der Gesund­

heitserziehung behandelt werden, sind die Schulärzte zur

Teilnahme an den Lehl"erkonferenzen mit beratender Stimme

einzuladen.
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8. ABSCHNITT

VERFAHRENSBESTIMMUNGEN

§ 68

Vertretung durch die Erziehungsberechtigten, Handlungs­

fähigkeit des nicht eigenberechtigten Schülers

(1) In. den Angelegenheiten dieses Gesetzes werden Schüler

(Aufnahmewerber), die nicht eigenberechtigt sind, soweit im

folgenden nicht anderes bestimmt ist, von den Erziehungsbe­

rechtigten vertreten.

(2) Der nicht eigenberechtigte Schüler (Aufnahmewerber) ist

zum selbständigen Handeln in nachstehenden Angelegenheiten

befugt, sof~rn die Erziehungsberechtigten die Handlungs­

fähigkeit nicht du rch Erklärung der Schule gegenüber ein­

schränken:

a) Ansuchen um Bewilligung zU't" A bIegung der Eignungsprü­

fung zu einem späteren Zeitpunkt als dem Sommertermin

(§ 22 Abs. 3);

b) Verlangen auf Ausstellung eines Zeugnisses gemäß § 24

Abs. 3;

c) Ansuchen um Anrechnung des als außerordentlicher Schüler

zurückgelegten Schulbesuches als ordentlichen Schulbesuch

(§ 27 Abs. 6);

d) Wahl zwis chen alternativen Pflichtgegenständen und Ansu­

chen um Befreiung von der Teilnahme an einzelnen Pflicht­

gegens.tänden (§ 31 Abs. 1, 3 und 4);

e) Anmeldung zur und Abmeldung von der Teilnahme an Frei­

gegenständen, unverbindlichen Ubungen oder am Förderun­

terricht (§ 32 Abs. 1, 3 bis 5 und 7);

f) Ansuchen um Stundung der Feststellungsprüfung (§ 39 Abs. 3);
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g) Ansuchen um Durchführung einer Prüfung über Kenntnisse

und Fertigkeiten des praktischen Unterrichtes (§ 39 Abs. 4);

h) Ansuchen um Bewilligung zur Wiederholung einer Schulstufe

(§ 44 Abs. 2);

i) Benachrichtigung von einer Ve'l'"hinderung am Schulbesuch,

Ansuchen um Erteilung der Erlaubnis zum Fernbleiben von

der Schule (§ 49 Abs. 3 und 6);

j) Antrag auf Ausstellung einer El"satzbestätigung für ein ver­

lorenes Zeugnis (§ 7~ Abs. 2).

(3) Macht der nicht eigenberechtigte Schüler von der ihm ein­

geräumten Befugnis zum selbständigen Handeln in den im

Abs. 2 angeführten Angelegenheiten keinen Gebrauch, so sind

die Erziehungsbe't"echtigten zum Handeln befugt. In den Fällen

des Abs. 2, in denen Handlungen des nicht eigenberechtigten

Schülers an Fristen gebunden sind, erlischt die Befugnis der

Erziehungsberechtigten zum Handeln nach Ablauf von drei Werk­

tagen, gerechnet vom Zeitpunkt des Fristablaufes . Im Falle

eines Tätigwerdens der Erziehungsbe't"echtigten gemäß der ihnen

im ersten Satz einge't"äumten Befugnis sind deren Handlungen

ausschl aggebend.

(4) In den Fällen, in denen die Erziehungsberechtigten von der

Befugnis des Abs. 2. und 3 Gebrauch machen, erstreckt sich

ihre Handlungsbefugnis auch auf die Einbringung von Rechts­

mitteln im Verwaltungsverfahren und von Beschwerden beim

Verwaltungsge"ichtshof und Verfassungs gerichtshof.

§ 69

Verfahren

(1) Die Schulbehörde hat in den auf G1"und der Bestinunungen

dieses Gesetzes von ihr durchzuführenden Verwaltungsverfah­

ren das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1950 anzuwen-
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den, sofern nicht in den §§ 71 Abs. 2 bis 4, 73 Abs. 3 und 4

sowie 74 abweichende Regelungen getroffen werden.

(2) Soweit Verwa:ltungsverfahren auf Grund der Bestimmungen

dieses Gesetzes von anderen Organen als der Schulbehörde

(Schulleiter, Lehrerkonfe-renz, Prüfungskommis sion) durchzu­

führen sind, gelten die Regelungen gemäß Abs. 3.

(3) In den nachstehend angeführten Angelegenheiten sind in

Verfahren die Bestimmungen der §§ 70, 71 :Abs. 1, 72 und

73Abs. 1 und 2 anzuwenden:

a) Zulas sung zu Eignungsprüfungen (§ 22);

b) Aufnahme in die Schule (§ § 26 bis 28);

c) Besuch von Pflichtgegenständen (§ 31);

d) .Besuch von Freigegenständen, unvet"bindlichen

übungen und Förderunterricht (§ 32);

e) Stundung von Feststellungs:prüfungen (§ 39 Abs. 3);

f) Fernbleiben von der Schule (§ 49 Abs. 6);

g) Versetzung in eine Parallelklasse oder einen

anderen Lehrgang (§ 51 Abs. 2).

§ 70

Parteien, Ermittlungsverfahren, Bescheidausfertigung

(1) Parteien im Sinne dieses Gesetzes sind die Erziehungsbe­

"echtigten bzw. Schüler, über deren Ansuchen oder sonstige

rechtliche Interessen abzusprechen ist.

(2) Vor der Erlassung eines Bescheides ist der Sachverhalt,

soweit e'!" nicht offenkundig. ist, durch Beweise festzustellen.

Den Parteien ist, wenn ihrem Ansuchen nicht vollinhaltlich

stattgegeben wel"den soll, Gelegenheit zur Stellungnahme zu den

SachveThaltsfeststellungen zu geben.
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(3) Der Bescheid kann den Parteien mündlich verkündet oder

schriftlich ausgefertigt werden, soweit in diesem Gesetz

nicht anderes bestinunt ist. Auf Verlangen der Partei ist er

schriftlich auszufertigen. 'Die Ausfertigung hat zu enthalten:

a) Bezeichnung und Ständort der Schule bzw. des entscheiden­

den Organes,

b) den Inhalt der Entscheidung oder Verfügung,

c} die maßgebenden Gründe, wenn dem Ansuchen nicht voll­

inhaltlich stattgegeben worden ist,

d) Ort und Datum des Bescheides,

e) Unterschrift des entscheidenden Organes, bei

Kollegialorganen des Vorsitzenden,

f) Hinweis auf die Möglichkeit einer Berufung. di e Berufungs­

frist und· die Schulbehörde. an die die Berufung zu richt en

ist, sowie die Einbri ngungsstelle für die Berufung.

§ 71

Berufung

(1) Gegen Bescheide in den in § 69 Abs. 3 angeführten Ange­

legenheiten können die Parteien binnen zwei Wochen Berufung

an die Schulbehörde erheben. Die Berufung ist beim Leiter der

Schule einzubringen, die den Bescheid erlassen hat.

(2.) Gegen Entscheidungen in Zeugnissen ist nur in den Fällen,

daß

a) die Eignungsprüfung oder Einstufungsprüfung nicht bestanden

worden ist (§ § 24 und 26),

b} der Schüler zum Aufsteigen nicht. be~echtigt ist (§ 39 Abs. 7,

§ 43),

eine Berufung an die Schulbehörde zulässig. Die Be..-ufung ist

innerhalb einer Woche ab Zustellung der Entscheidung beim
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Schulleiter einzubringen. Der Schulleiter hat die Berufung un­

ter Anschluß einer Stellungnahme de" Lehrer, auf deren Be­

urteilung sich die Entscheidung g,.ündet, sowie unter Anschluß

aller sonstigen Beweismittel unverzüglich der Schulbehörde

vorzulegen.

(3) Die Schulbehö'!"de hat in den Fällen des Abs. 2, insoweit

sich die Berufung auf die behauptete unrichtige Beurteilung

mit "Nicht genügend" stützt,

a) der Berufung stattzugeben, wenn die Unterlag~n zur Fest­

stellung ausreichen, daß die auf "Nicht genügend" lautende

Beurteilung, die der Entscheidung zugrundelag, unrichtig

war; zugleich ist die betreffende Note neu festzusetzen;

b) die Berufung abzuweisen, wenn die Unterlagen zur Fest­

stellung ausl"eich~n, daß die auf "Nicht genügend" lautende

Beurteilung, die der Entscheidung zugrundelag, richtig war;

c) das Verfahren zu unterbrechen, wenn die Unterlagen weder

zu einer Ents cheidung' nach litt a oder b aus reichen, und

den Berufungswerber zu einer kommissionellen Prüfung

zuzulassen; wenn der Berufungswerber diese Prüfung nicht

besteht oder zu diesel' Prüfung nicht antritt, ist die Beru­

fung abzuweisen; andernfalls ist ihr stattzugeben und die

Note auf GT"Und des Ergebnisses der Prüfung neu festzu­

setzen.

(4) Für die Durchführung der kommissionellen Prüfung im Sin­

ne des Abs. 3 lit. c gelten die Bestimmungen über die Wieder­

holungsprüfung (§ 42 Abs. 5) mit der Maßgabe, daß die Prü­

fung unter dem Vorsitz eines Schulaufsichtsbeanlten oder eines

von dies em bestinlmten Vertreter s stattzufinden hat. Wenn ei­

ne Einigung über die Beurteilung des Ergebniss es dieser Prü­

fung nicht zustande kommt, entscheidet der ~orsitzende.
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§ 72

Zustellung, Fristen

(1) Schriftli che Ausfertigungen in den im § 69 Abs. 3 ange­

führten Angelegenheiten und der im § 71 Abs. 2. lit. a und b

genannten Entscheidungen sind den Par-teien nachweislich zu­

zustellen.

(2) Soweit del" Schüler (Aufnahmewe 'l:"be r) zum selbständigen

Handeln befugt ist (§ 68), hat die Zustellung durch Uber-gabe

der Ausfertigungen an ihn zu erfolgen. Die Erziehungsbe­

rechtigten können jedoch jeweils innerhalb von zwei Wochen

nach dem Beginn des Schuljahres verlangen, daß auch in die­

sen Fällen die Zustellung im Sinne des Abs. 1 zu erfolgen hat.

(3) Die Zustellung an die Erziehungsbel"echtigten kann auch in

der Weise erfolgen, daß die Ausfertigungen dem Schüler (Auf­

nahmewerber) zur Ubergabe an d~e Erziehungsberechtigten aus­

gehändigt werden und diese die Empfangnahme schriftlich be­

stätigen.

(4) Bei der Berechnung von Fristen, die nach Tagen bestimmt

sind, wird der Tag nicht mitgerechnet, in den der Zeitpunkt

oder das Ereignis fällt, wonach sich der Anfang der Frist

richten soll.

(s) Nach Wochen oder Monaten bestimmte Fristen enden m.it

dem Ablauf desjenigen Tages de-r letzten Woche oder des

letzten Monats, deT' durch s eine Benennung oder Zahl dem

Tag entspl"icht, an dem die Frist: :begonnen hat. Fehlt dies er

Tag in dem letzten Monat, so endet die Frist m.it Ablauf des

letzten Tages dieses Monats.

(6) Der Beginn und Lauf einer Frist wird durch Sonn- oder

F eieT'tage nicht behinde-r-t.

(7) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonn- oder Feiertag,
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so ist der nächste Werktag als letzter Tag der Frist anzu­

sehen.

(8) Die Tage des Postenlaufes werden in die Frist nicht ein­

gerechnet.

(9) Durch dieses Gesetz oder durch hiezu erlassene Verord­

nungen festgesetzte Fristen können, wenn nicht ausdrücklich

anderes bestinunt ist, nicht geä.ndert werden.

§ 73

Ents cheidungspfli cht

(1) In den Angelegenheiten des § 69 Abs. 3 haben die zustän­

digen Organe - unbeschadet der Bestimmung des Abs. 3 ­

übel" Ansuchen von Parteien ohne unnötigen Aufschub, späte­

stens abel" ~ier Wochen nach deren Einlangen den Bescheid zu

erlassen~ Andernfalls geht die Zuständigk~it zur Entscheidung

auf schriftliches Verlangen der Partei auf die Schulbehörde

über. Ein solches Verlangen ist unmittelbar bei der Schulbe­

hörde einzubl"ingen. Das Verlangen ist abzuweisen, wenn die

Verzögerung der Entscheidung nicht ausschließlich auf ein

Verschulden des zuständigen Organes zurückzuführen ist.

(2) Die Frist des Abs. 1 wird für die Dauer der W eihnachts- ,

Semester-, Oster-, Pfingst- und Hauptfel"ien gehemmt.

(3) Die Schulbehörde hat über Ansuchen von Parteien und Be­

rufungen ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber, soweit

im Abs. 4 nicht anderes bestimmt ist, drei Monate nach de­

ren Einlangen bei der Schule den Bescheid zu erlassen.

(4) In den Fällen des § 71 Abs. 2 hat die Schulbehörde übet"

die Berufung binnen drei Wochen nach deren Einlangen bei

der ·Schule den Bescheid zu erlas sen.
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§ 74

SchulveT'zeichnisse, Protokolle, Formblätter, Er­

satzbestätigungen für verlorene Zeugnisse

(1) Die Schulbehö1"de hat durch Verordnung nach den Erforder­

nissen der einzelnen Schularten Bestim.mungen über Form, In­

halt, Füh"ung und Aufbewahrung der in den Schulen zu führen­

den Aufzeichnungen und über die sonstigen bei der Vollziehung

dieses Gesetzes zu verwendenden Formblätter zu erlassen.

(2) Die Ausstellung einer Ersatzbestätigung für ein verlorenes

Zeugnis eine1" Berufs- oder Fachschule, die im Burgenland ih­

ren Sitz hat oder hatte, kann bei der Schulbehörde beantragt

werden. Der Antragsteller hat glaubhaft zu machen, daß die

Bemühungen um die Wiedererlangung des verlorenen Zeugnis-

s es oder die Ausstellung einer Zweits chrift ohne s ein Vers chul­

den ergebnislos geblieben sind.

(3) Dem Ansuchen sind anzuschließen:

a} Geburtsurkunde;

b} Staatsbürgers chaftsnachweis und Nachweis des ordent­

lichen Wohnsitzes;

c) Angaben über Beweismittel, aus denen der s einer­

zeitige Erwerb des Zeugnis ses hervorgeht.

(4) Die Ersatzbestätigung ist auszustellen, wenn sich der Er­

we,.b des Zeugnisses im Erm.ittlungsverfahren zweifelsfrei er­

gibt. Andernfalls ist der Antrag abzuweisen.

(5) Mit einer gemäß Abs. 4 aus gestellten Ersatzbestätigung

sind- die gleichen Berechtigungen wie mit dem verlo"enen

Zeugnis ve-rbunden.
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IV. HAUPTSTUCK

SCHULERHALTUNG, SCHULVERWALTUNG, SCHULAUFSICHT

1. ABSCHNITT

ERRICHTUNG, ERHALTUNG UND AUFLASSUNG VON öFFENT­

LICHEN BERUFS- UND FACHSCHULEN

§ 75

Errichtung und Auflassung von Schulen

(1) Öffentliche Be'Lufsschulen sind unter Bedachtnahme auf eine

voraussichtlich ständige Zahl von 36 Schülern in solcher Zahl

zu errichten, daß alle Berufss chulpflichtigen eine ihrer Fach­

richtung entsprechende Schule besuchen können. Hiebei ist auch

auf die Möglichkeiten der §§ 5 Abs. 2 und 9 Abs. 6 Bedacht zu

nehmen. In der ET'richtungsvero'l:"dnung (§ 3 Abs. 1) kann die

Angliederung eines Schülerheimes angeordnet werden, um Schul­

pflichtigen, denen der Schulweg nicht zumutbar ist, den Schulbe­

such zu el"möglichen oder diesen zu erleichtern.

(2) Öffentliche Fachschulen sind in S olchel" Zahl zu errichten,

daß alle eine Fachausbildung anstreb~nden, im Burgenland wohn­

haften Personen, der Besuch einer Fachschule ermöglicht wird.

In der Errichtungsverordnung ist die Angliederung eines Schüler­

heimes und erforderlichenfalls die Angliederung eines Lehr- oder

Versuchsbetriebes anzuordnen. Die Landesregiet"ung wird ermäch­

tigt, Vereinbarungen mit anderen Ländern über den Besuch bur­

genländischel'" Fachschulen durch Schüler anderer Bundesländer

sowie über den Besuch von Fachschulen anderer Bundesländer

durch bUt"genländische Schüler zu treffen.
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(3) Die Schulbehörde hat durch Verordnung die Auflassung ei­

ner S.chule zu verfügen, wenn die Voraussetzungen für die Er­

richtung der Schule nicht mehl" gegeben sind. Die Aufiassung

erstreckt sich auch auf ein angegliedertes Schülerheim oder

einen Lehr ... ode'" Versuchsbetl"ieb.

(4) Die Schulbehörde kann durch Vel"ordnung eine Schule still ...

legen, wenn

a) die du l" chs chnittliche S chüle T' zahl in den kommenden drei

Schuljahren voraus sichtlich unter 12 Schüler pro Klas se

absinkt, jedoch die Voraussetzungen für eine Aufiassung

der Schule nicht gegeben sind;

b) die Unterbringung der in Betracht kommenden Schüler in

anderen öffentlichen Berufs ... oder Fachschulen bei einem

zumutbaren Schulweg oder sonst durch Aufnahme in ein

Schülerheim möglich ist.

In der Verordnung ist auch auszusprechen, ob ein angeglie­

dertes Schüle~heim stillgelegt wird.

(5) Im Falle einer Stillegung oder Auflassung einer Schule sind

die Schüler von der Schulbehörde den in Betracht kommenden

Schulen zuzuweisen.

§ 76

Schule r haltung

(1) Das Land ist gesetzlicher Schule't:"halter für öffentliche Be­

rufs- und Fachschulen einschließlich der diesen Schulen ange­

gliede't:"ten Schülerheime sowie Lehr- und Versuchsbetriebe.

(2.) Im Falle der Erl"ichtung einer Schule hat das Land als

Schulerhaltel" die fü:r die Unterbringung erforderlichen Bau­

lichkeiten, Anlagen und Liegenschaften in entsprechendel" Aus ..

stattung (Abs. 3 bis 5) bereitzustellen sowie alle sonstigen

für die Schulführung el"forderlichen Maßnahmen (§ 3 Abs. 2.)

zu treffen.
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(3) Jede öffentliche Berufs- und Fachschule hat hinsichtlich

ihrer Unterbringung und Einrichtung den Grundsätzen der

Pädagogik und der Schulhygiene sowie den Erfordernissen

der körperlichen Sicherheit zu entsprechen und jene Lehr­

mittel aufzuweisen, di e nach dem Lehrplan entsprechend der

Fachrichtung fü'{" den Unterricht notwendig sind.

(4) Öffentliche Berufs- und Fachschul en sind mit den für den

praktischen Unterricht erforderlichen Unte1"T'ichts T'äumen und

Einrichtungen, wie Leh't"wel"kstätten, Werkräumen, Schulkü­

chen, Turnsälen und Sportanlagen, auszustatten.

(5) In den öffentlichen Berufs- und Fachschulen, an denen die

Mehl"zahl del" Schüler einern christlichen Religionsbekenntnis

angehört, ist in allen Klas senräumen ein Kreuz anzubringen.

§ 77

Ende der Erhaltungspflicht

(1) Die Verpflichtungen des Landes als Schulerhalter erlöschen

mit der Auflassung der Schule.

(2) Bei Stillegung einer Schule sind die Gebäude, Anlagen und

Liegenschaften einschließlich der Ausstattung soweit instandzu­

halten, daß der Schulbetrieb mit Ende des Stillegungszeitraumes

wieder aufgenommen werden kann.
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2. ABSCHNITT

SCHULBEHÖRDE

§ 78

Behördenzuständigkeit

(1) Schulbehörde im Sinne dieses Gesetzes ist die Landesregierung.

(2) Der Schulbehörde obliegt, soweit nicht ausdrücklich anderes

bestimmt ist, die Vollziehung der Bestimmungen dieses Gesetzes.

Sie übt auch die in den verfah'rensgesetzlichen Bestimmungen vor ..

gesehenen oberbehärdlichen Befugnisse aus.

(3) De'r Schulbehörde kommt ferner die Schulauf sicht auf dem Ge­

biete des land- und forstwirtschaitlichen Berufs- und Fachschul..

wesens und des land- und forstwirtschaftlichen Erziehungswesens

in den Angelegenheiten der Schülerheime im Sinne des § 1 zu.

§ 79

Schulaufsichts organe

(1) Die Schulbehörde hat zur Wahrnehmung der Schulauf sichts­

angelegenheiten einen "Landes schulinspektor für das Landwirt.

schaftliche Schulwesen" sowie für einzelne Gegenstände oder

Gegenstandsgruppen die erforderliche Anzahl von Fachinspekto­

ren als Beamte des Schulaufsichtsdienstes zu bestellen. Voraus.

setzung für die Bestellung sind die Befähigungsprüfung für den

land- und forstwirtschaftlichen Lehr- und Förderungsdienst und

entsprechende Erfahrungen auf dem Gebiet des land- und forst­

wi rts chaftlichen Schulw es ens.

(2) Die Schulaufsichtsorgane haben unter Bedachtnahme auf
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Abs. 3 insbesondere

a) die Einhaltung des Leh-rplanes, die Unte"richtsführung, den

Unte-rrichtserfolg sowie die erzieherische Tätigkeit der Leh-

rer,

b) die Einhaltung der Vorschriften über die Ordnung von Untel"­

rieht und Erziehung,

c) den Zustand der Schule (des Schülerheimes) in räum.licher,

einrichtungsrnäßiger und schulhygienischer Beziehung

zu überwachen und die Lehrer in diesen Angelegenheiten zu be­

raten.

(3) Die den Beamten des Schulaufsichtsdienstes im einzelnen

obliegenden Pflichten sind durch Dienstanweisung der Schul­

behörde festzulegen.

(4) Andere Organe der Schulbehörde dürfen dem Unterricht an

einer Schule nur in Anwesenheit eines Beamten des Schulauf­

sichtsdienstes beiwohnen.

3. ABSCHNITT

LANDWIRTSCHAFTLICHER SCHULBEIRAT

§ 80

Einrichtung und Aufgabe

(1) Beim Amte der Landesregierung ist zur Beratung der Schul..

behörde ein Landwirtschaftlicher Schulbeirat einzurichten.

(2) Der Landwirtschaftliche Schulbeirat ist von der Schulbe­

hörde

a) in den Angelegenheiten der Errichtung, Erhaltung und Auf­

lassung von öffentlichen Berufs- und Fachschulen und Schü-
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lerheimen,

b) in Fragen der Schulorganisation im Hinblick auf die Ein­

führung neuer Schulformen und die Ein richtung von Schul­

versuchen,

.c) bei beabsichtigten gesetzlichen Regelungen im Bereich- des

land. und forstwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulwesens

zu hören.

(3) Das Anhörungsrecht gemäß Abs. 2 kann durch die Abgabe

von Stellungnahmen, Vorschlägen oder Gutachten aus geübt wer.

den.

§ 81

Zusammens etzung

(1) Dem Landwirtschaftlichen Schulbeirat gehören als Mitglie­

der mit beschließender Stimme an:

1. als Vorsitzender jenes Mitglied der Landesregierung. in

dessen Aufgabenkreis die Angelegenheiten des landwirt-

s cbaftlichen Schulwes ens fallen,

2. drei von der Landesregierung nach dem Stärkeverhäl tnis

der Parteien im Landtag bestellte Vertreter,

3. fünf von der Burgenländischen Landwi l"tschaftskammer be­

stellte Vel"treter,

4. ein von der Kammer für Arbeiter und Angestellte für das

Burgenland bestellter Vertretel",

5. drei Vertl"eteT' aus dem Kl"eise der land- und forstwirt­

schaftlichen Landeslehrer, die vom Zentl"alausschuß der

Personalve-rtretung dieser Lehrer in geheimer schriftlicher

Wahl zu wählen sind; die Wahlordnung ist durch Verordnung

der Schulbehörde zu e't"lassen.
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(2) Dem Landwirtschaftlichen Schulbeirat sind als Mitglieder

mit beratender Stinune beizuziehen:

1. d"er beamtete Referent für das landwirtschaftliche Schulwe­

sen beim Amt der Landesregierung,

2. der ~andesschulinspektor für das landwirtschaftliche Schul-

wesen.

(3) Die römisch-katholische und die evangelische Kirche sind

berechtigt, in den Landwi rtschaftlichen Schulbeirat je einen

Vertreter als Mitglieder mit bel"atendeT' Stimme zu entsenden.

(4) Die Mitglieder gemäß Abs. 1 müssen in den Landtag wählbar

s ein; für jedes dies er Mitglieder ist in gleicher Weis e ein Er­

satzmitglied zu bestellen. Im Ve,..hindel"ungsfall haben sich die

Mitglieder durch das Ersatzmitglied vertreten zu lassen.

§ 82

Funktionsdauer und Konstituierung

(I) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) des Landwirtschaftlichen

Schulbeirates sind für die Dauer der Gesetzgebungsperiode des

Landtages zu bestellen. Sie haben jedoch ihre Aufgaben auch

nach Beendigung der Ges etzgebungsperiode des Landtages bis

zur Konstituierung des neuen Landwi rtschaftlichen Schulbeira­

tes wahrzunehmen.

(2) Die Bestellung der Mitglieder hat so rechtzeitig zu erfol­

gen, .daß die Konstituierung des Landwi t"tschaftlichen Schulbei­

rates innerhalb von drei Monaten nach Einberufung des neuen

Landtages erfolgen kann.
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§ 83

Erlöschen der Mitglieds chaft

(1) Die Mitgliedschaft (Ersatzm.itgliedschaft) zum. Landwirt­

schaftlichen Schulbeirat erlischt

1. durch Verzicht, der dem Vorsitzenden (Stellvertreter)

gegenüber schriftlich zu erklären ist,

2. durch Wi derruf der Bestellung oder

3. durch Verlust der Wählbarkei t.

(2) In den Fällen des Abs. 1 ist unter Berücksichtigung der

§§ 81 und 82 unverzüglich eine Nachbestellung vorzunehmen.

§ 84

Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) Die Mitglieder (Ersatzmitgliede:) des Landwirtschaftlichen

Schu1beirates üben ihre Täti g~ei t ehrenamtlich aus und sind

zur Gewissenhaftigkeit und Unparteilichkeit verpflichtet.

(2) Die Mitglieder haben Anspruch auf Reisekostenvergütung

wie Landesbeamte der Gebührenstufe 4. Den daraus ent­

stehenden Aufwand hat das Land zu tragen.

§ 85

Ges chäftsführung

(1) Die Sitzungen des Landwirtschaftlichen Schulbeirates sind

vom Vorsitzenden nach Bedarf,· m.indestens jedoch einmal jähr­

lich. unter Bekanntgabe der Tagesordnung einzuberufen. Die

Einladung hat mindestens zwei Wochen vorher nachweislich zu

erfolgen. Wenn es mindestens ein Drittel der Mitglieder gem.äß
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§ 81 Abs. 1 verlangt, hat der Vorsitzende den Landwirtschaft­

lichen Schulbehoat zu eineT" Sitzung für einen Zeitpunkt inne"­

halb eines Monats' ab Zustellung des Ersuchens einzuberufen.

(2) Der Vo~sitzende ist im Falle seiner Verhinderung durch

den Vorsitzendenstellvertreter, der in der konstituierenden

Sitzung zu wä.hlen ist, zu vertreten.

(3) Der Landwi rts chaftliche Schulbei rat ist bes chlußfähig, wenn

alle Mitglieder eingeladen wurden und mindestens die Hälfte

der Mitglieder gemäß § 81 Ahs. 1 sowie de-r Vorsitzende, bei

seiner Verhinderung der Stellvertreter, anwesend sind.

(4) Der Landwirtschaftliche Schulbeirat faßt seine Beschlüs se

m.it unbedingter "Mehrheit der abgegebenen Stimmen der anwe­

senden Mitglieder.

(5) Die Sitzungen des Landwirtschaftlichen Schulheirates sind

nicht öffentlich. Der Vo rsitzende kann den Sitzungen Aus­

kunftspersonen sowie den erforderlichen Sch,.iftführer bei­

ziehen.

(6) ttber die in der Sitzung des Landwiortschaftlichen Schulbei­

rates gefaßten Beschlüsse ist vom Schriftführe-r eine Verhand­

lungsschrift zu führen, die vom Vorsitzenden und je einem Ver­

trete'" der Parteien (§ 81 Abs. 1 Z 2) zu unterfertigen ist.

Sonstige schriftliche Ausfertigungen sind vom. Vorsitzenden zu

unterfel"tigen.

(7) Die näheren Bestimmungen über die Geschäftsführung trifft

eine Geschäftsordnung, die vom Landwi rts chaftlichen Schulbei­

rat zu beschließen ist und der Genehmigung der Schulbehörde

bedarf. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die Ces chäfts­

ordnung gesetzlichen Vorschriften widerspricht.
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V. HAUPTST UCK

ERRICHTUNG UND FttHRUNG VON PRIVATEN LAND- UND

FORSTWIR TSCHAFTLICHEN SCHULEN SOWIE SCHULER­

HEIMEN

1. ABSCHNITT

ABGRENZUNGEN

§ 86

Begriffsbestimmung

(1) Privatschulen im Sinne dieses Gesetzes sind Einrichtun­

gen, in denen eine Mehrzahl von Schülern gemeinsam nach

einem festen Lehrplan unterrichtet, hiebei neben der Ver­

mittlung von Kenntnis s en und Fertigkeiten auf dem Gebiete

der Land- und Forstwirtschaft ein erzieherisches Ziel ange­

strebt wird, und die von anderen als dem gesetzlichen Schul­

erhalter (§ 76 Abs. 1) erhalten werden.

(2) Ein el"zieherisches Ziel ist gegeben, wenn außer den mit

der Erwerbung von Kenntnissen und Fertigkeiten an sich ver­

bundenen Erziehungszielen die Festigung der charakterlichen

Anlagen der Schüler in sittlicher Hinsicht bezweckt wird.

§ 87

Allgemeine Zugänglichkeit, AufnahIne

(l) Privats chulen sind allgemein zugänglich. Die Bestimmun­

gen des § 10 Abs. 1 zweiter Satz finden sinngemäß Anwendung.

(2) Für Privats chulen, deren Schulerhalter eine gesetzlich an-
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erkannte Kirche oder Religionsgesellschaft, eine nach deren

Recht bestehende :E:inrichtung oder ein anderer Rechtsträger

ist, sofern er nicht öffentlich- rechtlichen Charakter hat, gel­

ten die Bestimmungen des Abs. 1 mit der Maßgabe, daß die

Auswahl der Schüler nach dem Bekenntnis und nach der Spra­

che sowie die Geschlechtertrennung zulässig' sind. Die gleiche

Regelung gilt für private Schülerheime.

(3) Soweit gemäß Abs. 2 die Auswahl der Schüler nach der

Sprache zulässig ist, kann die betreffende Sprache auch als

Unterrichtssprache in solchen Privatschulen verwendet werden.

Andernfalls bedarf die Verwendung einer lebenden Fremdspra ..

che als Unterrichtssprache an einer Privatschule der Bewilligung

der Schulbehörde. Die Bewilligung ist auf Ansuchen des Schul­

erhalters bei Vorliegen der Voraussetzungen gemäß § 35 Abs. 2

zu erteilen.

(4) Die AufnahIne in eine Privatschule erfolgt durch einen Ver­

trag des bürgerlichen Rechts zwischen dem Schüler und dem

Privats chulerhalter.

2. ABSCHNITT

ALLGEMEINE VORAUSSET ZUNGEN

§ 88

Schulerhalter

(l) Eine Privatschule zu führen ist berechtigt

a) jeder österreichische Staatsbürger, der voll handlungsfähig

und in sittlicher und staatsbürgerl,icher Hinsicht verläßlich

ist;

b) jede Gebietskö't"perschaft, jede gesetzlich anerkannte Kirche

oder Religionsgesellschaft und jede sonstige Körperschaft
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des öffentlichen Rechts;

c) jede sonstige juristische Person, deren vertretungsbefugte

Organe die Vorauss etzungen nach lit. a erfüllen.

(2) Personen, die die österreichische Staatsbürgers chaf t nicht

besitzen, sowie juristische Personen, deren vertretungsbe­

fugte Organe die österreichische Staatsbürgerschaft nicht be­

sitzen, können Privats chulen führen, wenn sie oder ihre ver­

tretungsbefugten Organe voll handlungsfähig, in sittlicher Hin­

sicht verläßlich und keine nachteiligen Auswirkungen auf das

land. und forstwirtschaftliehe Schulwesen zu erwarten sind.

Dureh Staatsverträge begründete Rechte werden hiedurch ni cht

berührt.

(3) Die finanzielle, personelle und räumliche Vorsorge für

die Führung der Schule ist Aufgabe des Schulerhalters.

(4) Der Schulerhalter hat jede Veränderung der Organisation

der Privatschule sowie die Einstellung der Schulführung und

die Auflassung der Schule der SchulbehÖrde unverzüglich an­

zuzeigen.

§ 89

Leiter und Lehrer

(l) Der Schulerhalter hat für die pädagogische und administra­

tive Leitung der Privatschule einen Leiter zu bestellen, der

a) die österreichische Staatsbürgerschaft,

b) die Eignung zum Lehrer in sittlicher, staatsbürgerlicher

und gesundheitlicher Hinsicht und

c) die Lehrbefähigung für die betreffende oder eine verwandte

Schulart

besitzt.
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(2) Die Schulbehörde hat vom Erfordernis des Abs. 1 lit. a

Nachsicht zu erteilen, wenn ein Mangel an entsprechend lehr­

befähigten Lehrern österreichischer Staatsbürgerschaft be­

steht oder die Verwendung sonst im rnteres se der Schule ge­

legen ist.

(3) Schulerhalte-r, die die im Abs. 1 lit. abis c genannten

Bedingungen erfüllen, können die Leitung der Privatschule

auch selbst ausüben. Abs. 2 gilt auch für den Schulerhalter.

(4) Der Schulerhalter darf an der Privatschule nur Lehrer

verwenden, die die im Abs. 1 lit. abis c genannten Bedin­

gungen erfüllen.

(5) Die Schulbehörde kann für Leh-rer unter den Voraussetzun­

gen des Abs. 2 von den Erfordernissen des Abs. 1 lit. a und

c Nachsicht e-rteilen.

(6) Der Schulerhalter hat de~ Schulbehörde

a) von de-r Bestellung des Leiters und der Leh-rer,

b) vom Ausscheiden des Leiters aus der Leiterfunktion und

vom Ausscheiden der Lehrer aus der Lehrerfunktion so-

wie

c) davon, daß der Leiter oder ein Lehrer eine der im Abs. I

genannten Bedingungen nicht mehr erfüllt, ohne daß ihm

die Nachsicht im Sinne der Abs. 2 oder 5 erteilt worden

ist,

unverzüglich Anzeige zu erstatten.

(7) Die Schulbehörde hat - unbeschadet der Abs. 2 und 5 -

die Verwendung des Leiters oder Lehrers innerhalb eines

Monats ab dem Einlangen der Bestellungsanzeige zu unter­

sagen, wenn die Bedingungen der Abs. 1 oder 4 nicht er-

füllt sind. Da rüber hinaus hat die Schulbehörde .. unbes chadet

der Abs. 2 und 5 - die Verwendung eines Leiters ode-r Lehrers

zu untersagen, wenn die Bedingungen der Abs. 1 oder 4 später

wegfallen.
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(8) Die Bestimmungen der Abs. 6 und 7 gelten sinngemäß auch

für den Schulerhalter in s einer Eigens chaft als Leiter der

Schule (Abs. 3).

§ 90

Schulräume und Lehrmittel

Der Schulerhalter muß über Schulräume, die baulich und ein­

richtungsmäßig dem Zweck und der Organisation der Privat­

schule sowie den Grundsätzen der Pädagogik und der Schul-

,hygiene entsprechen, sowie über die zur Durchführung des

Lehrplanes notwendigen Lehrmittel und sonstigen Ausstattun­

gen und Einrichtungen verfügen.

§ 91

Anzeige und Untersagung der Führung

(1) Die Führung einer Privatschule ist der Schulbehörde min­

destens drei Monate vor der beabsichtigten Eröffnung der Schu­

le unter Nachweis der E,füllung der Bestimmungen des § 88

Abs. 1 oder 2, des § 89 Abs. 1 oder 3 und des § 89 Abs. 4

(unbeschadet der Bestimmungen des § 89 Abs. 2 oder 5) so­

wie des § 90 anzuzeigen.

(2) Wird eine Privatschule geführt, ohne daß der Schulerhal­

ter der Schulbehörde davon die Anzeige erstattet hat, so hat

die Schulbehörde die Führung der Privatschul e zu untersagen.

(3) Die Schulbehörde hat die Führung der Privatschule binnen

zwei Monaten ab dem Einlangen der Anzeige zu untersagen,

wenn die im Abs. 1 angefÜhrten Bestimmungen nicht erfüllt

sind. Wird die Führung der Privatschule innerhalb dieser

Frist nicht untersagt, so kann sie eröffnet wel"den.
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§ 92

Erlöschen und Untersagung des Rechtes zur Schulführung

(1) Das Recht zur Führung einer Privatschule, deren Führung

nicht untersagt wurde, erlischt

a) mit der Auflassung der Schule durch den Schulerhalter;

b) mit dem Wegfall einer der im § 88 Abs. 1 lit. a oder

c oder Abs. 2 genannten Bedingungen;

c) nach Ablauf eines Jahres, in dem die Schule nicht geführt

wurde;

d) mit der Uberlassung des Schulvermögens an eine andere

Person mit der Absicht, die Schulerhalterschaft aufzu­

geben oder

e) mit dem Tod des Schulerhalters, bei juristischen Personen

mit deren Auflösung bzw. Untergang.

(2) Die Verlassenschaft kann die Privatschule bis zum Ende

des laufenden Schuljahres weiterführen, wobei sie die Rechte

und Pflichten des Schulerhalters übernimmt; sie hat die Wei­

terführung der Privatschule der Schulbehörde anzuzeigen. Das­

selbe gilt nach Beendigung des Vel"lassenschaftsverfahrens für

die Erben des Schulerhalters. Das Recht zur Weiterführung der

Schule steht den Erben unbeschadet de" Bestimmungen des Abs. 4

zu, auch wenn sie die Bedingungen des § 88 Abs. 1 lit. a oder

A bs. 2 nicht erfüllen.

(3) Werden nach der Eröffnung der Privatschul e die im § 89

A bs. 1, 3 ode" 4 (unter allfälliger Bedachtnahme auf § 89

Abs. 2 ode-.:- 5) odel" im § 90 genannten Bedingungen nicht mehr

erfüllt, so hat die Schulbehörde dem Schulerhalter eine ange­

mes s ene Frist zur Beseitigung de1" Mängel zu setzen. Werden

die Mängel innerhalb dieser Frist nicht behoben, so hat die

Schulbehörde die W eite,-führung der Privatschule zu untersagen.
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(4) Wenn für die Gesundheit oder Sittlichkeit der Schüler Ge­

fahr im Verzug ist, hat die Schulbehörde die W eiterführung

der Privatschule zu untersagen.

§ 93

Bezeichnung von Privatschulen

(1) Gleichzeitig mit der Anzeige über die Führung einer Pri­

vatschule (§ 91 Abs. 1) hat der SchulerbalteT die beabsichtig­

te Bezeichnung der Privatschul e anzuzeigen. Unterläßt der

SchulerhalteT diese Anzeige, so hat ihn die SchulbehöTde zur

nachträglichen Anzeige aufzufordern.

(2) Wenn die gewählte Bezeichnung den Schulerhalter nicht er­

kennen läßt oder nicht jede Möglichkeit einer Ver.wechslung mit

einer öffentlichen Schule ausschließt, so hat die Schulbehörde

den Schule'l'"halter zu einer ÄndeTung de~ Bezeichnung aufzu­

fordern.

(3) Der Schulerhalter hat jede Änderung der Bezeichnung der

Privatschule der Schulbehörde unverzüglich anzuzeigen. Abs. 2

gilt für die Änderung der Bezeichnung sin;lgemäß.

(4) Der Schulerhalter kann sich einer gesetzlich geregelten

Schulartbezeichnung bedienen, wenn die Organisation einschließ­

lich des Lehrplanes und die Ausstattung der Privatschule im

wesentlichen mit gleichartigen öffentlichen Schulen übereinstimmt.

(5) Liegen die in den Abs. 2 und 4 genannten Voraussetzungen

nach Eröffnung der Privatschule nicht oder nicht mehr vor, so

hat die Schulbehörde dem Schulerhalter eine angemessene Frist

zur Beseitigung der Mängel zu setzen. Werden die Mängel in­

nerhalb dieser Fl"lst nicht behoben, so hat die Schulbehörde den

Schulerhalter ZUT Änderung der Bezeichnung aufzufordern.
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§ 94

Schülerheime

(1) Die Füh!"ung von privaten Schülerheimen (§ 1) bedarf der

Anzeige an die Schulbehörde.

(2) Wenn ein privates Schülerheim Mängel aufweist, durch die

die Gesundheit, die Sittlichkeit oder die staatsbürgerliche Ge­

sinnung der Schüler gefährdet werden, hat die Schulbehörde

den Erhalter des Schülerheimes aufzufordern, dies e Mängel

innerhalb einer angemes senen Frist abzustellen. Werden die

Mängel innerhalb dieser Frist nicht behoben, so hat die Schul­

behörde die Weiterführung des Schülerheimes zu untersagen.

Die Untersagung gilt für die Daue"" des Vorliegens der festge­

stellten Mängel.

3. ABSCHNITT

ÖFFENTLICHKEITSRECHT

§ 95

Verleihung des Öffentlichkeits rechtes

(1) Die Schulbehörde hat Privatschulen, die gemäß § 93 Abs. 4

eine ges etzlich geregelte Schula !"tbezeichnung führen, auf Antrag

das Öffentlichkeits recht zu verleihen, wenn die Pl"ivats chule

Gewähr für die Erreichung desselben Bildungszieles wie die

entsprechende öffentliche Schule bietet.

(2) Vor dem lehrplanmäßig vollen Ausbau darf der Privatschu­

le das Öffentlichkeits recht jeweils nur für die bestehenden

Klas s en und jeweils nu~ für ein Schuljahr verliehen werden.
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§ 96

Rechtswirkungen des Öffentlichkeits rechtes

(1) Mit der Verleihung des Öffentlichkeits rechtes sind folgen­

de Rechts·wirkungen verbunden:

a) der Privatschule wi-rd das Recht übertragen, Zeugnisse über

den Erfolg des Schulbesuches auszustellen, die mit der Be­

weiskraft öffentlicher Urkunden und mit den gleichen Rechts­

wirkungen ausgestattet sind wie Zeugnisse gleichartiger

öffentlicher Schulen;

b) an del" Privatschule können die für die betreffende Schul­

art vorges ehenen Prüfungen abgehalten werden;

c) der Privatschule können Lehramtsanwärter, die sich damit

einverstanden erklären, zur Einführung in die Praxis des

Lehramtes mit Zustim.mung des Schulerhalters zugewies en

werden;

d) auf Privatschulen finden, soweit in Abs. 2 nicht anderes

bestimmt ist, die VOl"schriften de'" §§ 11 bis 20, 21 Abs. 1

bis 3,22 bis 27, 29 bis 34, 35 Abs. 1 sowie 36 bis 74

und der hiezu erlas senen Vel"o-rdnungen Anwendung.

(2) Für Privatschulen mit Öffentlichkeitsrecht gelten hinsicht­

lich des Aufnahmevertrages (§ 87 Abs. 4) folgende Sonderre..

gelungen:

a) Der Aufnahmevertrag kann über das Verhalten der Schüler

in der Schule und bei Schulveranstaltungen, über Maßnah­

men zur Sicherheit der Schüler in der Schule und bei Schul­

veranstaltungen sowie Zur Ermöglichung eines ordnungsge­

mäßen Schulbetriebes Vorschriften enthalten, die von der ge­

mäß § 48 zu erl~ssenden Verordnung der Schulbehörde ab­

weichen oder sie ergänzen. Solche Ergänzungen oder Ab­

weichungen sind der Schulbehörde zur Kenntnis zu bringen.
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b) Die Bestimmungen des § 46 gelten mit der Maßgabe, daß

der Privatschulerhalter darüber hinausgehende Gründe für

die Beendigung des Schulbesuches anläßlich der Aufnahtne

vereinbaren kann.

c) Der Aufnahmevertrag ist rechtsunwirksam, wenn ein Auf­

nahmewerber trotz Nichterfüllung der schulrechtlichen Auf­

nahmevoraussetzungen aufgenommen wird.

§ 97

Entzug und Erlöschen des öffentlichkeits rechtes

(1) Wenn die im § 95 genannten Voraussetzungen nicht mehr

erfüllt werden, hat die Schulbehörde den Schulerhalter auf­

zufordern, die Mängel innerhalb einer angeIIles senen Frist

abzustellen. Werden die Mängel innerhalb dieser Frist nicht

behoben, so hat die Schulbehörde das Öffentlichkeits recht zu

entziehen bzw. nicht weiter zu verleihen.

(2) Mit dem Erlös chen oder der Untersagung des Rechtes zur

Führung der Privatschule im Sinne des § 92 erlischt das ihr

verliehene Öffentlichkeits recht. In dies em Falle sind die an

der Schule geführten Am.tsschriften und Kataloge der Schulbe­

hörde zur Aufbewahrung zu übergeben.
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4. ABSCHNITT

AUFSICHT

Zuständigkeit und Ausübung der Aufsicht

(1) Die Aufsicht über die Privatschulen und Schülerheime (§ 94)

obliegt der Schulbehörde.

(2) Die Aufsicht erstreckt sich auf die Einhaltung der Bestimmun­

gen der §§ 88 bis 95, bei Privats chulen mit Öffentlichkeits recht

auch jenel" der § § 96 und 97 einschließlich der in § 96 Abs. 1

lit. d zitierten.

(3) In Ausübung der Aufsicht können die Organe der Schulbe­

hörde, soweit dies zur Wahrnehmung der der Schulbehörde

übertragenen Zuständigkeiten erforderlich ist, die Schul- oder

Heimliegenschaften betreten, als Beobachter am Unterricht teil­

nehmen, vom Schulerhalter alle zur Wahrnehmung der Aufsicht

erforderlichen Auskünfte verlangen sowie in die ~chulakten Ein­

sicht nehmen und die zur Durchführung des Lehrplanes notwendi­

gen Lehrmittel überprüfen.

VI. HAUPTSTUCK

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 99

St rafbestinunungen

(1) We-r- der Meldepflicht gemäß § 7 Abs. 2 bzw. der Melde-
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und Auskunftspflicht gemäß § 8 Abs. 3 nicht nachkornrnt oder

sonst den Bestim.mungen des § 7 zuwiderhandelt, begeht eine

Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbe­

hörde mit einer Geldstrafe bis zu 10 000 S zu bestrafen.

(2) Wer

a) eine Privatschule ohne Anzeige oder nach Untersagung der

Führung eröffnet oder nach Erlös chen oder Untersagung des

Rechtes zur Schulführung weiterführt (§§ 91 und 92);

b) der Schulbehörde trotz Aufforderung die beabsichtigte Be­

zeichnung der Privatschule nicht anzeigt (§ 93 Abs. 1)'

oder eine andere als die Bezeichnung verwendet, die er

angezeigt hat (§ 93 Abs. 1 oder 3), oder der Aufforderung

nach § 93 Abs. 2 oder 5 nicht nachkommt;

c) Zeugnisse ausstellt, die mit den Zeugnissen einer öffent­

lichen Schule gleich oder verwechslungsfähig ähnlich sind,

'ohne daß die Schule das Öffentlicbkeitsrecht besitzt

(§ 96 Abs. 1 lit. a);

d) einen Leiter oder Lehrer nach der Untersagung seiner Ver­

wendung in dieser Eigenschaft an der Schule beschäftigt

(§ 89 Abs. 7);

e) den Organen der Schulbehörde die Durchführung der Auf­

sicht erschwert oder verhindert (§ 98 Abs. 2);

f) die gemäß § 88 Abs. 4, § 89 Abs. 6 und § 94 Abs. 1 zu

erstattenden Anzeigen unterläßt;

g) ein Schülerheim nach Untersagu~g der Führung trotz weite­

ren Vorliegens der beanstandeten Mängel weiterführt (§ 94

Abs. 2),

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirks­

verwaltungsbehörde m.it einer Geldstrafe bis zu 30 000 S zu

bestrafen.
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§ 100

Übergangsbestimmungen

Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehende

Privatschulen und Schülerheime (§ 1) sind Privatschulen und

~chülerheime im Sinne dieses Gesetzes. Die vor dem In­

krafttT"eten dieses Gesetzes ausgespT"ochenen Verleihungen

des öffentlichkeits rechtes bleiben aufrecht.

§ 101

Schulversuche

(1) Die Schulbehörde kann zur Erprobung besonderer pädagogi­

scher und schulorganisatorischer Maßnahmen abweichend von

den Bestimmungen dieses Gesetzes und der hiezu erlassenen

Verordnungen Schulversuche an öffentlichen Berufs- und Fach­

schulen anordnen, sofern grundsatzgesetzliche Vorschriften

dem nicht entgegenstehen.

(2) An privaten Berufs- und Fachschulen mit Öffentlichkeits­

recht bedarf ein vom SchulerhalteT" beabsichtigter Schulve"-

such de-r Bewilligung der Schulbehörde. Die Bewilligung ist

unter den Vorauss etzungen des Aba. 1 und 3 zu erteilen.

(3) Je Organisationsform und Schulstufe der Berufs .. und Fach­

schulen dürfen im Landesgebiet gleichzeitig nur an zwei Klas­

sen Schulversuche durchgeführt werden.

§ 102

Kundmachung von Verordnungen

Verordnungen gemäß §§ 15 Abs. 2, 16 Abs. 2 und 3, 22 Abs. 1,

35 Abs. 2 sowie 101 Abs. 1, die sich nur auf einzelne Schulen
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beziehen, sind neben der nach Art. 35 L- VG vorgesehenen Ver­

lautbarung durch Anschlag in der betreffenden Schule kundzu­

machen. Die Schüler und Erziehungsberechtigten sind in ge­

eigneter Weise auf diese Kundmachung hinzuweisen.

§ 103

Freiheit von Landesverwaltungsabgaben

Ansuchen, Bestätigungen, Bes cheide und Zeugni ss e auf Grund

dieses Gesetzes oder der hiezu erlassenen Verordnungen sind

.. ausgenommen in Verfahren nach den Bestimmungen des

§ 34 Abs. 5 und § 74 Abs. 2 bis 4 - von der Entrichtung

von Landesverwaltungsabgaben befreit.

§ 104

Inkraftt r eten

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme der Bestirrunungen über

die Berufsschulpflicht (§ § 4 bis 7 und 9) nach Ablauf des Ta­

ges der Verlautbarung im Landesgesetzblatt in Kraft.

(2) Die Bestimmungen über die Berufsschulpflicht (§ § 4 bis

7 und 9) treten am 1. 9. 1986 in Kraft.
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BURGENLÄNDISCHES LANDWIRTSCHAFTLICHE~SCHULGESETZ

ERLÄUTERUNGEN



ER LÄ U TE RUN G EN

zum Entwurf eines Burgenländischen Landwirtschaftlichen

Schulgese tzes

Allgemeiner Teil

Die ve rfassungsrechtliche Lage auf dem Gebiete des land- und

forstwirtschaftlich en Schulwesens, insbesondere auf dem des

Berufs- und Fachschulwesens, konnte im Zuge der großen

Schulreform de s Jah res 1962 nicht umgestaltet werden. Eine

Neuregelung du rch gesondertes Bundesverfassungsgesetz wur­

de jedoch in Aus sicht gestellt. Die notwendige Verfassungs­

änderung wurde nunmehr am 28. April 1975 beschlossen und

umfaßt insbesonde re folgende Regelungen:

1. Die Aufteilung der Kom.petenzen des Bundes und der Länder

für die Gesetzgebung und die Vollziehung im Bereich des

land- und forstwirtschaftlichen Schulwesens und des damit

im Zusammenhang stehenden Erziehungswesens in den Ange­

legenheiten der Sc hülerheime durch einen Art. 14 a B- VG,

dessen Abs. 1 für die Gesetzgebung und Vollziehung eine

Generalklausei zugun sten der LändeT enthält, während die

A bs. 2 bis 4 jene Ange legenheiten aufzählen, bei welchen

die Kompetenz zur Gesetzgebung und Vollziehung analog den

Art. 10 bis 12 B- VG verteilt sind.

2. Die auf Grund der neuen Verfassungslage (BGBL Nr. 316/1975)

ua. ergangenen Bundesgesetze betT."effend

a) GTundsätze für land- und forstwi rtschaftliche BeT'ufsschu.

len, BGBL Nr. 319/1975 (im folgenden kurz "Berufs-

s chulgrundsatzgesetzt' genannt),

b) Grundsätze für land. und forstwi ,..tschaftliche Fachschulen,

BGBL NT. 320/1975 (im folgenden kurz "FachschulgTund-
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satzges etz" genannt),

c) Grundsätze für die Organisation und den Wi rkungsbeT'eich

de" land- un:d forstwirtschaftlichen Schulbeiräte, BGBL

Nr. 317/1975 (im folgenden kurz "Schulbeirätegrundsatz­

gesetz" genannt).

3. Die für das land- und forstwirtschaftliche Schulwesen bisher

geltenden bundesverfassungsgesetzlichen Vorschriften (§ 42

des Verfassungs- Ube"gangsgesetzes 1920; das Lehreidienst­

rechts-Kompetenzgesetz 1948; das Schulerhaltungs-Kompetenz­

gesetz 1955) traten mit 28. April 1975 außer Kraft.

Auf Grund der da"gestellten Rechtslage wurde der Entwurf eines

Bu"genländis ehen Landwirtschaftlichen Schulgesetzes erstellt.

Dies ei enthält einerseits die Ausführungsbestimmungen zu den

Bundesgrundsatzgesetzen, andere"'seits auch jene notwendigen

gesetzlichen Maßnahmen, die bishei nicht getroffen werden konn­

ten.

Fü'" die E"stellung des Entwurfes waren weiter s folgende Ge­

sichtspunkte maßgebend:

1. Das land- und forstwirts chaftliche Schulwesen im Burgenland

soll Teil des gesamten öster-reichischen Schulwesens sein.

Der Entwurf schafft daher die Voraussetzungen für eine

sinnvolle Einordnung in das Gesamtschulwesen bei grundsätz­

licher Wahrung der den Bedürfnissen entsprechenden Eigen­

ständigkeit. Um eine möglichst einheitliche Systematik und

Abstimmung mit de°Y' Bundes- bzw. Landesgesetzgebung auf

dem Gebiete des nichtlandwirtschaftlichen Schulwesens zu e"'­

reichen und Widersprüche zu vel"meiden, folgt del" Entwurf

in Aufbau und Terminologie weitgehend bestehenden Vorbildern.

2. Mit dem vOl"liegenden Entwurf sollen alle Rechtsgebiete des

landwirtschaftlichen Schulwesens einschließlich des Erziehungs­

wesens in Angelegenheiten der Schülerheime, sofern sie in

Gesetzgebung und Vollziehung Landessache sind, umfassend
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in einem Ges etz geregelt werden. Dies es enthält somit Be­

stimmungen über die äußere und innere Schulo"ganisation,

die Schulpflicht, die Schulverwaltung und Schulaufsicht so­

wie das Privatschulwesen.

3. Die den inneren Bereich des Schulwesens regelnden Vor­

schriften (§ § 26 bis 74) orientieren sich an den Grundsätzen

des Schulunterrichtsgesetzes. Sie umfassen ua. Bestimmun­

gen über die Aufnahme in die Schule, Unterrichtsordnung,

Unterrichtsarbeit, Schülerbeurteilung (Prüfungen), Schulord­

nung und Funktionen des Lehrers bis zur Schülermitverwal­

tung und zu't" Zusammenarbeit von Lehrern, Schülern und Er­

ziehungsberechtigten im Schulgemeinschaftsausschuß. Der Ent­

wurf ist von dem Ziel geleitet, die Rechte und Pflichten der

unmittelba r Schulbeteiligten, dh. der Lehrer, der Eltern und

der Schüle!', insbesondere unter Bedachtnahme auf deren je­

weilige Stellung und zum Teil ve1"schiedene Interessenlage im

Rahmen der Schule festzulegen. Uberall dort, wo Rechte und

Pflichten der Schüler umschrieben werden, richten sich die

Bestimmungen unmittelbar an den Schüler. Es wäre jedoch

verfehlt, daraus die Absicht des Gesetzesentwurfes auf Ein­

schränkung der Rechte der Eltern ableiten zu wollen. Unge­

achtet dessen, daß der Schüler, soweit es um seine Rechte

und Pflichten geht, als Normadressat ausgewiesen ist, liegt

dem Entwurf die Wahrung deT Eltel"n't'"echte zugrunde (§ § 62

und 68).

Die Bestimmungen über die "S chülermitvervvaltung" versuchen

.auch im Bereich des landwirtschaftlichen Berufs- und Fach-

schulwesens, die Mitwil"kung dei Schüler an der Gestaltung

der Schule - in maßvoller Weise - gesetzlich zu verankern.

Durch die Einrichtung eines Schulgemeinschaftsausschusses,

dem als Mitglieder Vertreter der Lehrer, der Schüler und

der Erziehungsberechtigten angehören, soll auch letzteren

Gelegenheit geboten werden, ihre Auffassungen zu schulischen

Problemen darzulegen. Unter diesem Gesichtspunkt ist auch

die Absicht des Entwurfes zu sehen, den Elternvereinen eine
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gesetzliche Basis zu geben.

Eine eingehende Regelung erfährt schließlich der Fragen-

kreis der Anfechtungsmöglichkeit schulischel" Entscheidun..

gen. Dem Rechtsstaatsprinzip (im besonderen dem Rechts ..

schutzbedürfnis) Rechnung tragend, sieht der Entwurf einen

Ausbau der Rechtsverfolgungsmöglichkeiten in einem geordne­

ten VeT'fahren vor, ohne jedoch die diesbezüglichen Bestim­

mungen des Schuluntel"richtsgesetzes zu übernehmen. Die da ..

mit verbundene weitgehende Verrechtlichung dieses Bereiches

soll keinesfalls dazu führen, daß die Unterrichtstätigkeit des

Lehrers unzumutba-r belastet und diesel" letztlich zum Ver­

waltungsbeamten gemacht wi rd. De't" " p ädagogische Bereich"

wird in diesem Zusammenhang als Fall eines besonderen Ge­

waltve't"hältnisses angesehen - als " ve l"waltungsfreier Raum"

in der Bedeutung, daß das Verwaltungshandeln sich nicht in

Verwaltungsakten niederschlägt. Diesen Bereich gegenüber dem

hoheitlichen abzugrenzen steht unte-r gewissen Schranken dem

Gesetzgeber frei: Er darf den pädagogischen Bereich nicht in

den hoheitlichen ausdehnen. Es ist ihm aber unbenommen, im

pädagogischen Bereich hoheitliche Konstruktionen vorzunehznen.

Die Schwierigkeiten einen gesunden Mittelweg einzuhalten, wur­

den auch bei de-r erforderlichen Anpassung bzw. Neuformulie­

rung dieser Bestimmungen fÜl" das Berufs- und Fachschulwesen

klar erkannt. In Verfolgung der vorgenannten Ziele wird das

"richtige Maß" auch bei der E7."lassung der vorgesehenen Ver­

ordnungen durch die Schulbehörde zu finden sein.

Zu-r derzeitigen Lage im Burgenland:

Die Bgld. Landwi 't"tschaftskammer füh,.t in Eis enstadt und

Güssing landwirtschaftliche Fachschulen für Burschen in je

2 Schulstufen mit Vollschuljah't"en als Privatschulen. Diesen

Schulen sind zur Gestaltung des Praxisunterrichtes Wi ort­

schaftsbetl"iebe angeschlossen. Das Ausbildungsziel ist die

Heranbildung von landwirtschaftlichen Betriebsführern in den
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Fachrichtungen Weinbau (Eisenstadt) und Landwirtschaft (GÜssing).

Weiters führt die Kammer in Neusiedl am See und Oberpullen­

dorf einjährige landwirtschaftliche Fachschulen für Mädchen mit

dem Schwel"gewicht Ländliche Hauswirtschaft. Alle Schüler sind

in Schülerheimen untergebracht.

Besonderer Teil

Im einzelnen wi rd zu den Bestimmungen des Entwurfes bemerkt:

Zu § 1:

Del" Geltungsbe1"eich des Gesetzes eT'stl"eckt sich auf die öffent­

lichen und privaten land- und forstwi,.tschaftlichen Schulen und

Schülerheime, sofern sie gemäß- Art. 14 a B .. VG de1" Kompetenz

des Landes unterliegen. Ausdrücklich ausgenommen sind dahe't"

die in lit. abis dangeführten Leh"anstalten und Schülerheime.

Durch die vorliegende Festlegung des Geltungsbereiches ist

klargestellt, daß überall dort, wo im Ges etz von land- und forst­

wi rts chaftlichen Schulen (Berufs- und Fachs chulen) odel" Schüler­

heimen die Rede ist, sowohl öffentliche als auch private Schulen

und Schülerheime gemeint sind. Wenn sich die Bestimmungen jedoch

nur auf bestimmte Bereiche beschränken, wird der Zusatz

"öffentlich" oder"privat" verwendet; dies gilt auch für die Titel

. der Hauptstücke und Abs chnitte.

Zu § 2:

Auf Grund der erst mit 28.4. 1975 aufgehobenen Bestimmungen des

§ 42 des Verfassungs- tJbergangsgesetzes 1920 bzw. des § 4 des

Schule't"haltungskompetenzgesetzes 1955, waren die Fachschulen

bis zum genannten Zeitpunkt als "niedere land- und forstwi t"t­

schaftliehe Fachs chulen" zu bezeichnen.

Mit der vorliegenden Gliederung werden nunmehr die land- und

forstwi rts chaftlichen Schulen begrifflich in das öster reichis che

Schulorganisationssystem 1962 eingeordnet, wofür durch die neue

Vel:"fassungslage de't:" Weg frei ist. Sie fallen sinngemäß unter
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die berufsbildenden Schulen.

Gleichzeitig werden in Abs. 2 und 3 die Aufgaben der beiden

Schularten festgelegt. Die vorliegenden Formulierungen decken

sich jeweils mit § 1 des Berufsschulgrundsatzgesetzes und des

Fachschulgrundsatzges etzes.

Zu § 3:

Der Begriff der "Errichtung einer Schule" wurde, obwohl er

im allgemeinen Sprachgebrauch eine andere Bedeutung als im

§ 10 des Pfiichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetzes hat, im Inter-

es se der Einheitlichkeit der Gesetzessprache beibehalten. Im

Abs. 1 wurde nur auf den Rechtsakt der Errichtung (Verordnung

oder Anzeige der beabsichtigten Führung) abgestellt, worin auch

die Festlegung des Standortes und der organisatorischen Merk­

male der Schule enthalten sein müssen. In diesem Zusammenhang

wird auf die Bestimmungen des § 75 Abs. 1 und 2 und § B8 Abs. 1

und 2 hing ewie sen.

Die "Erhaltung" umfaßt dagegen alle wirtschaftlichen Belange

der Schule, wobei unter Bereitstellung des Schulgebäudes in

erster Linie der Bau, darübel" hinaus aber jede ande~eitige

Beschaffung (zB Miete, Kauf) und Zurverfügungstellung von

Schulliegenschaften zu verstehen ist. Unter sonstigen Sachauf.

wand fallen insbesondere die Kosten für die Anschaffung der

Amtserfordernisse der Schule, wie Vorschl"iftensamm.lungen,

Formulal"e für Zeugnisse und Amtsvorschriften, Bücher für

Lehrer- und Schülerbüchereien, Post-, Fernsprech- und Rund­

funkgebühren.

Beistellung im Sinne des Abs. 2 lit. b bedeutet, dafür Sorge

zu tragen, daß das erforderliche Personal zur Verfügung steht

und daß dessen Kosten - unbeschadet des vom Bund auf Grund

bundesgesetzlicher Vorschriften getragenen Personalaufwandes

der Lehrel" - VOIn gesetzlichen Schul- und Heimerhalter zu

tragen sind. Auf die Bestimmungen de't" §§ 76, 88 Abs. 3, 89

und 90 wird hingewiesen.
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Zu den §§ 4 bis 7:

Durch diese Bestimmungen werden § 2 Abs. 1 und 2 sowie

§ 4 des Berufss chulgrundsatzges etzes aus geführt.

Gemäß § 4 des Ges etzes entwurfes werden folgende Personen

bei Vorliegen de~ sonstigen V01:"aussetzungen berufsschulpflich­

tig sein:

1. die gemäß den Bestimmungen del" Burgenländischen Land­

arbeitsordnung 1977, LGBl. NT. 37/1977 in der Fassung

LGBl. Nr. 48/1982, sowie der Land- und forstwi rtschaft­

lichen Berufsausbildungsordnung 1968, LGBl. Nr. 5/1969

in der Fassung LGBl. Nr. 26/1980, in einem land- und

forstwirtschaftlichen Lehrverhältnis stehenden ~ehrlinge;

2. Jugendliche, die vertragsmäßig Dienstleistungen in Betrie­

ben der Land- und Forstwirtschaft (im Sinne der Landar­

beitsordnung) gegen Entgelt verrichten;

3. die familieneigenen jugendlichen Arbeitskräfte im Sinne der

Bgld. Landa Tbeitsordnung.

Die Berufsschulpflicht gemäß § 4 Abs. I, die nach der Erfül­

lung der Schulpflicht beginnt und spätestens mit Vollendung des

18. Lebensjahres endet, dient. dem Zweck, die Zahl der unaus­

gebildeten Hilfsarbeiter für den Bereich der Land- und Forst­

wirtschaft zu senken.

Der Besuch der landwirtschaftlichen Fachschule, die als Be­

triebsführerschule konzipiert ist, bleibt grundsätzlich freiwillig.

Durch den Besuch einer Sonderform der Fachschule (§ 5 Abs. 3)

kann jedoch die Berufsschulpflicht erfüllt werden. Die Bestimmung

des § 5 Abs. 4 soll die Möglichkeit eröffnen, Berufs schulpflichti­

ge einer solchen Fachschule zur Erfüllung ihrer Schulpflicht zu­

zuweisen; das wi rd insbesondere in Betracht kommen, wenn das

betreffende Schülerheim der Berufsschule überfüllt ist oder

eine zu geringe SchOlerzahl die Führung der entsprechenden Fach­

richtung der Berufsschule nicht zuläßt.
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Der ttbertritt von der Landwirtschaftlichen Berufsschule eines

Landes in die gleicha rtige Schule eines anderen Landes, wird

bei der naturbedingten Seßhaftigkeit der bäuerlichen Bevölkerung

eine verhältnismäßig geringe Rolle spielen. Um in den dennoch

vorkommenden Fällen Härten zu vet"meiden, wurden die Be­

stinunungen des § 5 Abs. 6 über die Anrechnung der in einem

anderen Bundesland zurückgelegten Schulzeit vorgesehen.

Durch § 5 Abs. 7 wird klargestellt, daß die Berufsschulpflicht

auch an pTivaten land- und forstwirtschaftlichen Berufs (Fach-)

schulen eTfü1lt werden kann; an p,.ivatschulen ohne Öffentlich­

keits recht jedoch nur unteT de" Bedingung des Nachweis es ei­

nes zureichenden UnteT'richtserfolges. In diesem Zusammen­

hang wird auf die Bestimmung des § 9 Abs. 5 hingeWiesen.

Die Bestimmungen über die Befreiung vom Besuch der Berufs­

schule (§ 6) sowie über die Verantwortlichkeit für die Erfüllung

der Schulpflicht (§ 5 Abs. 7 und" § 7) entsprechen im wesent­

lichen den Vors chriften des Schulpflichtgesetzes 1985. Auf die

damit in Zusammenhang stehenden Bestimmungen der §§ 47 bis

49 des Gesetzesentwurfes wird hingewiesen.

Zu § 8:

Die Bestimmungen über die Schulpflichtmatrik wurden analog dem

Schul pnichtgesetz 1985 gestaltet. In der Schulpflichtmatrik sind

danach alle Schulpflichtigen zu erfassen, die in der Gemeinde

ihren ordentlichen Wohnsitz haben. Die Gemeinde wird die

Schulpflichtmatl"ik auf GTund eigener E"hebungen und Unterla-

gen, in Zusammenhang mit den Meldungen der Erziehungsbe..

rechtigten oder Al"beitgeber (LehTberechtigten) sowie mit den

SchulaustT'itts- und Schuleintrittsanzeigen der Schulleitungen an..

zulegen und zu führen haben. Der BezirksverwaltungsbehöT'de ­

der Schulbehörde in den Freistädten Eisenstadt und Rust - kommt

die Aufgabe zu, darüber zu wachen, daß alle Schulpflichtigen er­

faßt weTden. Sie hat im Zweifelsfall von Amts wegen oder auf

Antrag der Erziehungsberechtigten oder Arbeitgeber (Lehrbe­

rechtigten) das Bestehen der Schulpflicht bescheidmäßig festzu-
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stellen. Durch diese Maßnahmen soll eine möglichst lückenlose

Erfassung der Schulpflichtigen gesichert werden.

Zu § 9:

Diese Bestimmungen regeln die als Bescheid anzusehende Zuwei­

sung der Schulpflichtigen an eine bestimmte Berufss chule. Damit

soll der Schulverwaltung die notwendige Be~eglichkeit gesichert

werden, um auch bei regional schwankenden Schülerzahlen die

bestehenden Berufs schulen möglichst zweckmäßig auslasten zu

können. Die Zuweisung wird grundsätzlich als rechtzeitig e!"folgt

anzusehen sein, wenn sie dem Schulpflichtigen spätestens zwei

Wochen vor Schulbeginn zugestellt wird. Muß die Zuweisung aus

wichtigen schulorganisatorischen Gründen später bzw. während des

UnterrichtsjahT'es verfügt werden, hat sie unter Bedachtnahme auf

Abs. 3 jedenfalls so zu erfolgen, daß eine Unterbrechung des ord­

nungsgemäßen Unterrichts nicht eintritt oder die Unterbrechung

auf das unumgängljche Ausmaß bes chränkt bleibt.

Bei der Zuweisung der Schulpflichtigen ist auf eine zweckent­

sprechende Erfüllung der Schulpflicht Bedacht zu nehmen. Dabei

sind nicht nur die in Betracht kommende Fachrichtung der Berufs­

schule und die Entfernung der Berufss chule vom Bes chäftigungs­

ort des Schülers zu berücksichtigen, sondern auch andere Umst än­

de, wie Vorliegen eines Lehrvertrages, Alter des Schulpflichtigen,

frühere Befreiung vom Schulbesuch oder Zurückstellung wegen

Überfüllung von Schülerheimen.

Die Bestimmung des Abs. 6 ermöglicht Ländervereinbarungen ge­

mäß Art. 15 a B- va zur Sicherstellung einer entsprechenden und

zweckmäßigen land- und forstwirtschaftlichen Berufsausbildung,

insbesondere für die Sondergebiete der Landwirtschaft (z. B. Wein­

bau einschließlich Kellerwirtschaft, Obstbau einschließlich Obst­

baumpflege, Gartenbau, Fischereiwirtschaft) sowie für die

Forstwirtschaft, für die nur in einzelnen Bundesländern Be""ufs­

und Fachschulen mit den einschlägigen Fachrichtungen geführt

wet"den.
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Zu § 10:

Die Grundsätze der allgemei nen Zugänglichkeit und der Schul­

geldf:reiheit, die für das allgemeine Schulwes en durch das Schul­

organisationsgesetz festgelegt wurden, sollen auch für den Be­

reich der landwirts chaftlichen Berufs- und Fachschulen über­

nommen werden. Damit werden auch die Bestimmungen des § 5

des Berufsschulgrundsatzges etzes und des § 6 des Fachschul­

grundsatzgesetzes ausgeführt. Aus Abs. 2 ergibt sich, daß

außer den Lern- und Arbeitsmittelbeiträgen (Abs. 3) und den

Schülerheimbeiträgen (Abs. 4) sonstige Schulgebühren nicht ein­

behoben werden dürfen. Unberüh't't bleibt selbstverständlich die

Tragung jener Kosten durch die Eltern, die nrit Schulveranstal­

tungen verbunden sind und bei denen die Schulleitung bzw. der

Lehrer nur die Verrechnung gegenübeT Dritten übe1"ni mmt ·(zB

Besorgung von Fahrka ,.ten, Bezahlung von Unterkunft und Ver­

pflegung sowie von Eintrittskarten bei Exkursionen, Schulausflügen,

Wande,.tagen, Skikursen usw.).

Auf die Bestimmungen des § 33 Abs. Z letzter Satz sowie des

§ 62 Abs. 3 wi rd hingewies en.

Eine Pflicht ZUl' Benützung des Schülerheimes bei Besuch einer

Berufsschule besteht grundsätzlich nicht. Es ist daher davon

auszugehen, daß die Benützung des Schülerheims nicht er~wungen

werden kann, dh., daß es jedem Schulpflichtigen freistehen muß,

täglich zum Schulort anzureisen, sich selbst eine Unterkunft zu

beschaffen oder die Aufnahme in das Schülerheim anzustreben.

Unbeschadet dessen ist gemäß § 21 Abs. 4 mit einer Aufnahme

in die Fachschule grundsätzlich die internatsmäßige Unterbringung

verbunden.

Die Unterbringung im Schülerheim gründet sich auf eine Ver­

einbarung die zwischen dem Land Burgenland als Schulerhalter

und demjenigen - entweder ausdrücklich abgeschlossen oder

durch konkludente Handlung - zustandekomrnt, der für die Kosten

des Schulbesuches aufzukoInmen hat. FüT' Sozialfälle wären

nichtrückzahlbare Beihilfen aus Landesrnitteln vorzusehen.
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Beim Betrieb eines Schülerheimes liegt sorn.it Privatwirtschafts­

verwaltung des Landes vor. 'Wenn die generelle Festsetzung des

Schülerheimbeitrages gemäß § 10 Abs. 4 durch eine Verordnung

erfolgt, ändert dies nichts da"an, daß das maßgebende Rechts.

verhältnis zwischen dem Schulerhalter und dem Schüler dies­

bezüglich ein bürgerlich- rechtliches ist.

Zu § 11:

Diese Bestimmungen, die dem Schulorganisationsgesetz nachge­

bildet sind, enthalten in Zusamrn.enhang mit § 2 Ahs. 2 und 3

sowie den §§ 17 bis 20 die Grundzüge der durch Verordnung zu

erlassenden Lehrpläne einschließlich der Festlegung der erforder­

lichen Begriffe.

Im Absatz 2 lit. b ist unter Gesamtstundenzahl die Zahl der

Unterrichtsstunden in einer Schulstufe bzw. Schulwoche, unter

Stundenausmaß die Zahl der innerhalb der Gesamtstundenzahl

auf die einzelnen Unterrichtsgegenstände entfallenden Unterrichts­

stunden zu verstehen. Davon zu unterscheiden ist die Schulzeit­

regelung des § 16, insbesondere jene über die Zahl der Unter­

richtsstunden an einem Tag.

Zu § 12:

Damit wird das sogenannte "Fachlehrer system" festgelegt, dh.

die Mehrzahl der Unterrichtsgegenstände wird von verschiede­

nen Lehre~n unterrichtet.

Durch die Bestimmung des Abs. 4 wird klargestellt, daß die

Abs. 1 bis 3 nicht dem Dienstrecht, sondern dem Schulorgani­

sations recht zugehören.

Zu § 13:

Mit der Bestimmung des Abs. 1 wurde erstmals eine Mindest­

schülerzahl pro Klasse aufgenorn.men. Diese wird in nächster

Zeit voraussichtlich nur für Berufsschulen von Bedeutung sein.

In diesem Zusammenhang wird auf § 17 Abs. 3 zweiter Satz

hingewiesen, wonach - bei einer Schülerzahl von weniger als

18 - Klass en gleicher Schulstufe zusammengefaßt werden können.
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Eine Klass e, deren Schülerzahl während des Unterrichtsjahres

unter zwölf abgesunken ist, wird jedoch für diese Schulstufe

weiterzuführen s ein, wenn nicht die Möglichkeit der Zuweisung

an eine andere Klasse derselben odel" einer anderen in Betracht

kommenden Berufs. oder Fachschule besteht.

Das pädagogisch als noch vertretbar anzusehende Ziel, die

Schülerzahl einer Klasse mit 36 Schülern zu begrenzen, wird

auch im Bereich des land. und fOTstwirtschaftlichen Schulwe­

sens, insbesondere bei Fachschulen nicht immer erreicht wer­

den können. Es el"scheint daher unter den vom Gesetz als

zwingend angesehenen Gründen die (geringfügige) Ubel"schreitung

deT' Klass ens chülel"höchstzahl ve,.tretba r.

Die Bestimmung des Abs. 3 ist in sinngemäßem Zusammenhang

mit der Regelung der Mindestschülerzahl im Abs. 1 zu sehen.

Zu cl en §§ 14 bi s 16:

Diese Vorschriften entsprechen im wesentlichen den im Pflicht­

schul-Organisationsgesetz, LGBl. Nr. 42/1969 in der geltenden

Fassung, enthaltenen Schulzeitbestimmungen. Durch entsprechen­

de Modifizierungen wa r jedoch auf die Erfordernisse einer Aus­

bildung in der Land- und Forstwirtschaft Bedacht zu nehmen.

Zu den §§ 17 und 18:

Durch die Umschreibung der Aufgabe der land- und forstwirt­

schaftlichen Berufsschule in § 2 Abs. 2 wird gleichzeitig eine

grundlegende Definition für den Begriff gegeben. Danach soll

die Berufsschule die unterste Stufe der landwirtschaftlichen

Ausbildung sein und die schulische Grundausbildung für die

künftige Be'rufstätigkeit in der Land. und Forstwirts chaft bein­

halten.

Mit den vorliegenden Regelungen der §§ 17 und 18 werden nun­

mehr die Bestimmungen des § 2 Abs. 3 sowie des § 3 des Berufs­

schulgrundsatzgesetzes ausgeführt.

Die Gliederung in Fachrichtungen entspricht jener det" Ausbil.
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dungs zweige nach der Land- und forstwirtschaftlichen Berufs­

ausbildungsordnung 1968. Damit wird auch die Aufgabe der

Berufsschule als Vermittlerin des theoretischen Wissens zur

praktischen Lehrlingsausbildung zum Ausdruck gebracht.

Welche der aufgezählten Fachrichtungen unter Bedachtnahme

auf § 75 Abs. 1 tatsächlich geführt werden können, wird sich

nach den weiteren Änderungen in der Agrarstruktur und der

jeweiligen wirtschaftlichen Situation richten.

Die Eint eilung in saisonmäßige und lehrgangsmäßige Berufs­

schulen hat sich aus der Praxis ergeben und soll vorerst bei­

behalten werden. Die Entwicklung der Berufs schule geht jedoch

in die Richtung der mehrere Wochen im Jahr umfassenden In­

ternatsschule (§ 17 Abs. 2 lit. b).

In § 18 Abs. 1 des Entwurfes sind jene Ffiichtgegenstände an­

geführt, die jedenfalls für alle Berufsschulen gleich und darüber

hinaus jene, die nur für die einzelnen Fachrichtungen - deren

Art entsprechend bzw. diese bestimmend - vorzusehen sind.

Gemäß lit. 1 besteht die .Möglichkeit der Anpassung an die Ver'­

schiedenheiten in den einzelnen Produktionsgebieten des Landes.

Ebenso können einzelne Sondergebiete ,die aus organisatorischen

Gründen derzeit noch nicht als eigene Fachrichtungen der Be­

rufsschule geführt werden können, dadurch als ergänzende

Pflichtgegenstände in den Lehrplan für einzelne Schulen einbe­

zogen werden.

Freigegenstände sind im Lehrplan der Berufsschule nicht vor­

gesehen. Das gesamte Unterrichtsausmaß (§ 18 Abs. 2) hat da­

her ausschließlich der Vermittlung einer entsprechenden Grund­

ausbildung zu dienen. Mit dem Anwachsen des fachlichen Bi!­

dungs stoffes, dem innerhalb de:r. vorgesehenen Pflichtgegenstände

Rechnung getragen werden muß, ers·cheint im Rahmen der Be­

rufsschule eine Berücksichtigung von Freigegenständen im Lehr­

plan nicht möglich.

Zu den §§ 19 und' 20:

Durch die Umschreibung des Aufgabenbe'T"eiches in § 2 Abs. 3

wird gleichzeitig auch eine ges etzliche Definition des Begriffes
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"land- und f01:'stwirtschaftliche Fachschule" gegeben. Das Niveau

der Fachschule wird - abgesehen von deT Zahl der vOTgeschrie­

benen UnteTTichtsstunden - dadu Tch best immt, daß das .-e\us­

bildungsziel die Befähigung zur selbständigen Führung eines land­

wi rts chaftlichen BetTiebes odel" Haushaltes bzw. zur Ausübung

eineT sonstigen veT'antwo""tlichen Tätigkeit in der Land- und Forst­

wi rts chaft ist.

Mit den vo~liegenden Regelungen der §§ 19 und 20 werden nun­

mehr die Bestimmungen del" §§ 2, 3 und 5 des Fachschulgrund­

satzges etzes aus geführt.

Für die Einr-ichtung der Fachschule in bestimmten Fachrichtun­

gen wird ausschließlich der Bedarf (§ 75 Abs. 2) maßgebend sein.

Derzeit werden im Burgenland die Fachrichtungen Landwirtschaft,

Ländliche Hauswirtschaft, und Weinbau einschli eßlich Keller-

wi rts chaft geführt.

Die Gliederung der Fachschulen in Jahres schulen und sogenann­

te "Winterschulen" hat sich in der PTaxis bewährt und soll bei­

behalten weT'den (§ 19 Abs. 2). ~el" vollschulartige Unterricht

in diesen Schulen e't"stT'eckt sich im UnteTT'ichtsjah-r - wie aus

§ 16 Abs. 2 geschlossen we,.den kann - grundsätzlich auf die

Sechstagewoche.

FÜl" die Fachschule wUl"de im vOTliegenden § 2.0 des Entwurfes

eine Einteilung in Pflichtgegenstände, die vorzusehen sind und

in alteT'native Pflichtgegenstände ode'!" FT'eigegenstände, die vor­

gesehen weT'den können, vorgenommen. Dadu rch besteht die Mög­

lichkeit de't" besseT"en Anpassung an die Verschiedenheiten in den

einzelnen PT'oduktionsgebieten des Landes. Ebenso können einzel­

ne Sondergebiete. für die aus organisatorischen Gründen deT'zeit

noch keine eigene Fachrichtung del" Fachschule geführt wel"den

kann. gemäß Abs. 3 als alternative Pfiichtgegenstände oder F rei­

gegenstände in den Lehrplan für einzelne Schulen aufgenommen

weTden. Darüber hinaus soll durch die Einbeziehung bzw. bessel"e

St'!"ukturierung von UnteTl"ichtsgegenständen, die auch im gewerb­

lichen odel" kaufmännischen Be't"eich von Bedeutung s ein können,

künftig eine bes s ere berufliche Mobilität eTmöglicht weTden.
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Weitergehende Bestrebungen find~n jedoch ihre Grenze in der

Bestim.mung des Grundsatzgesetzes, daß der Schwe"punkt des

in der Fachschule ve"mittelten Fachwissens der jeweiligen

Fachrichtung zu entsprechen hat (§ 19 Abs. 1).

Die Bestimmungen des § 20 Abs. 2 geben den Rahmen für das

im Lehrplan zu berücksichtigende Untel"richtsausmaß und die eT­

forderliche Anzahl von Schulstufen, je nach Organisationsform und

Aufbau deT Fachschule.

Zu § 21:

Diese Bestimmungen füh'l:"en § 4 des Fachschulgrundsatzges etzes

näheT aus, insbesonde-re im Hinblick auf die für die Aufnahme

eTfol"derlichen schulischen Mindestvo"aussetzungen für die einzel­

nen Fachschularten und die weiters nachzuweisende besondere

Fachschuleignung. Damit soll auch gewährleistet s ein, daß Schü­

ler ohne entsprechende Grundausbildung nicht die landwirts chaft­

liche Fachschule besuchen können, womit die Gefahr bes eitigt

wird, daß das Unterrichtsniveau dieser Sch~le beeinträchtigt wird.

Gemäß Abs. 4 ist die Aufnahme in die Fachschule grundSätzlich

von der möglichen Unterbringung im angeschlossenen Schület'heim

abhängig. Dies ist einerseits fUt' die lebens- und wirklichkeits­

nahe Durchführung des Praxisuntet't'ichtes in Leh-r.- und Ve't"suchs­

betrieben von Bedeutung, andererseits für die Gemeinschafts­

bildung und das soziale Lernen der Schület' wünschenswet't. Aus

der bisherigen E't"fahrung kann ausgesagt werden, daß durch die­

se Lernsituation der Erziehungs- und Unte'l:"richtseTfolg günstig

beeinflußt wird.

Zu den §§ 22 bis 24:

Diese Bestimmungen t'egeln die Du Tchführung der Eignungsp1"üfung

füT' Aufnahmewe't"ber, die nicht den eTforde'!'lichen günstigen Schul­

erfolg in der Schulstufe erbringen, deren Abschluß Mindestvor­

auss etzung für den Besuch del' Fachschule ist. Die Eignungsprü­

fung hat daher der möglichst objektiven Feststellung der Eignung

des Aufnahmewerbe":"s für die betl"effende Schulart zu dienen. Die
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Zahl der vorhandenen Plätze in den betreffenden Schulen darf

auf keinen Fall 't"elevant sein fÜl" das El"gebnis der Eignungs­

pl"üfung. Dies ist ein Gebot der Gleichheit vor dem Ges etz und

der pädagogischen Fairneß.

Durch § 23 Abs. 3 und 4 wird die Festsetzung der Aufgaben­

stellungen entweder nur für die einzelne Schule oder landesein­

heitlich, fernet" die Modifikation der tl"aditionellen Prüfung durch

den Einbau von oder den Ersatz durch psychologische Eignungs­

untersuchungen eT.'möglicht.

Es wird Sache der wissenschaftlichen Forschung in Zusammen­

al"beit mit del" Unterrichtspraxis sein, Methoden zu entwickeln,

die nach entsprechender Erprobung zu einer völligen Neuordnung

auf dem Gebiet der Eignungsprüfungen führen können. Damit könn­

te die bishe""ige Form del" punktuellen Uberp"üfung, die unbe­

friedigend e't"s cheint, abgelöst wel"den.

Zu § 25:

Damit wb·d § 7 des Fachschulg:,:"undsatzgesetzes ausgeführt.

Zu den §§ 26 bis 28:

Mit der Aufnahme in eine Schule beginnen die besonderen Rechts­

verhältnisse, die mit der Schülel"eigenschaft verbunden und im

II!. Hauptstück dieses Gesetzes geregelt sind.

Die vorliegenden Bestimmungen über die Aufnahme in die Schule

die sich weitgehend an den §§ 3 bis 5 des Schulunterrichts ge­

setzes orientieren - sehen die Unterscheidung in ordentliche und

außerordentliche Schüler vor.

Zu den im § 26 Abs. 1 lit. a genannten Aufnahmevorauss etzun­

gen für die betreffende Schulstufe zählen VOl" allem:

1. bei del" Aufnahme in eine Berufsschule eine Zuwei sung ge­

mäß § 9;

2. bei Aufnahme in die erste Schulstufe einer Fachschule Ab­

schluß der jenigen Schulstufe. wie er gemäß § 21 Abs. 1 lit. a

erfordel"lich ist;
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3. e rfolgr eiche AbI egung de r Eignungs prüfung, s ow eiteine s 01­

che vorgesehen ist (§ 21 Abs. 3);

4. wenn es sich um die Aufnahme in eine höhere als die erste

Schulstufe einer Schulart handelt: Feststellung der Eignung

zum Aufsteigen in die betreffende Schulstufe (§ 43).

Die Bestimmungen des § 26 Abs. 4 e"öffnen die Möglichkeit

der Ablegung einel" Einstufungsp"üfung. Dies wird insbesondere

in Betracht kommen:

a) bei Ubel"tritt von einer höhe"en landwirtschaftlichen Schule

in eine höhere als die erste Schulstufe einer landwi rtschaft­

lichen Fachschule;

b) bei Ubert-ritt von einer Fachschule in eine andere Fachschule

verwandter Fachrichtung;

c) bei Ubel"t'l:"itt von einer landwirtschaftlichen Berufs- oder

Fachschule ohne öffentlichkeits recht in eine öffentliche.

Darübe-r hinaus erscheinen diese Bestimmungen auch in den' Fäl­

len, in denen ein Schüler ohne vorhergehenden Schulbesuch in

Östeireich in eine höhe-re als die eiste Stufe einer Schulart

aufgenommen werden soll (zB bei Rückkehr von österreichischen

Staatsbürgern aus dem Ausland) oder auch bei Unterbrechungen

des Schulbesuches anwendbar.

Durch die Aufnahme als außerordentlicher Schüler (§ 27) soll

die Möglichkeit geboten weiden, insbesondere in den Fällen

der Nichterfüllung von Aufnahmebedingungen, zum Schulbesuch

zugelas sen zu werden. Wenn die Aufnahmebedingungen später

erfüllt werden, so ist gemäß Abs. 6 die Aniechnung des außer­

ordentlichen Schulbesuches auf den ordentlichen Schulbesuch mög­

lich.

Die Aufnahme in eine öffentliche Schule stellt einen Verwaltungs­

akt dar, auf den die in § 69 Abs. 3 angeführten Verfahrensbe­

stimmungen Anwendung finden.
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Zu § 29:

Diese Bestimmungen entsprechen im wesentlichen dem § 9 des

Schulunt e't"richtsgesetzes. Zu Abs. 2 wird bemerkt, daß der

Schulleiter nicht an die Zustimmung der Schulkonfe't"enz im Rah­

men der in dieser Bestimmung vorgesehenen Beratung gebunden

ist. Diese Beratung hat jedenfalls im vorhe't"gehenden Schuljahr

stattzufinden, bei Schularten, an denen .e"ine provisorische Lehr­

fächerve,-teilung e't"stellt wird, vor der Erstellung dieser pro­

visorischen Lehrfächerverteilung. Die Beratung de't" Lehre't"­

konferenz soll sich vor allem auf die grundsätzlichen pädagogisch­

didaktischen Gesichtspunkte der Lehrfächerverteilung beziehen.

Die Klassenbildung und die Lehrfächerverteilung bedürfen der

Genehm.igung der Schulbehörde.

Zu § 30:

Diese Bestimmungen decken sich weitestgehend mit dem § 10

des Schulunterrichtsgesetzes .

Der Stundenplan ist nach didaktischen, psychologis chen und

physiologischen Gesichtspunkten zu erstellen, um eine fü't" die

Unterrichtsarbeit zweckmäßige Aufteilung der Unterrichtsgegen­

stände zu erreichen. Ferner sind dabei die Bestimmungen des

Lehrplanes zu beachten.

Der Stundenplan ist von der Schulbehörde zu genehmigen.

Die Regelungen des Abs. 2 erscheinen notwendig, um die Ein­

haltung des im Sinne des Abs. 1 erstellten Arbeitsplanes zu

gewährleisten. Es hätte wenig Zweck, bei der Erstellung des

Stundenplanes allen Gesichtspunkten r die einer erfolgreichen

Unterrichtsarbeit dienen, Rechnung zu tragen, in der praktischen

Verwirklichung des Stundenplanes jedoch davon abzuweichen. Die

vorliegende Formulierung verfolgt zweierlei: Einerseits soll er­

reicht werden, daß der nach didaktischen, psychologischen und

physiologischen Gesichtspunkten erstellte Arbeitsplan in der Praxis

auch tatsächlich eingehalten wird, andererseits ist sie bestrebt,

von der schulischen Praxis aus gesehen notwendige Variations­

möglichkeiten zu eröffnen. Als solche kommen in erster Linie
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die Supplierung einer Unterrichtsstunde durch einen anderen

Lehrer - nach Möglichkeit in Form der Fachsupplie't"ung (Ein­

haltung des im Stundenplan vorgesehenen Unterrichts gegen­

standes) - subsidär. dh. wenn eine Supplierung nicht möglich

ist, der Entfall von Unterrichtsstunden in Betracht. In letzterem

Fall hat der Schulleiter für die Beaufsichtigung der Schüler bis

zum stundenplanmäßig vorgesehenen Unterrichtsende zu sorgen.

Durch Abs. 3 soll insbesondere die durch eine Zusammenziehung

von Unterrichts stunden eines Unterrichtsgegenstandes innerhalb

eines Teiles des Unte't"richt sjahres bewirkte Schwergewicht s­

bildung nach einzelnen Themen ermöglicht werden.

Zu § 31:

Hiemit we't"den die Bestimmungen des § 11 Schulunterrichtsgesetz

an die für Fachschulen gegebenen Erforde'1:"nisse angepaßt.

Nach den Bestimmungen des § 11 Abs. 3 und 5 lit. b sowie des

§ 20 Abs. 3 des vorliegenden Entwurfes können Pflichtgegenstän­

de (Gegenstands gruppen) miteinande1" alternativ in der Weis e ver­

bunden sein. daß einer von meh"'eren Unterrichtsgegenständen

(Gegenstands gruppen) gewählt werden muß; der gewählte Unter­

richtsgegenstand wi rd wie ein Pflichtgegenstand gewertet. Die

Abs. 1 und 2 regeln die damit zusammenhängenden Fragen der

Wahl und des späteren Wechsels eines solchen Pflichtgegenstan­

des anläßlich des übertrittes in eine andere Schule.

Die Bestimmung des Zeitpunktes. in dem die in Abs. 1 bezeichne­

te Frist zu laufen beginnt, innerhalb der die Schüler ihre Wahl

zwischen alternativen Pflichtgegenständen (Gegenstandsgruppen)

zu treffen haben, ist Sache des Schulleiters. Es können aber von

der Schulbehörde hiefür Richtlinien erlassen werden, wenn dies

aus Gründen der Einheitlichkeit notwendig erscheint. Zum Zweck

einer zeitgerechtenErstellung der Lehrfächerverteilung und des

Stundenplanes kann diese Frist auch schon im vorhergehenden

Schuljahr liegen.

Gemäß Abs. 5 gelten die Bestimmungen der Abs. 3 und 4 nur

für Fachschulen. Sie finden danach auch Anwendung auf Schüler,

die die Schulpflicht in einer Fachschule erfüllen. Auf Grund der
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Entwurfsbestimmung des Abs. 3 soll die Befreiung von der

Teilnahme an einzelnen Pflichtgegenständen aus gesundheit­

lichen Gründen in allen Fällen der Schulleiter aussprechen.

Die Versäumnisse in einem Pflichtgegenstand sind je nach

.der Schu1a rt und der Bedeutung des bet~effenden Unterrichts-

gegenstandes im Rahmen der Schulart verschieden zu werten.

So hat zB eine krankheitsbedingte Befreiung im Pflichtgegen­

stand "Leibesübungen" in ei ner Fachschule keine Auswi rkungen

auf den Abschluß der betreffenden Schulstufe oder der ganzen

Schulart. Demgegenüber wird beispielsweise eine zeitweis e Be­

freiung vom Pflichtgegenstand "Tierproduktion - Praktischer

Unterricht" nur durch die spätere Ab1egung von P-rüfungen in

diesem Unterrichtsgegenstand zu kompensieren sein. In jenen

Fällen, in denen die Dauer der Befreiung ode-r die Zahl der

Pflichtgegenstände, von deren Besuch ein Schüler befreit werden

muß, die Erreichung des Zweckes der betreffenden Schula rt un­

möglich macht, wird die Uberstellung in den Status eines außer­

ordentlichen Schülers in Betracht kommen.

Im Hinblick auf die Vielfalt der Möglichkeiten kann eine den

Erfordernissen entsprechende Regelung nur durch Verordnung

der Schulbehörde erfolgen. Dem trägt der letzte Satz des Abs. 3

Rechnung.

Zu § 32:

Die vorliegenden Bestimmungen sind dem § 12 des Schulunter­

richtsgesetzes nachgebildet. Ebenso wie bei den alternativen

Pflichtgegenständen ist es auch hier Sache des Schulleiters. den

Zeitpunkt des Beginnes des Fristenlaufes zu bestimmen. Gleich

dem § 31 Abs. 1 wird die Frist, innerhalb der sich die Schüler

zum Besuch von Freigegenständen. unverbindlichen Ubungen und

Förderkursen anmelden können. mit mindestens acht Tagen fest­

gesetzt, wobei in beiden Fällen der Schulleiter bei der Fest-

s etzung des Zeitpunktes des Beginnes des Fristenlaufes darauf

Bedacht zu nehmen haben wird, daß innerhalb der Frist ein

Sonntag liegt. Letzteres ist im Interesse der Schüler, vor allem

der auswärtigen gelegen. Gerade für die Schüler. deren Wohnort
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nicht mit dem Ort, in dem sie die Schule besuchen, identisch

ist, ist der Sonntag vielfach der einzige Tag der Woche, an

dem sie mit ihren Erziehung~berechtigtenzusammentreffen und

unter anderem auch die Frage der Wahl alternativer Pflicht­

gegenstäI?-de und der Teilnahme an Fl"eigegenständen, unverbind­

lichen tlbungen und Fö,.derkUl"sen besprechen können.

Die im Abs. 2 vorgesehene Beschränkung der Zahl del" Frei­

gegenstände und unverbindlichen Ubungen, die vom einzelnen

Schüler' besucht we't"den können, nimmt auf die durchschnittliche

Belastbarkeit der Schüler und die relativ hohen Anforderungen

des Unte1""'ichtes in den Pflichtgegenständen Rücksicht. Im Vor­

dergrund steht die Erreichung des erfolgreichen Abschlusses der

Schulstufe. Es soll eiber dadurch nicht verhindert werden, daß

der Schüler entspl"echend seinen besonde't"en Interessen und sei­

ner Begabung zusätzliche Unterrichtsgegenstände wählt.

Aus den gleichen Gründen gibt Abs. 3 die Möglichkeit, daß die

Klassenkonfel"enz die weitere Teilnahme eines Schülel"s an einem

Freigegenstand oder einer unverbindlichen Ubung einstellt. Die

Abmeldung des Schülers von der weiteren Teilnahme an einem

Freigegenstand oder einer unverbindlichen Ubung während des

Unterrichtsjahres ist nicht vorges ehen.

Durch den Förderunterricht, der für bestimmte Pflichtgegen­

stände im Lehrplan (§ 11 Abs. 3) vorgesehen werden kann, soll

förderungsbedürftigen Schülern (Abs. 5) ein zusätzliches Lern­

angebot gegeben werden. Die Führung oder Weiterführung von

Förderkursen wird unter Bedachtnahme auf Abs. 6 jedoch von

der Anzahl der angemeldeten Teilnehmer (§ 13 Abs. 3) abhängen.

Im übrigen gelten die obigen zu Abs. Z angestellten Erwägungen

(erster und zweiter Satz) sinngemäß auch fÜl" den Abs. 6.

Die Einrichtung des Förderunt errichtes und die Ausschöpfung

der hiemit gegebenen Möglichkeiten kann in der Folge zur wei.

tel"en Verwirklichung del" gleichen Bildungschancen für alle

beitragen.
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Zu § 33:

Eine zusammenfassende Regelung des Fragenkomplexes der Schul­

veranstaltungen fehlt gegenwärtig. Dies e Lücke soll durch die

vorliegende Entwurfsbestirnmung geschlos sen werden, die weit­

gehend dem § 13 des Schulunterrichtsgesetzes entspricht.

Als Schulveranstaltungen kommen insbesondere in Betracht:

Besuche im Parlament und in Gerichten. Exkursionen in inp'

dustrielle, gewerbliche und landwirtschaftliche Betriebe,

Kontakt mit führenden Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens,

Praxiswocben als Konzentration einzelner oder mehrerer Unter­

richtsgegenstände, Wandertage, Schikurse.

FÜl" die religiösen Ubungen gelten nicht die vorliegenden Be­

stimmungen, sondern jene des Religionsunterrichtsgesetzes.

Zu § 34:

Die vorliegenden Regelungen folgen im wesentlichen dem § 14

des Schulunterrichtsgesetzes und dessen Erläuterungen.

Eine gedeihliche pädagogische A l"beit setzt eine Mindestaus­

stattung der Schule mit Unterrichtsmitteln voraus. Diesem Zweck

dient die Festlegung jener Untel:"richtsmittel durch Verordnung

der Schulbehörde, mit denen jede Schule je nach ihrer Schulart

und Organisationsform ausgestattet sein muß (A.bs. 3).

Diese Bestim.mung korrespondiert m.it § 76 Abs. 3 des vorlie­

genden Entwu rfes. wonach jede öffentliche Be rufs- und Fach.

schule jene Lehrmittel aufzuweisen hat, die dem Lehrplan ent­

sprechend für den Unterricht notwendig sind.

Der Entwurf geht davon aus, daß die Auswahl der im Unterricht

eingesetzt en Unterrichtsmittel in erster Linie der verantwort­

lichen Entscheidung des Leh"ers obliegen soll (Abs. 4). Er hat

selbst zu prüfen. ob die von ihm verwendeten Unterr ichtsmittel

den Erfordernis s en des Abs. 2 entsprechen. also nach Inhalt und

Form mit dem Lehrplan der bet"effenden Schulstufe übel"einstim­

men und für den angestrebten Zweck geeignet sind. Diese Prüfung

durch den Lehrer wird nur dann entbehrlich, wenn ein Unter.
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richtsmittel gemäß Abs. 5 von der Schulbehörde als fÜT den

Unterricht geeignet erklärt wO'Y:"den ist.

All das gilt jedoch nur insoweit, als es sich um den Einsatz

von Unterrichtsmitteln du rch den Lehrer selbst handelt. Die

Verpflichtung der Erziehun.gsberechtigten hinsichtlich der Aus­

stattung der Schüler mit bestimmten Unterrichtsmitteln (§ 62

Abs. 3) soll grundsätzlich nur in Ansehung der durch die Schul­

behörde approbierten Unterrichtsmitteln bestehen. Nur dann, wenn

approbierte Unterrichtsmittel fehlen, wie derzeit weitgehend für

landwirtschaftliche Berufs- und Fachschulen, soll die Schulbehör­

de auch andere Unterrichtsmittel für die Ausstattung der Schüler

festlegen.

Der Entwurf sieht die Approbation von Unterrichtsmitteln durch

die Schulbehörde vor (Abs. 5).

Dadurch soll gewährleistet werden, daß sachlich richtige und

didaktisch der Altersstufe und dem LehT'plan entspT'echende

Unterrichtsmittel in die Hand des Schülers gelangen.

Als Grundlage für die Approbation soll ein Gutachten von Ex­

perten - vor allem aus dem Leht"erkreis - dienen. Die Bestim­

mung des Abs. 9 ermöglicht durch LändervereinbaT'ung die Ein­

richtung einer gemeinsamen Gutachterkommission, deren Fach­

gutachten die beteiligten Landesregie't"ungen bei ihrer Entschei­

dung über die Eignungset"klärung nach den Bestimmungen des

AVG 1950 zu berücksichtigen hätten.

Dadurch könnte sich in der Dauer eine gewisse Vereinheitlichung

der Unterrichtsmittel und Lehrpläne entwickeln, die bei aller

Wahrung föde't"alistischer Gesichtspunkte als wünschenswert an­

zusehen ist.

Zu § 35:

In Ubereinstinunung mit Art. 8 B- VG wird durch die vorliegen­

de Bestimmung festgesetzt, daß die deutsche Sprache Unter­

richtssprache in allen Berufs- und Fachs chulen ist.

Zu den §§ 36 bis 42:

Dieser Abschnitt enthält die für das innere Schulleben wichtigsten
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Bestimmungen des Gesetzesentwurfes. Gerade hier ist der Aus­

gleich zwis chen dem von der Verfas sung formulierten Legali­

tätsprinzip (Art. 18 B- VG) und einer ausreichenden Gestaltungs­

foreiheit des Schullebens (hier insbesondere " pädagogischer Be­

urteilungsspieh·aum" und t'Methode1l:freiheit"), wie dies aus päd­

agogischen Gründen erforderlich ist, schwierig. In Übereinstim­

mung mit modernen pädagogischen Best'rebungen werden die zentra­

len Aufgaben der Schule und des Lehrers, nämlich Unterricht und

ETziehung der Jugend, in den Vordergrund gestellt.

Die Bestimmungen dieses Abschnittes gehen in mehreren Punkten

vom Grundsatz einer engen Zusammenarbeit der Lehrer einer

Klasse und ihrer 'regelmäßigen Beratung in der Klassenkonferenz

aus; dem Klassenvorstand komm.en hiebei wichtige pädagogische

Führungs- und Koordinationsaufgaben zu.

Darüber hinaus liegt dem Abschnitt der Gedanke der organi schen

Zusam.mengehörigkeit aller Elem.ent e des Unterri cht s ges chehens

zugrunde. In diesem Sinne stellt die Unterrichtsarbeit des Lehrers,

die Selbsttätigkeit des Schülers, seine Ubungsa rbeit und die

Leistungsfeststellung eine untrennbare Einheit dar.

Zu § 36:

Die vorliegenden Bestimmungen entsprechen den beispielgeben­

den Formulierungen des § 17 Abs. 1 und 2 des Schulunte'rrichts­

gesetzes.

Verantwortlicher Träge'r der Unterrichtsa 'rbeit in de'" Schule ist

und bleibt danach der Lehrer. Von diesem Grundsatz geht die

vorliegende Definition über die Gestaltung des Unte't"T.ichtes und

der Erziehungsarbeit in der Berufs- und Fachschule aus.

Die im Abs .. 1 aufgestellten Grundsätze der Unterrichtsarbeit

finden ihre nähe1"e Ausformung je nach den Erfordernis sen der

einzelnen Schula ,.ten in den didaktis chen G't"undsätzen der Lehr­

pläne. Auf diese Weise wahrt der Gesetzentwurf die Eigenart der

einzelnen Schula,.ten und berücksichtigt die Verschiedenheit, die

durch den verschiedenen Entwicklungsstand der Schüler und die

äußeren Gegebenheiten bedingt sind.

Durch die Bestimmungen des Abs. 2 wird ein Zusammenwirken
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der Lehrer bei der Stellung der Hausübungen angestrebt. Dies

ist nicht nur wegen der Rücksichtnahme auf die Belastbarkeit

der Schüler, sondern auch zur Erzielung einer gemeinsamen

Bildungswirkung der Unterrichtsgegenstände zweckmäßig.

Zu § 37:

Diese Bestimmungen folgen, soweit dies im Hinblick auf die

Situation im landwirtschaftlichen Be-rufs- und Fachschulbereich

zweckmäßig ist, den Vorschriften des § 18 des Schulunterrichts­

gesetzes,

Die vorliegende Regelung ist in engem Zusanunenhang mit § 36

Abs. 1 zu les en. Die Leistungsfeststellung und die Leistungs­

beurteilung ist ein integrierendel" Bestandteil der Untel"richts­

aT'beit und daT'f davon nicht getrennt werden. Die ständige Be­

obachtung des Schülers muß daher als ein entscheidendes Kriterium

für die Schülerbeu.,.teilung anges"ehen wet"den.

Die Leh't"planforderungen bilden gemäß A.bs. 1 letzter Satz den

Maßstab/an dem die Leistungen det" Schüler zu messen sind, mit

der Maßgabe, daß der jeweilige Unter-richtsstand - der bisweilen

mit den Forderungen des Leh-rplanes nicht übereinstimmen wird ­

mitzube!'ücksichtigen ist..

Es wurd"e - wie im Schulunterrichtsgesetz - davon abgesehen,

die einzelnen Beurteilungsstufen im Anschluß an Abs. 2 zu de­

finieren. Solche Not endefinitionen müßten nämlich notwendiger­

weise so abstrakt gehalten sein, daß sie an Aussagekraft ver­

lieren und damit auch ihr normativer Gehalt problematisch wird.

Der Abs. 3 stellt lediglich Gesichtspunkte auf, die durch die

Noten zu beurteilen sind. Es wird Aufgabe der Schulbehörde

sein, durch Verordnungen gemäß Abs. 8 nähere Bestimmungen

über die Leistungsbeurteilung einschließlich der Beu,.teilungs­

stufen für die verschiedenen SchulaT'ten und die verschiedenen

Unterrichtsgegenstände zu eT'lassen.

Der im Abs. 4 verwendete Begriff "vorgetäuschte Leistungen"

umfaßt auch die Anwendung uneTlaubter Hilfsmittel.'
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Zu § 38:

Die Bestimmungen des § 19 Schulunterrichtsges etz werden hie­

mit an die ET'f oT'derniss e des land~,Pirtschaftlichen Berufs- und

Fachschulwesens angepaßt.

Mit del" Semestereinteilung für die ganzjährigen Schulen ist

auch hier die Gefahr der Ballung von Prüfungen mit umfang­

reichem Stoff zum jeweiligen Semesterende verbunden, und zwar

dann, wenn das im § 37 Abs. 1 des vorliegenden Entwurfes ent­

haltene Gebot der ständigen Beobachtung der Mitarbeit der Schüler

im Unterricht sowie der Einordnung von Leistungsfeststellungen

verschiedener Form in die Unterrichtsarbeit nicht ausreichend

beachtet wi rd.

Eine gründliche und möglichst häufige Information der Erziehungs­

berechtigten über den Leistungsstand und die Leistungsentwicklung

ihres Kindes bietet auch eine tragfähige Grundlage für eine recht­

zeitige Beratung zwischen Lehre'1:"n und Erziehungsberechti gten im

Falle eines drohenden Versagens . Je dichter das t1Informations­

netz" ist, desto zielführender werden solche Beratungen gestal­

tet werden können.

Aus den Abs. 3 und 4 ergibt sich die Verpflichtung des Lehrers,

mit den ErziehungsbeT'echtigten zumindest in "kritischen' Fällen

Verbindung aufzunehmen. Hiebei soll Abs. 4 die Möglichkeit er­

öffnen, ein drohendes "Nicht genügend" im .Jahre"szeugnis durch

entsprechendes Zusammen'\\°irken zwischen Lehrern, Erziehungs­

berechtigten und Schülern vielleicht doch noch abzuwenden.

Zu § 39:

Die Regelungen des § 20 Schulunterrichtsgesetz werden hiem.it ­

soweit sie für den landwirtschaftlichen Schulbereich Anwendung

finden können - übernommen.

Im Abs. 1 wird klargestellt, daß der einzelne Lehrer auch die

Jahresbeurteilung festsetzt.

Während die Feststellungsprüfung unabhängig davon durchzuführen

ist, ob der Schüler dem Unterricht verschuldet oder unverschuldet

längere Zeit ferngeblieben ist, knüpft Abs. 3 die Durchführung der
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Nachtragspl'"üfung daran, daß den Schüler am Fernbleiben kein

Verschulden trifft. Die im Abs. 3 angeführte Frist von acht

bis zwölf Wochen läuft ab dem fiktiven Termin der Feststellungs­

prüfung nach Abs. 2. Der Zeitpunkt, zu dem diese PTüfung durch­

zuführen ist, ist zwat" im Abs. 2 nicht präzisie'rt; dies ist aber

insofern entbehrlich, als er sich jedenfalls nach der Frist des

Abs. 6 zu richten haben wird, wOIIlit der zeitliche Rahmen, inner­

halb dessen die Feststellungsprüfung stat tzufinden hat, hinreichend

bestimmt ers cheint.

Für Abs. 4 ist der Gedanke bestiIIlmend, daß der praktische

Unterricht an den Fachschulen einen wesentlichen Teil des Un­

terrichtes da rstellt, der eine vollwertige Berufsausbildung ver­

mittelt.

Betragen die Versäumnisse im praktischen Unterricht mehr als

das Achtfache der wöchentlichen Stundenzahl in dem betreffen­

den Pflichtgegenstand, erscheint die Erreichung des Lehrzieles

in diesem Gegenstand nicht mehr möglich. Wohl aber kann ein

Schüler das Versäumte im Wege einer facheinschlägigen prakti­

schen Tätigkeit nachholen und die dabei erworbenen Kenntnisse

und Fertigkeiten durch eine Prüfung nachweisen.

Im Interesse der Effektivität des Unterrichtes auch in den

letzten Wochen VOl" Unterrichtsende, sieht der Entwul"l in den

Abs. 6 und 7 die Durchführung einer Beurteil ungskonferenz VOT.

Die Anfechtungsmöglichkeit der Entscheidung über die Nichtbe­

rechtigung zum Aufsteigen richtet sich nach § 71 Abs. 2.

Zu § 40:

Die Bestimmungen des § 21 Schulunterrichtsgesetz werden durch

diesen Entwurf auf die Beurteilung des Verhaltens in der Schule

eingesch1:"änkt~ Für die Beurteilung legt Abs. 1 eine eigene Noten­

skala fest. Die Anwendung der in § 37 Abs. 2 vorgesehenen Noten

auch für die Beu 't"teilung des Ve'Lhaltens würde nämlich zu Unge­

reimtheiten führen.
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Zu § 41:

Die Bestimmungen des § 22 Schulunterrichtsges etz we~den _ so­

weit sie für den landwirtschaftlichen Schulbereich von Bedeutung

sind - übernommen. Das Jahres zeugnis wird übe":,, eine bestimmte

Schulstufe ausgestellt (Abs. 1), das Abschlußzeugnis neben oder

im Zusammenhang mit dem Jahreszeugnis am Ende der letzten

Schul stufe eine,.. Schulart (Abs. 6).

An Stelle des bisher üblichen Abgangszeugnisses, das bei Aus­

scheiden eines Schülers wähT"end des Schuljahres aus gestellt

wurde, sieht Abs. 8 die Ausstellung einer Schulbesuchsbestätigung

vor. in diesem Zusammenhang ist auch auf die Bestimmung des

§ 46 Abs. 3 zu veT'weisen. Ebenso ist auße'rordentlichen Schülern

anläßlich ihres vorzeitigen Ausscheidens, abeT" auch am Ende je­

des UnterT'ichtsjah"es eine Schulbesuchsbestätigung auszustellen

(Abs. 9).

Zu § 42:

Die vorliegenden Regelungen entsprechen im wesentlichen dem

§ 23 Schulunter richts ges etz.

Die vOl"ges ehene Möglichkeit der Ablegung auch von zwei Wieder­

holungsprüfungen ist im Zusammenhang mit der Bestimmung des

§ 43 Abs. 2 zu sehen, derzufolge in Hinkunft die negative Be­

wertung in einem Pflichtgegenstand für die ganze Schulstufe bei

VOT."liegen bestimmter Voraussetzungen kein Hindernis für das

Aufsteigen in die nächsthöhere Schulstufe darstellen soll. In die­

sem Zusammenhang wird bemerkt, daß durch den zweiten Satz

des § 42 Abs. 1 die Grundlage für die freiwillige Ablegung einer

Wiederholungsprüfung in jenen Fällen geschaffen werden soll, in

denen ein Schüler gemäß § 43 Abs. 2 zum Aufsteigen berechtigt ist.

Hiebei ist es notwendig, ausd"ücklich festzuhalten, daß in den ge­

nannten Fällen die Berechtigung zum Aufsteigen jedenfalls, dh. al­

so auch bei negativer Beu,.teilung de-r Leistungen im Rahmen der

Wiederholungsprüfung, gewah'r:"t bleibt.

Die im Abs. 2 vorgesehene Möglichkeit de" Ablegung der Wieder­

holungsp ...üfung an einer anderen als deT bishel" besuchten Schule
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soll Schwierigkeiten vermeiden, die sich insbesondere bei der

Ubersiedlung in ein anderes Bundesland da -raus ergeben, daß

die Wiede"holungsprüfung an de-r bisherigen Schule abgelegt

we,.den muß. Dies e1'"scheint insbesondere wegen der Verschie ..

denheit des Schulbeginnes in den einzelnen Bundesländern zweck­

mäßig.

Abs. 3 schafft die Möglichkeit der A.blegung einer Wiederholungs­

prüfung auch aus Freigegenständen.

Zu § 43:

Diese Bestimmungen folgen grundsätzlich dem § 25 Schulunter­

richtsgesetz, modifizieren jedoch im Abs. 2 die Regelung über

das Aufsteigen mit der Note "Nicht genügend".

Die Regelform des schulischen Fo-rtschreitens eines Schülers

ist das Aufsteigen in die nächsthöhe-re Schulstufe der gleichen

Schula't"t. Dieses Aufsteigen kann in derselben Schule oder unter

gleichzeitigem Schulwechsel e-rfolgen. Im Falle eines Schulwechsels

gelten außer den vorliegenden Bestinunungen auch jene des § 26.

Im Abs. 1 kommt der Wendung tlwenn das Jahreszeugnis in allen

Pflichtgegenständen eine Beurteilung aufweist" entscheidende Be­

deutung zu. El"st bei Vorliegen einer Beurteilung in allen Pflicht ..

gegenständen eT-hebt sich die hier restlich relevante Frage nach

den Beu ~teilungsstufen insoweit, als - abges ehen vom Fall des

Abs. 2 - nur de'" Schüler, dessen Jah't"eszeugnis in keinem

Pflichtgegenstahd--die Note "Nicht genügend" enthält, die Berech­

tigung zum Aufsteigen in die nächsthöhere Schulstufe e~wirbt.

Eine wesentliche Neuerung enthält Abs. 2 der vOt'liegenden Ent ..

wurfsbestimmung, die das Aufsteigen eines Schülers trotz Vor­

liegens eines "Nicht genügend'l im Jahreszeugnis unter gewissen

Bedingungen eT'rnöglicht. Dies ist wünschenswert, da es bei der

außerordentlichen Breite des Bildungsbereiches (der großen Zahl

der Fächer) in den Berufs- und Fachschulen vorkommen kann,

daß im allgemeinen zufriedenstellend leistungsfähige Schüler in

einem Gegenstand versagen. DUt"ch die in den Hot. abis c vor­

gesehenen Beschränkungen ist pädagogisch unerwünschten Folge­

erscheinungen vorgebeugt und unter diesen Bedingungen daher dem
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Aufsteigen der Vorzug vor dem Wiederholen zu geben.

Zu § 44:

Diese Vorschriften gleichen den Bestim.mungen des § 27 Schul­

unterrichtsgesetz. Wenn ein Schüler in einem oder zwei Pflicht­

gegenständen die Note "Nicht genügend" e':"hält,. darf er - sofer­

ne er nicht gemäß § 43 Abs. 2 zum Aufsteigen be:echtigt ist _

entweder eine Wiederbolungsprüfung ablegen (§ 42) oder die

Schulstufe wiede'rholen. Eine solche Wiederholung ist auch in

jenen Fällen möglich, in denen eine Wiederholungsprüfung r.it:ht

bestanden wi't"d ode'!" mehre':"e (mehr als zwei) BeuTteilungen mit

"Nicht genügend" vorliegen. Sie kann in ders eIben Schule oder

in einer anderen Schule gleicher Schula ~t stattfinden. Eine Be­

grenzung der Wiederho lungsmöglichkeit ergibt sich aus den B e­

stimmungen des § 45 des vO't"liegenden Gesetzentwurfes über die

Höchstdc.uer des Schulbesuches.

Der Abs~ 2 behandelt die freiwillige Wiederholung einer Schul.

stufe, also die Wiederholung in jenen Fällen, in denen die Be­

rechtigung zum Aufsteigen in die nächsthöhere Schulstufe gegeben

ist. Eir.e derartige freiwillige Wiede'rholung hat sich in manchen

Fällen als im Interesse des Schülers gelegen erwiesen, zumal

wenn ent\.vicklungs- oder milieubedingte oder gesundheitliche

Gründe einen Leistungsrückstand verursacht haben.

Zu § 45:

Hiemit we'rden die den l~ndwirtschaftlichen Berufs- und Fach­

schulen entsprechenden Regelungen des § 32 Schulunterrichts­

gesetz übernommen.

Das A.usles eprinzip, das den Fachs chulen zugrundeliegt, macht

eine Beschränkung der Dauer des Schulbesuches erforderlich

(Abs. 2).

Die vorliegenden Bestimmungen stellen gleichzeitig eine Ein­

s chränkung des Rechtes der Wiede'rholung von Schulstufen da r

(§ 44 Abs . 3 ).
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Zu § 46:

Diese Bestimmungen orientieren sich an den Vorschriften des

§ 33 Schulunterrichtsgesetz, haben jedoch die besonderen

Gegebenheiten im Bereich der landwirtschaftlichen Berufs- und

Fachschulen zu berücksichtigen.

Das Gegenstück zur Aufnahme in eine Schule stellt das Aus­

scheiden aus der Schule dar. Damit werden die Rechtsbeziehun­

gen zwischen dem Schüler und der Schule beendet.

Als Grund für die Beendigung des .schulbesuches kommt in er­

ste't" Linie der Abschluß der betreffenden Schulart (Abs. 1) in

Betracht. Die weiteren Gründe der Beendigung ergeben sich

aus Abs. 2 lit. abis e.

Sowe.it es sich nicht um den Besuch einer Berufsschule handelt,

kann sich der Schüler jederzeit vom Schulbesuch abmelden. Wenn

ein Schulwechsel beabsichtigt ist, findet - unbeschadet der für

die Aufnahme in eine andere Beruf sschule erforderlichen Zu­

weisung (§ 9) - die Bestimmung des § 26 Abs. 3 Anwendung.

Zu den §§ 47 l:is 49:

Mit den vorliegenden Formulierungen werden im wes entliehen

die Bestimmungen der §.§ 43 bis 45 Schulunterrichts gesetz

übernommen.

Die hier vO't"gesehenen Pflichten de't" Schüler beschränken sich

eine't"seits auf Bestimmungen, die der Hal"Inonisierung des Zu­

sammenlebens in der Schulgemeinschaft dienen und anderseits

im Hinblick auf die Sicherung der UnterT'ichtsarbeit erforder.lich

sind.

Die sich aus dem Schulbesuch ergebenden Pflichten stehen in

engem Zusammenhang mit den Bestimmungen des § 36 übel"

die Unterrichts- und Erziehungsarbeit des Lehrers und werden

in der Schulpraxis mit den Bestimmungen über die Schülermit.

verwaltung (§ 60) in Verbindung zu bringen s ein. Bezüglich der

Haus- und Heimordnung steht den Schülern das Recht auf Mit­

ents cheidung zu (§ 60 Ab s. 2 lit. b) .
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Die Regelungen des § 48 werden durch Verordnung der Schul­

behörde nach den Erforderniss en de't' einzelnen Schularten aus­

gestaltet werden müss en.

Im § 49 sind alle jene Tatbestände zusammengefaßt, die ein

Fe't'nbleiben vom Unterricht rechtfertigen können.

Zu § 50:

Hiemit werden jene Regelungen übe rnOInm en, wie sie im § 46

Abs. 1 und 2 Schulo.nterrichtsgesetz enthalten sind.

Abs. 1 enthält ve't'schärfte Bestimmungen über Sammlungen un­

ter den Schüle't'n. Erfahrungsgemäß wird von" verschiedensten

Seiten an die Schulen herangetreten, Sammlungen unter den Schü­

lern durchzuführen. Dies e Sammlungen stellen - so wertvoll ihr

Zweck manchmal auch sein mag - in der Häufung der Fälle eine

spürbare Belastung der Eltern, die sich nicht zuletzt aus er­

zieherischen Gründen schwer davon aus schließen können, aber

auch der Lehrer dar. Es ist daher notwendig, die Zahl solcher

Sammlungen gesetzlich zu beschränken. Darüber hinaus wird es

Sache der Schulbehörde sein, in möglichst eins chränkendem Sinne

vorzugehen. Den in erster Linie von den Sammlungen Betroffenen,

nämlich den Eltern, soll im Rahmen der BestiInmungen über den

Schulgemeinschaftsausschuß (§ 65 Abs. 6) bzw. der Elternvereine

(§ 64 Abs. 2) die Möglichkeit gegeben werden, in diesen Angele­

genheiten ihre Stellungnahme abzugeben.

Ein besonderes Problem stellt auch die Teilnahme der Schüler

an Veranstaltungen dar, die von schulfremden Stellen durchge­

führt werden, für die aber die Unterstützung der Schule begehrt

wird (Abs. 2). Auch hier handelt es sich offenbar um Veran­

staltungen, deren Zweck wertvoll ist, wie zB Straßensammlungen

für das Rote Kreuz. Dennoch ist es nicht Sache der Schule zum

Ausgangspunkt der Organisation solcher Veranstaltungen zu wer­

den. Bei den Eltern wird durch di e Organisation solcher Veran­

staltungen in der Schule selbst manchmal der Eindruck erweckt,

als wäre auch für eine entsprechende Aufsicht zur Vermeidung

von Gefährdung der Schüler in diesen Fällen von der Schule her
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vorgesorgt. Die Organe der Schule sind abe r in dies er Hinsicht

überfordert. Aus diesem Grunde wird die Zustimmung der Or­

ganisation derartiger Veranstaltungen der Schulbehörde vorbe­

halten.

Durch den letzten Satz des Abs. 2 wird die Organisation von

Schülergottesdiensten und sonstigen religiösen Veranstaltungen,

wie sie im § 2 a Abs. 1· des Religionsunterrichtsgesetzes vor­

gesehen sind, von einer solchen Bewilligungspflicht ausgenom.men,

weil ein enger Zusamm.enhang mit dem Religionsunterricht besteht

und die Frage der Gefährdung der Schüler nicht gegeben ist.

Zu den §§ 51 und 52:

Diese Bestimmungen entsprechen den §§ 47 und 48 Schulunter­

richtsgesetz. Sie gehen von der Voraussetzung aus, daß die

Schule an der Erziehung der Schüle" nur "mitzuwirken" hat.

In erster Linie kommt die Aufgabe der Erziehung der Jugend

den Eltern zu.

Außer den Eltern und neben der Schule gibt es auch weitere

Kräfte, denen ein Erzi~hungsrecht und eine Erziehungspfiicht

gegenüber der Jugend zukommt. Im Rahmen des vorliegenden

Gesetzentwurfes (§ 52) sind hier insbesondere die Jugendwohl­

fahrtsbehörden und die zuständigen Gerichte (Vormundschafts­

gericht, Jugendgericht) zu nennen.

Eine fruchtbringende Erziehung der Jugend kann nur durch das

Zusammenwi rken aller dies er Erzieher erfolgen. Weder die EI.

tern noch besonders die Schule dürfen in Erziehungsangelegen­

heiten so handeln, als wären sie von den anderen erzieherischen

Faktoren unabhängig.

Im" Sinne dies er Grundsätze räu:rnt der Entwurf der Schule nur

insoweit eine Vorrangstellung vor den Eltern und sonstigen Er­

ziehungsberechtigten ein, als es sich um. die Aufrechterhaltung

der O,.dnung und die Erreichung des Erziehungszieles in der

Schule selbst handelt. Durch § 51 Abs. 4 wird darauf Bedacht

genom.men, daß das Verhalten des Schülers außerhalb der Schule
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auch für den schulischen Bereich von Belang sein kann, doch

kommt hier der Vor1"ang den Eltern bzw. den Jugendwohlfahrts­

behörden und den zuständigen Gerichten, nicht aber der Schule

zu. Vor allem darf eine doppelte Bestrafung für das gleiche

Verhalten durch die Eltern oder hiezu berufene Behörden ei­

nerseits und die Schule ander,seits nicht erfolgen.

Der Entvvurf geht davon aus, daß es sich hier um eine wichtige

Aufgabe der Zusammenarbeit von Schule und Eltern im Rahmen

der Schulgemeins chaft handelt. Auf die Bestimmungen der

§§ 38 und 63 sei hingewiesen. Es ist zu erwarten, daß von

der Schule keine wichtigen erzieherischen Maßnahmen ohne In­

formation des Elternhauses gesetzt werden; anderseits wird

seitens der Eltern ebenfalls durch entsprechende Aussprache

mit dem Lehrer ein Beitrag in dieser Richtung erwartet.

Analog der Einbettung der Leistungsbeurteilung in die Unter­

richts- und Erziehungsarbeit der Schule (vg!. § 37 Abs. 1) muß

auch das, was gemeinhin als "Durchsetzung der Schuldisziplin l1

verstanden wird, in die Unterrichts- und Erziehungsarbeit ein­

gebunden werden. Belohnung und Bestrafung in der Schule können

nur durch den Erziehungszweck begründet und gerechtfertigt

werden. Sie stellen keinesfalls. die ausschließlichen Erziehungs­

mittel im Rahmen der Schule dar.

Die in Frage kommenden Erziehungsmittel werden im § 51 Abs. 1

als "persönlicbkeits- und gemeinschaftsbildend" charakteriS!ieJ;:'t.

Ihr Zweck ist die Verwirklichung der Schulgemeinschaft, ihre

sinnvolle Anwendung setzt die Zusammenarbeit zwischen Lehrern,

Eltern und Schülern im Sinne eines Partner schaftsdenkens und

einer geteilten Verantwortung voraus. Hier werden sich auch An­

knüpfungspunkt e für die Mitarbeit der Schüler im Wege der Schü­

lervertretung ergeben.

Ein Katalog der Erziehungsmittel kann gesetzlich nicht normiert

werden, weil es sich dabei um ein Gebiet handelt, das den Er­

kenntnissen de't' wissenschaftlichen Pädagogik und Psychologie

jederzeit entsprechen soll und in dem sich die Erziehungsquali-
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täten eines Lehrers kundtun.

Für die Auswahl der jeweils in Frage kommenden Erziehungs­

mittel muß die konkrete ErziehunglB'situation des einzelnen Schü­

lers und der Klass e, insbes ondere auch unter Berücksichtigung

des Alters und des Milieus des Schülers, entscheidend sein.

Zu § 53:

Die vorliegenden Vorschriften folgen im wesentlichen dem § 49

5 c hulunt er riehts g es etz.

Der Ausschluß eines Schülers stellt gegenwärtig nach den ein­

schlägigen Schulordnungsbestimmungen die strengste Form der

Bestrafung eines ordnungswidrigen Verhaltens dar. Dem Ent­

wurf liegt demgegenüber die Auffassung zugrunde, daß die Schu­

le nur insoweit ein Recht und eine Pflicht zur Bestrafung eines

Schülers hat, als es sich um die Anwendung von Erziehungs­

mitteln handelt. Wesensmerkmal der Erziehungsmittel ist aber,

daß dadurch eine Besserung des Schülers im Sinne der Hinfüh­

rung zu einem ordnungsgemäßen Verhalten erreicht werden kann.

Der Ausschluß eines Schülers stellt demgegenüber das Ende der

Einwirkungsmöglichkeit auf diesen Schüler seitens der Schule dar.

Er schließt die Feststellung ein, daß die Erziehungsmittel der

Schule nicht ausreichen, den Schüler zu ordnungsmäßigem Ver­

halten zu führen. Schon in diesem Sinne, aber auch im Hin-

blick auf die schwerwiegenden Folgen eines Ausschlusses wegen des

bildungsmäßigen Berechtigungswes ens für den Schüler und seine

Eltern, darf der Ausschluß nur die ultima ratio darstellen. Der

Entwurf sieht ihn ausschließlich als Sicherungsrnittel in jenen

krassen Einzelfällen vor, in denen eine schwere Störung der

Ordnung in der Schule oder eine dauernde Gefährdung der kör­

perlichen oder sittlichen Sicherheit oder des Eigentums der

anderen Schüler auf andere Weis e nicht verm.ieden werden kann.

In Ubereinstimmung mit dieser Beschränkung des Anwendungs­

bereiches des Ausschlusses behält der Entwurf die Entscheidung

darüber der Schulbehörde auf Antrag der Schulkonferenz vor.

Die Schulbehörde wird in einem nach den Bestirrunungen des
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A VG 1950 durchzuführenden Ermittlungsverfahren zu prüfen ha­

ben, ob die dargestellten Voraussetzungen für einen Ausschluß

gegeben sind, wobei Abs. 5 die Regel aufstellt, jeweils nur je­

ne Form anzuwenden, die zur Erfüllung des Sicherungszweckes

noch ausreicht. Im Verfahren vor der Schulbehörde kommt ge­

mäß § 8 AVG 1950 dem Schüler (vertreten durch seine Eltern)

Parteistellung zu.

Abs. 7 sieht die Möglichkeit vor, den Ausschluß einzuschränken

oder aufzuheben. wenn und soweit die Gründe für seine Verhän­

gung wegfallen oder der Sicherungszweck auf andere Weise er­

reicht werden kann.

Der Ausschluß eines Berufsschulpflichtigen ist auf Grund der

vorliegenden Entwurfsbestimmung möglich. Während der Dauer

des Ausschlusses ist er von der Schulpflicht suspendiert. Der

Schüle-r wird aber nach Möglichkeit unverzüglich' einer anderen

Berufsschule zuzuweisen sein (§ 9 Abs. 3). sofern nicht Maß­

nahmen auf Grund des Jugendwohlfahrts rechtes dem entgegen­

stehen oder ni.cht ein Befreiungsgrund gemä.ß § 6 gegeben ist.

Welche Auswi rkungen sich in bezug auf ein allfälliges Lehrver­

hältnis des Schülers ergeben, regeln die einschlägigen Bestimmun­

gen der Berufsausbildungsordnung.

Zu § 54:

Damit wird klargestellt, daß die Bestimmungen über die Schul­

ordnung auch für alle außerordentlichen Schüler verpflichtend

sind.

Zu den §§ 55 bis 59:

Die vorlieg-enden Bestimmungen sind den §§ 51 bis 54., 56 und

57 Schulunterrichtsgesetz nachgebildet und den Erfordernissen der

Berufs- und Fachschulen angepaßt. Sie behandeln die sich. aus

den einzelnen Funktionen der Organe der Schule ergebenden Auf­

gaben und stehen daher in engem Zusammenhang mit dem Dienst­

recht. Der Entwurf geht davon aus, daß es sich dabei aber nicht

um dienstrechtliche Bestimmungen handelt, sondern um Dienst.
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stellenorganisationsrecht. Die im Entwurf im einzelnen darge­

stellten Aufgaben kommen den Organen der Schule in jedem

Falle zu, gleichgültig,' ob sie in einem Dienstverhältnis stehen

oder nicht bzw. ob es sich um ein öffentlich- rechtliches Dienst­

verhältnis zum Land Burgenland oder um ein privates Dienst­

verhältnis handelt.

Zu § 55:

Die Entwurfsbestimmung definiert die Aufgaben des Lehrers in

erster Linie vom Standpunkt seiner Unterrichts- und Erziehungs­

arbeit aus. Er ist der verantwortliche Träger der Unterrichts­

arbeit und hat damit die Schlüsselfunktion bei der Bildung der

Schulgemeinschaft und de.r Erfüllung der Aufgaben der Schule.

Die Bestimmungen des § 55 stehen daher in engem Zusammen­

hang mit jenen des § 36 Abs. 1. Ihr Inhalt wird aber dar.über

hinaus nUT unter Einbeziehung eineT großen Zahl andereT Be­

stimmungen des Gesetzesentwurfes, die die Tätigkeit des Lehrers

regeln, richti.g zu veTstehen sein.

Der im Abs. 1 verwendete Begriff "sorgfältige VorbeT'eitung"

hat als gemeinsame Grundlage die über die Tätigkeit in der

Schule selbst hinausreichende Verpflichtung des Leh"'ers an sei­

nen Beruf. Die Vorbereitung umfaßt fachliche, didaktische,,
methodische, in der modernen Schule aber auch psychologische,

gesellschaftskundliehe, bel"ufskundliche und andere Aspekte.

Eine solche Vorbereitung auf den UnterT'icht muß auf die Ent­

wicklung im betTeffenden Fachgebiet Bedacht nehmen.

Von hier aus ergibt sich ein spezieller Zusammenhang mit den

dienstrechtlichen Vorschriften über die Lehrverpflichtung.

Ihre Regelungen werden gerade dadurch gerechtfertigt und be­

gründet, daß die Erfüllung der Lehrverpflichtung nur ein Teil

der Arbeit des Lehrers ist; Vorbereitung, einschließlich der

beruflichen Fortbildung und Auswertung der Unterrichtsarbeit

sind gleichwertige Bestandteile seiner Berufsarbeit.

Alle dem Lehrer nach dieser Entwurfsbestimmung zukommenden

Pflichten obliegen ihm auch dann, wenn er' eine der in den fol-
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genden Bestimmungen behandelten Funktionen ausübt.

Zu § 56:

Der SchulleiteT wird im Sinne des Abs. 1 darauf zu achten ha­

ben, daß mit diesen Aufgaben organisatoTisch und fachlich gut

geeignete Lehl"er bet"'aut werden. Ihnen wird auch die Ye't"ant­

wortung und die Initiative obliegen, Vors chläge für den Aufbau

und die Ausstattung de"" ihnen übertragenden Einrichtungen zu

machen, um eine optimale Unterrichtsarbeit vom Materiellen

he'" zu gewährleisten.

Die Tätigkeit de"r gemäß Abs. 2 betrauten Werkstätten- bzw.

Leh"r- und Yersuchsbetriebsleiter- geht über die Tätigkeit der

Kustoden insofern hinaus, als sie nicht nur das sachliche

Substrat des praktischen Unterrichtes, nämlich Werkstätten,

Geräte usw. zu verwalten, die Yerbrauchsmaterialien recht­

zeitig anzufordern und zu vel"rechnen haben, sondern auch un­

ter Anwendung der in der We"rkstätten- bzw. Betriebsordnung

aufgestellten Grundsätze in ihrem Bereich für die Sicherheit

und für eine e't"t"agreiche Gestaltung de't" praktischen Ausbildung

wesentliche Yer-antwortung tragen.

Zu § 57:

Das Fachlehrersystem (§ 12 Abs. 1) bi't"gt die Gefah"r in sich,

daß der Unterricht nach Fächern zersplitte't"t und die Ganzheit

des Bildungszieles aus den Augen verloren wird. Deshalb ist

eine Koordinierung zwis chen den einzelnen FachlehreT'n not­

wendig.

Diesem Zweck dient die Betr-auung besonders qualifizierter Leh­

rer mit der Funktion des Klassenvorstandes.

Zu § 58:

Ohne die Wichtigkeit der Yerwaltungsa rbeit des Schulleiters in

s einer Funktion als Leiter der Dienststelle für einen ordnungs­

gemäßen Ablauf der Unterrichts- und Erziehungsarbeit zu ver­

kennen, stellt der Entwurf die pädagogische Führungsaufgabe
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des Schulleiters im Zusammenwirken mit dem Lehrerkollegium

in den Vordergrund.

Zu § 59:

Der vorliegende Gesetzentwurf überträgt der Lehrerkonferenz,

sei es in Form der Klassenkonferenz oder der Schulkonferenz,

an mehreien Stellen Antrags-, Vors chlags- und Entscheidungs­

rechte. Aus diesem G~unde ist eine eingehende Regelung der

Zusammensetzung und der Geschäftsordnung im vOT'liegenden

Entwurf notwendig.

Neben den in einzelnen Bestimmungen des vorliegenden Entwur­

fes den LehT'eT'kon!erenzen übertragenen Aufgaben, zu denen noch

weitere im Rahmen der zu erlassenden Verordnungen kommen,

war schon bisher eine der vorzüglichen Aufgaben der Lehrer­

konferenzen, der Beratung gemeinsamer unterrichtlicher und

erzieherischer Probleme im Rahmen von "Pädagogischen Kon­

ferenzen" zu dienen.

Zu den §§ 60 und 61:

Die vorliegenden Bestirrunungen folgen weitgehend den §§ 58 und

59 Schulunterrichtsgesetz.

Eine Regelung der Ordnung von Unterricht und Erziehung kann

und soll auch im Bereich der landwirtschaftlichen Berufs- und

Fachschulen einer Auseinandersetzung mit dem Problem der

"DemokratisieTung der Schule" nicht ausweichen. Dabei wird un­

ter "Demokratisierung" verstanden, daß auch den Schülern das

Recht zuerkannt wird, ihren Standpunkt im Schulleben zu ver­

treten und gestaltend an den sie berührenden Fragen mitzuwirken.

Eine Erziehung zu,. Demokratie ohne eine solche Anerkennung

von Mitwi rkungs- und Mitbestimmungsl"echten und ohne die da­

durch bedingte Bereitschaft zum Gesp~äch und zur gegenseitigen

Anerkennung verschiedener Standpunkte von Lehrern und Schü­

le"n bleibt in ihren Ergebnissen zweifelhaft.

Die Bestimmungen der §§ 60, 61 und 65 versuchen nun diesen

Wünschen in einer möglichst flexiblen, der Verschiedenheit der
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Verhältniss e in den einzelnen Schulen Rechnung tragenden Wei­

se, zu entsprechen. Die Ausgestaltung wird von Schule zu

Schule verschieden möglich sein und die Entwicklung in den

nächsten Jahren wird zeigen, ob die hier vorgesehene Regelung

optimal is.t.

Durch den Begriff "Schülerrrritverwaltung" (§ 60) soll zum Aus­

druck kommen, daß den Schülern Gelegenheit geboten werden

soll, entsprechend den gegebenen Möglichkeiten insbesondere in

den ~ie unmittelbar berührenden Angelegenheiten am Schulleben

mitzuwirken. Bei den öffentlichen Schulen sind sowohl die Un­

tel"richtsal"beit als auch die sonstigen damit verbundenen Tätig­

keiten als Verwaltungstätigkeit zu betrachten. Im Rahmen dieser

Verwaltung sollen den Schülern Mitwirkungs rechte, die zum Teil

sogar Mitbestimmungsrechte zum Inhalte haben, gegeben werden.

Dies cha,.akterisiert der Begriff 11 Schülermitverwaltung ll •

Im § 60 Abs. 1 wi rd festgehalten, daß sich die Schülel" im Rah­

men der Schülermitvel"Waltung von den Aufgaben der Schule

leiten zu lassen haben und sich daher diese Tätigkeit nur ~ls

konstruktive Mitarbeit darstellen kann.

Im § 60 Abs. 2 soll durch den Ausd"uck "lntel"essenvel"tretung

gegenüber den Lehrel"n usw." nicht eine Fl"ontstellung Lehrer ­

Schüler konstruiert werden, sondern nu r die der Realität ent­

sprechende Verschiedenheit der Standpunkte - die auch in der

Schule durchaus legitim ist - zur Kenntnis genommen werden.

Bezüglich der Mitwirkung bei de'-" Gestaltung des Unterrichtes

ist auf den Rahmen des Lehrplanes zu achten. Bei den Unter­

l"ichtsmitteln ist nur insofern eine Beteiligung möglich, als von

vornherein eine Auswahl gegeben ist. Aus der Gegenüberstellung

der Begriffe Mitwirkung und Mitbestimmung geht hervor, daß

den Schülern in diesen Angelegenheiten die Möglichkeit ihre

Wünsche vorzubl"ingen, zu geben ist, wobei jedoch die end­

gültige Entscheidung dem LehT'er zukommt.

Im Rahmen der Mitbestimm.ung haben die Schüler, im Gegen­

satz zu den anderen ihnen zukolTlmenden Rechten, das Recht,

unmittelbar an der Entscheidungsfällung mitzuwirken.
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Die im § 60 Abs. 3 genannten Vorhaben sind hier insofe":"n taxa­

tiv umschrieben, als sie hinsichtlich ihres Zweckes fixiert sind.

Die vorgesehene Form der Schülermitverwaltung setzt eine ge­

wisse geistige Reife voraus, wie sie aber 'von Berufs- und Fach­

schülern ber eits er.wa l"tet werden kann.

§ 61 Abs. 1 legt fest, daß sowohl Zur InteressenveTtretung als

auch zur Mitgestaltung des Schullebens Schülervert"eter zu be-

. rufen sind. Dies wird jedoch nur für Lehrgänge mit einer Dauer

von mehr als acht Wochen als zweckmäßig erachtet. Den Schüler­

vertretern kommt im. Rahmen der SchÜlermitverwaltung besondere

Bedeutung zu. Sie sind es, die als I1Gegenüber" der Lehrer, des

Schulleiters und der SchulbehöT'den für einen Teil der Schüler

(Klas sensprecher) oder für alle Schüler (Schulsprecher) auftreten.

Gerade weil die Schülervertreter "für die Klas s e", "für die Schu­

le" sprechen, müssen sie von den Schülern der genannten Einhei­

ten dazu legitimiert s ein. Das geschieht am besten durch ein

Wahlverfahren. Der zweite Satz des Abs. 1 führt in bewußter

Ablehnung an Art. 26 B- VG die für die Wahl zum Nationalrat

geltenden Grunds'ätze ein. Damit soll die Bedeutung, die diesem

demokratischen Vorgang beizumessen ist, unmißverständlich her­

vorgehoben werden.

Im § 61 Abs. 5 zweiter Satz wird der Ausschluß von der Wähl­

ba rkeit ausdr.ücklich von einer diesbezüglichen Entscheidung des

Schulgemeins chaftsaus schus s es abhängig gemacht (§ 65 Aba. 6

lit. c). Eine derartige Entscheidung da~f nur bei Nichteignung

zur Erfüllung der Aufgaben eines Schülel"vertreters ausgesprochen

werden; ist die Nichteignung gegeben, ist die Aberkennung der

Wählbarkeit allerdings zwingend. Die Vorschrift, daß die Wahl

unter de'r Leitung des Klassenvorstandes usw. vor sich zu gehen

hat (§ 61 Abs. 6), bringt keine Einschrä.nkung der Freiheit der

Wahl mit sich. Die Tätigkeit des betreffenden Lehrers erschöpft

sich in einer Aufsichtsfunktion; er hat dafür zu sorgen, daß die

Wahl ordnungsgetnäß und den Rechtsvorschriften gemäß abläuft.

Seine Aufgaben entsprechen der einer Wahlbehörde. Die Betrauung

eines Lehrers mit dieser Aufgabe erscheint zweckmäßiger als
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komplizierte Regelungen über die Bildung von Wahlausschüssen,

die sonst für die Leitung und Durchführung des Wahlvorganges

erfordet'lich wären. Abs. 6 sieht ferner vor, daß die Funktions­

periode der Schülervertreter bis zur jeweils nächsten Wahl

dauert. In diesem Zusammephang ist _festzustellen, daß ein

Klas sensprecher nach Ablauf des Schuljahres bis zur nächsten

Wahl mit dem Klassenverband aufsteigt und bis zum Ablauf der

Funktionsperiode im Rahmen dieser Klass e s eine Tätigkeit aus­

zuüben hat. Sofern er die Klasse jedoch wiederholen muß oder

zum Schuljahl"esende aus der Schule ausscheidet, verliet't er

seine Funktion auf Grund des Abs. 8. In diesem Fall hat sein

Stellvertl"eter seine Aufgaben auszuüben.

Nach Abs. 8 sind Bestätigungs-, aber auch Abberufungsvorbe­

halte für Schülervert-reter ausgeschlossen. Ein Recht der Be­

stätigung oder der Abberufung eines Schülervertreters aus der

du reh Wahl legitimierten Funktion durch den Schulleiter würde

ihn vom Vertrauen des Schulleiters abhängig machen. Die Auf­

gabe der Interes senve"t"tretung der Schüler erfordert demgegen­

über nicht das Vertrauen des Schulleiters, sondern jenes der

Schüler. Damit soll aber keineswegs bestritten werden, daß

das Bestehen eines Vertrauensverhältnisses auch den Lehrern

und dem Schulleitel" gegenüber wünschenswert ist; für die

rechtlichen Konsequenzen ist jedoch allein das Vertrauen der

Schüler zu ihren Sprechern wesentlich. Der Entwurf geht da­

hel" davon aus, daß die Abberufung eines Schülervertreters

nur durch Abwahl seitens der Schüler erfolgen kann.

Zu § 62:

Diese Bestimmungen entsp1"echen den §§ 60 und 61 Schulunter­

richtsgesetz. Damit soll klargestellt werden, wer im Sinne die­

s es Ges etzes als ET'ziehungsberechtigte r gilt.

Es kann jedoch nicht Aufgabe schulrechtlicher Vorschriften sein

zu bestimmen, wem im Einzelfalle das Erziehungsrecht zukommt.

Eine gegenübel" dem bÜT'geT'lichen Recht unterschiedliche Vor­

gangsweise wäre abzulehnen. Es muß daher auf das bÜ1:"gerliche

Recht verwiesen we1"den.
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Wie schon mehrfach aus geführt worden ist, liegt dem Entwurf

der Gedanke der Schulgemeinschaft von Lehrern, Schülern und

Eltern zugrunde. Die Verwi rklichung di es er Schulgemeinschaft

ist nur möglich, wenn die Eltern zur Erfüllung ihrer Pflichten

bereit sind und ihren Beitrag zur Er.reichung des Erziehungs­

und Bildungszieles leisten. Ei ne gedeihliche Unterrichts- und

Erziehungsarbeit der Lehrer setzt in diesem Sinne einen engen

Kontakt mit den Eltern voraus. Auf die Ausführungen zu § 38

im Zusammenhang mit der Elterninforrnation sei verwiesen.

Zu § -63:

Diese Bestimmung entspricht dem § 62 Schulunterrichtsges etz.

Wie bel"eits aus de1" ttberschrift dieses Paragraphen zu er­

sehen, geht deT' Entwul"f von einel" partnerschaftlichen Beziehung

zwischen Lehrern und Eltern aus. Die Bet"atung soll nicht ein­

seitig vom Lehrer an die Adresse del" Eltern gerichtet sein,

sondern in einet" echten Zusammena rbeit und gemeinsamen Ubel"­

legu:ng des richtigen Weges und der notwendigen Maßnahmen be­

stehen. Im Zuge solchet" Bet"atungen wird auch die Einbeziehung

anderer Faktoren, wie des Schularztes, deT Berufsberatung,

der Fürsorge usw. möglich sein.

Eine wichtige Aufgabe der Lehret" wird es auch sein, die Eltern

über die Bildungsmöglichkeiten auf Grund der bestehe~den Schul­

organisation, insbesondere auch übel" Bt"ücken und Ubergänge zu

informi eren.

Zu § 64:

Diese Bestimmungen entsprechen dem § 63 Abs. 1 und 2 Schul­

untet"richtsgesetz. Die Möglichkeit der E't'richtung von Eltern­

vereinen wu't'de im Bereich de,. Berufs- und Fachschulen bisher

nicht waht"genommen. ElternveT'eine wel"den voraussichtlich

auch in Zukunft nur an Fachschulen pl"aktische Bedeutung ha-

ben und damit den bestehenden Absolventenverbänden, die schon

bisher zum Teil im Sinne der Vert":,,etung von Elternanliegen tätig

geworden sind, wi rksam zu t' Seite t l"eten.
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Die Schulleiter werden jedenfalls die Errichtung und die Tätig­

keit del"artiger ElteT"nvel"eine zu förde":,,n haben. Hiebei. ist an­

zustreben, daß jeweils an einer Schule nur ein EI ternverein

besteht. Die el"wähnte Verpflichtung des Schulleiters soll daher

nur für Elternvereine gelten, die satzungsgernäß allen E~ziehungs­

berechtigten von Schülern der betreffenden Schule zugänglich sind.

Den Elternvereinen soll auch die Zuständigkeit zur Ents endung

der Vertreter der Erziehungsberechtigten in den Schulgemein­

schaftsausschuß (§ 65 ; siehe insbesondere den letzten Satz d-es

Abs. 5) zukommen.

Zu §' 65:

Diese Bestimmungen sind weitgehend denen des § 64 Schul­

unterrichts gesetz nachgebildet, hinsichtlich der Bestellung der

Schüler- und Lehl"erveT"t'T"ete'!' jedoch vereinfacht.

Der Schulgemeinschaftsausschuß soll nach diesem Gesetz ein

wichtiges Inst't"ument des Zusam.m.enwirken von Lehrern, Schü­

lern und Elte't"n sein. Es liegt jedoch gemäß Abs. 2 an den El­

tern der Schüle-r, die ihnen zustehenden Rechte wahrzunehmen.

An den Berufsschulen et'scheint die Einrichtung eines Schul­

gemeinschaftsausschusses m.it den im § 65 vorgesehenen Befug­

nissen nur schwer möglich, da insbesondere das örtliche Nahe­

verhältnis zwischen Wohnort der Eltern und Schulort meist

fehlt. Dazu ko mmt noch die geringe zeitliche Dauer des Be­

rufsschuluntert"ichtes und die besondere Form der lehrgangs­

mäßigen Berufsschule. Außerdem ist hier die Vertretung der

Interessen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer ebenfalls zweck.

mäßig. Dahe-r erscheint die Errichtung von Schulausschüssen im

Sinne des § 66 zweckmäßiger. Die Errichtung eines Schulgemein­

schaftsausschusses soll jedoch nicht ausgeschlossen werden, wenn

ein qualifiziertes Interesse seitens der Eltern besteht.

Bezüglich ~er Entsendung der Vertreter der Erziehungsberech­

tigten in den Schulgemeinschaftsausschuß wurde bereits in den

Bemerkungen zu § 64 darauf hingewiesen, daß diese an Schu-

len, an denen ein ElternveTein besteht, durch dies en zu erfolgen



- 45 -

hat. Besteht jedoch kein Elternverein oder sind mehrere Eltern­

vereine an de"" Schule vorhanden, besteht nur die Möglichkeit,

die VertreteT" der Erziehungsberechtigten von den Erziehungsbe­

rechtigten der Schule wählen zu lassen.

Der Aufgabenbereich des Schulgemeinschaftsausschusses ist im

Abs. 6 umschrieben. Die primäre Aufgabe des Schulg~mein­

schaftsausschusses ist wohl die Festsetzung des Umfanges der

Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrech.te der Schüler, die Fest­

setzung des Wirkungsbereiches der Schülervertreter sowie die

Aberkennung der Wählbal"keit eines Schülers zum Schülerver­

treter. Dem Schulgemeinschaftsausschuß kommt im übrigen

vorwiegend beratende Tätigkeit zu. Bei der Erfüllung der Auf­

gaben des Schulgemeinschaftsausschusses wird es von der Ar­

beitsweise der in den Ausschuß gewählten Lehrer-, Schüler­

und Elternvertreter abhängen, den durch Abs. 6 vorgegebenen

weitgespannten Rahmen optimal zu nützen.

Wie sich aus Abs. 7 und 8 ergibt, muß der Schulleiter, dess en

Aufgabe es ist, den Aus schuß einzuberufen, diesem nicht ange-

. hören. Jedenfalls hat' er aber das Recht den Vorsitz zu führen

bzw. das Recht der Teilnahme mit beratender Stimme. Dadurch

soll erreicht wel"den, daß sich der Schulleitel" von der unmittel­

baren Befassung mit den Auseinande't"setzungen und Beschluß-

fas sung svorgängen im Schulgemeins chafts aus schuß freihalt en

kann und so als gemeinsamer Reprä.sentant aller am Schulleben

beteiligten Kräfte eine objektivere Stellung behält. In diesem

Zusammenhang erhält auch Abs. 12 besondere Bedeutung, wo­

nach er verpflichtet ist, einen Beschluß des Schulgemeinschafts­

ausschusses auszusetzen, wenn er ihn für rechtswidrig (und

zwar infolge der Verletzung irgendeiner Rechtsvorschrift) hält.

Zu § 66:

Diese Bestimmung ist dem § 65 Schulunterrichtsgesetz nachge­

bildet. In der modernen Schule zählt das wirts chaftliche Ge­

schehen zu den bedeutsamen Bildungsbereichen, die Verbindung

zwischen dem land- und forstwirtschaftlichen berufsbildenden

Schulwesen und der Land- und Forstwirtschaft geht darüber hin-
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aus. Die Land- und Forst\1\rirtschaft sieht mit Recht in diesen

Schulen die Ausbildungsstätte ihrer fachlichen Nachwuchskräf­

te bzw. Betriebsführer und muß daher naturgemäß mit beson­

derem Interesse an der Entwicklung dieses Schulwesens betei­

ligt sein. Andel"s eits ist dieses berufsbildende Schulwes en an

einer genauen Kenntnis des Entwicklungsstandes sowie der Ent­

wicklungstendenzen in der Land- und Fo~stwirtschaft als dem

künftigen Tätigkeitsbereich ihrer Abgänger interes siert.

Die vorliegende Entwurfsbestimmung soll die Möglichkeit er­

öffnen, dieses Naheverhältnis in ol"ganisatorische Formen zu

fassen. In diese könnten ua. auch Vertreter der Absolventen­

verbände als Mitglieder eingebunden werden.

Zu § 67:

Diese Bestimmung ist dem § 66 Schulunterrichtsgesetz nach­

gebildet. Eine umfassende gesetzliche Regelung der Gesund­

heitspflege der schulbesuchenden Jugend erscheint rechtlich

äußerst schwierig. Aus dies eIl?- Grunde ist es auch bisher noch

nicht gelungen, derartige gesetzliche Bestimmungen zu schaffen.

Insoweit die ärztliche Tätigkeit auf den Unterricht und den

Schulbesuch im Bereich der landwi rtschaftlichen Berufs- und

Fachschulen ausgerichtet ist, handelt es sich um eine Ange­

legenheit des Schulwesens im Sinne des Art. 14 a B- VG und

ist daher systemgerecht im Rahmen dieses Ges etzentwurfes

zu regeln. Die Aufsichtsführung in dies en Angelegenheiten

kommt im Sinne des § 78 des Entwurfes der Schulbehörde zu.

Anders vel"hält es sich jedoch mit dem übrigen Bereich, der

unter den Begl"iff des Gesundheitswesens subsum.iert werden

kann. Im Rahmen der allgemeinen Gesundheitsfürsorge kommt

weder den Schulen, noch der Schulbehörde eine Zuständigkeit

zu.

Die diesbezügliche. Kompetenzgrundlage findet sich im Art. 10

Abs. 1 Z 12 B- VG, wobei die Vollziehung in diesen Belangen

nicht in die Landeskompetenz fällt, sondern den Behörden im

Rahmen der mittelbaren Bundesverwaltung zukommt.
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Unbeschadet dessen besteht jedoch die Möglichkeit, daß den

Schulärzten Aufgaben der Gesundheitsverwaltung aus prakti­

schen Gründen übert't"agen werden. Da der Schule das Gesamt­

wohl des Schülers in besonderem Maße angelegen sein muß,

werden, schulische Einrichtungen, soweit dies die primären

Aufgaben der Schule zulassen, für diese Zwecke zur Verfügung

zu stellen sein.

Zu § 68:

Wie bereits im AIlgemeinen Teil der Erläuterungen dargelegt,

richtet sich der Gesetzentwurf dort, wo Rechte und Pflichten

der Schüler begründet werden, unmittelba r an den Schüler ­

eine Konzeption, die - wie die vorliegenden Bestinunungen

des § 68 zeigen - keineswegs als Mißachtung des "Elternrech­

tes" gedeutet werden darf.

Während Abs. 1 den Grundsatz ausspricht, daß in den Angelegen­

heiten dies es Gesetzes der nicht eigenberechtigte Schüler (Auf­

nahmewerber) von den Et"ziehungsberechtigten (§ 62) vertreten

wird, räumt Abs~ 2 in Ausfüllung des Vorbehaltes des Abs. 1

Ilsoweit im folgenden nicht anderes bestimmt ist" dem nicht

eigenberechtigten Schüler (Aufnahmewerber) in bestimmten Ange­

legenheiten die Befugnis ein, selbständig zu handeln; abweichend

von den diesbezüglichen Bestimmungen des Schulunterrichts ge­

setzes jedoch unter der Bedingung, daß die Erziehungsberechtig­

ten diese Befugnis nicht durch Erklärung der Schule gegenüber

ganz oder teilweise einschränken.

Die Altet"sgrenze für die Erlangung der. Eigenberechtigung rich­

tet sich nach den Vorschriften des bürgeT'lichen Rechtes; für

den Zeitpunkt, ab dem die Befugnis zum selbständigen Handeln

unter den Vorauss etzungen des Abs. 2 gegeben ist, sind die

Bestinunungen dieses Gesetzentwut"fes maßgebend. Diese Be­

fugnis umfaßt nicht nur die Stellung eines Ansuchens (lit. a

bis j), sondern auch die allfällige Einbringung eines Rechts­

m.ittels und die Vornahm.e von im da,-an anschließenden Ver­

fahren etwa notwendigen weiteren Handl ungen. Abs. 3 stellt

schließlich klar, daß durch die Befugnis zum. selbständigen Han-
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deln nicht das Recht der Erziehungsberechtigten ausgeschlossen

wird, j ede't"zeit an Stelle des nicht eigenberechtigten Schülers

zu handeln, insbesondere wenn del" Schüler von der ihm einge­

räumten Befugnis nicht oder nicht rechtzeitig Gebrauch macht.

Davon nicht betroffen ist die schriftliche Abmeldung vom

Pflichtgegenstand "Religion" in Berufs- und Fachschulen (§ 11

Abs. 5 lit. a). Gemäß § 5 des Gesetzes vom 15.7.1921,

dRGBl. I S 939. über die religiöse Kindererziehung, tritt die

sogenannte Religionsmündigkeit mit Vollendung des 14. Lebens­

jahres ein.

Zu § 69:

Die erforderliche rechtl iche ET'fassung deT Schulvorgänge läßt

eS notwendi g e""scheinen, auch übel" die Einordnung verschie­

dene~ Tätigkeiten deT' schulischen Organe Kla rheit zu schaffen.

Dabei schließt sich de-r Entwurf der Auffassung an, daß auch

eine Reihe von Täti gkeiten in den Schulen als behördliche Tä­

tigkeiten anzusprechen sind und für die in dies e.m Zusammen­

hang st attfindenden Verfahren die GT'undsätze eines rechts­

staatlichen Ve~altungsverfahrens zu gelten haben. Eine Ein­

beziehung deT Schulen in den Anwendungsbereich des AVG 1950

e't"scheint jedoch nicht zweckmäßig, weil die Vorauss etzungen

einer entspT'echenden rechtlichen Vorbildung der zur Anwendung

berufenen Organe (Lehre'!". Schulleiter etc.) fehlt. Es soll dem­

gegenüber eine möglichst einfache und doch den rechtlichen Er­

forderniss en Rechnung tragende Gestaltung der mefür gelten­

de:tl VO't"schriften durch die Bestimmungen der §§ 69 bis 73 er­

reicht werden. Gemäß § 69 Abs. 2 und 3 haben die jeweils

hiezu berufenen Organe für die taxativ angeführten Angelegen­

heiten nach Durchführung eines Verfahrens nach § 70 des Ent­

wU":"fes einen Bescheid zu erlassen.

Das in Zusammenhang mit § 69 Abs. 3 zu behandelnde Haupt­

problem stellen jene Entscheidungen und Verfügungen dar. die

auf der Beurteilung der Schülerleistungen be't"uhen. De~ Entwurf

geht davon aus. daß diese Entscheidungen und Verfügungen in-
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dividuelle Verwaltungsakte (Bes cheide) sind, hinsichtlich der

eine Anfechtungsmöglichkeit im Sinne des § 71 Abs. 2 im Ver­

waltungsweg gegeben sein muß. Zu beachten ist, daß - soweit

es sich um Zeugnisse handelt - nicht die einzelnen Noten Yer­

waltungsakte darstellen, sondel:"n die erwähnten im Zeugnis be-

u T'kundeten Ents cheidungen. Die dies en Entscheidungen zugT'unde

liegenden Noten sind in verkürzte" Fo"m zum Ausdruck gebrach­

te Gutachten.

Erst ab dem Zeitpunkt, in dem die Landesregierung als Schul­

behöT'de mit einer der in Rede stehenden Angelegenheiten

(§ 69 Abs. 3) befaßt wird, richtet sich der Verfahrensgang

nach dem A VG 1950, wobei jedoch die in § 69 Abs. 1 ange­

fühTten Sonderregelungen zu beachten sind.

Zu § 70:

Abs. 1 dieser Entwurfsbestim.mungen definiert in Anlehnung an

§ 8 AVG 1950 den Parteienbegriff im Sinne des vorliegenden

Gesetzentwurfes. In erste" Linie kommen die Erziehungsbe­

rechtigten, in den Fällen des § 68 jedoch auch die Schüler

(Aufnahmewerber) selbst in Frage.

DeT' im Abs. 2 zum Ausdruck gebTachte Grundsatz, daß den

Parteien Gelegenheit ZU" Stellungnahme zu den Sachve-rhalts­

feststellungen zu geben ist, gilt nach de" Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtsho;es auch ohne eine ges etzliche Regelung

allgemein, da er jedem rechts staatlichen behördlichen VeT'fah­

r.en immanent ist. Dennoch ers cheint es zweckmäßig, ihn aus­

d rücklich ges etzlich zu bekräftigen.

Wenn in der vorliegenden Entwu,.fsbestimmung und in anderen

Bestimmungen von "Bescheiden'· die Rede ist, ist darunter

nicht nur ein Bescheid im Sinne des AVG 1950 zu verstehen.

Der Bescheidbegriff geht ja über den Anwendungsbereich des

A VG 1950 hinaus und urrlfaßt alle jene Akte, die die Kriterien

eines Verwaltungsaktes im engeTen Sinn erfüllen. Dies ist bei

den in Rede stehenden Ents cheidungen und Yerfügungen s chuli­

scher Organe der Fall. Für die äußere Form dieser Beschei­

de gelten nicht die Bestimmungen des AVG 1950, sondern jene
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des Abs. 3 der vorliegenden Entwu 't"fsbestim.mung.

Zu § 71:

Wie schon in den Et"läuterungen zu § 69 ausgeführt wurde, sind

verschiedene Entscheidungen und Verfügungen, die von schuli­

schen Organen getroffen werden, Verwaltungsakte im engeren

Sinn und müssen daher nach den Grundsätzen der österreichi-

s chen Rechtsordnung einer Überprüfung im Instanzenzug unter­

liegen.

Ein praktisches Problem der Rechtsdurchsetzung im Zusammen­

hang mit Berufungen gegen die im Jahreszeugnis beurkundete

Ents cheidung, daß der SchüleT' zum Aufsteigen in die nächst­

höhere Schulstufe nicht berechtigt ist, liegt darin, daß im Zeit­

punkt des Einlangens einer Berufung bei der Schule in deT' Regel

eine Behandlung wegen der bereits begonnenen Hauptferien nicht

mehr möglich ist. Eine Stellungnahme °des Lehrers, auf dess en

Beurteilung sich die Entscheidung gl"ÜDdet, und die Entscheidung

der Schulbehöl"de veorzögern sich daher voraussichtlich meist

bis in den Herbst. Der betroffene Schüler bleibt bis dahin in

Ungewißheit darüber, welches Schicksal seine Berufung erfährt.

Um ein derartiges Verzögern des Berufungsverfahrens von

vornherein zu vermeiden, sieht der Entwurf vor, daß die be­

troffenen Schüler zi l"ka zwei Wochen (der jeweilige Zeitpunkt

ergibt sich aus § 39 Abs. 6 des Entwurfes) vor Ende des Un­

terrichtsjahres von der Entscheidung über die Nichtberechti­

gung in Kenntnis zu setzen sind (§ 39 Abs. 6) und dagegen ­

binnen einer Woche .ab Zustellung des Bescheides - Berufung

zu erheben beT'echtigt sind (§ 71 Abs. Z). Durch die Bestimmung

des § 73 Abs. 4 des Entwul"fes, wonach die S chulbehärde binnen

drei Wochen ab Einlangen der Berufung über diese zu entschei­

den hat, ist gewä.hrleistet, daß die Berufungsentscheidung bereits

kurz nach Beginn der Hauptferien vOT'liegt.

Du!"ch eine korrunissionelle Prüfung im Sinne des Abs. 3 lit. c

kann und soll nicht festgestellt werden, ob die der angefochte­

nen Entscheidung zugrunde liegende(n) Beurteilung(en) zum Zeit­

punkt ihrer Schöpfung richtig oder unrichtig wa't"(en). Dies könn-
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te im Hinblick auf die inzwischen verstrichene Zeit und die

dadurch bewi rkte Änderung des Wissens- und Leistungsstan­

des des Schülers nicht festgestellt werden. Dem Schüler soll

vielmeh-r in jenen Fällen, in denen sich aus den de-r Schulbe­

hörde vo-rliegenden Unterlagen Zweifel an der Richtigkeit der

Note "Nicht genügend" ergeben, eine zusätzliche "Chance" ein­

geräumt werden.

Zu § 72:

Gemäß Abs. 1 sind die angeführten schriftlichen Ausfertigungen

grundsätzlich den Parteien nachweislich zuzustellen. Abs. 2

e't"ster Satz der vorli egenden Entwurfsbestirnmung nimmt jedoch

da 't"auf Bedacht, daß gemäß § 68 des Entwu't"fes nicht eigenbe­

rechtigten Schülern (AufnahmeweT'bern) die Befugnis zum selb­

ständigen Handeln in den in den lit. abis j der zitierten Be­

stimmung angeführten Angelegenheiten zusteht. Gemäß Abs. 2

zweiter. Satz sollen die Erziehungsberechtigten jedoch auch in

dies en Fällen die Möglichkeit haben, die Zustellung von Schrift­

stücken der Schule nach Abs. 1, dh. an sie, zu verlangen.

Zu § 73:

Di es e Bestimmung beinhaltet die Regelung der Entscheidungs­

pflicht del" (von der Schulbehörde vers chiedenen) schulischen

Organe und der Schulbehörde. Sie soll einen wirksamen Schutz

gegen die Säumnis der genannten Organe und Behörden und da­

durch dem SchüleT' entstehende mitunter bedeutende Nachteile

schaffen.

Abweichend vom § 73 AVG 1950, der eine Frist von längstens

sechs Monaten normiert, sehen die Abs. I, 3 und 4 der vor­

liegenden Bestimmung im Interesse einer möglichsten Beschleu­

nigung der Verfahren wesentlich kürzere Fristen für die Ent­

scheidungspflicht vor. Soferne die Frist des Abs. 1 nicht einge­

halten wird, devolviert die Zuständigkeit auf Antrag der Pa1"tei

an die Schulbehörde, als sachlich in Betracht kommende Oberbe­

hörde.

Für die F't"istbestimmung des Abs. 4 ist der Gedanke maßgebend,
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die für den Schüle" in aller Regel weitreichende Erledigung über

die Berufung noch zum Beginn der Hauptferien zu gewährleisten

(vgl. die Erläuterungen zu § 71).

Zu § 74:

Die nähe'T'en Vorschriften über Form, Inhalt, Führung und Auf..

bewahrung der in den Schulen zu führenden Aufzeichnungen (wie

Schülerstammblätter, Klass enbüche'l:", P rüfungs protokoll) sowie

der sonstigen zu verwendenden Formblätter sollen gemäß Abs. I

durch Verordnung de't" Schulbehörde erlassen werden. Dabei

wi'T'd es notwendig sein, möglichst einfache und verwaltungs­

spa't'ende Formen zu finden. Verschiedenheiten je nach den Er­

forderniss en der einzelnen Schula rten wel"den möglich sein.

Die Abs. 2 bis 5 regeln die Ausstellung von Ersatzbestätigungen

für verlorene Zeugnis se.

Zu den §§ 75 bis 77:

Im § 75 Abs. 1 und 2 wird festgelegt, unter welchen Voraus ...

setzungen Berufs ... und Fachschulen zu errichten sind, wobei·

in ersteT' Linie der Bedarf für das Land Burgenland maßgebend

ist.

Der Verpflichtung des Landes, jeder im Burgenland wohnhaften

Pe'l:"son den Besuch dei Bel"ufs- und Fachschule entsprechender

Fachrichtung zu eT'möglichen, soll auch durch entsprechende

Ländervereinba"'ungen über den Besuch von Berufs- und Fach­

schulen ande'l:"er Bundesländer durch burgenländische Schüler,

bzw. über den Besuch burgenländischer BeT'ufs- und Fachschulen

durch Schüler ande't"eT Bundesländer, nachgekommen werden kön...

nen. In sol:ehen Fällen wird es sich voraussichtlich um Schulen

bestirmnter FachT'ichtung (zB Obstbau, Gartenbau) handeln, die

auf Daue't" die et"forderliche Mindestschülerzahl nicht bzw. nur

dann erwarten lassen, wenn auch Schüler aus einem anderen

Bundesland aufgenommen werden.

Die Bestimmungen des § 75 Abs. 3 und 4 regeln die Auflassung

und Stillegung von Schulen. Durch das Bestehen von landwirt­

schaftlichen Berufs .. und Fachschulen wird Personal- und Sach-
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aufwand verursacht. Es muß daher ein wirtschaftliches Gebot

sein. eine Schule aufzulassen. wenn de-r Bedarf nicht mehr

gegeben ist oder der zu erwartende Erfolg in keinem vert-ret­

baren Verhältnis zu den Aufwendungen steht. Hiebei soll ein

vorübergehendes Absinken der Schüle~zahl nur dann zu einer

Stillegung der Schule führen. wenn die Unterbringung der ver­

bleibenden Schüler an einer anderen Schule möglich ist.

Die dem Rechtsträger "Land Burgenland" zukommenden Akte

der Errichtung. Auflassung odel'" Stillegung von Beruf s- und

Fachschulen el"fordern im Vollzugsbe-reich jeweils einen nach

außen in Erscheinung tretenden hoheitlichen Akt des hiezu be­

rufenen Organes. Hiefür wu rde als rechtstechnisches Mittel

jeweils eine Verordnung de-r Schulbehörde vorgesehen.

Durch die Vorschriften der §§ 76 und 77 wird das Land als

gesetzlicher Schulerhalter für öffentliche Berufs- und Fach­

schulen bestimmt und gleichzeitig Beginn und Ende sowie Um­

fang deT' Erhaltungsverpflichtung festgelegt.

Im § 76 Abs. 4 wurde im Hinblick auf die wachsende Bedeu­

tung einer sportlichen Betätigung der Schüler für deren Gesund­

heit und Leistungsfreude nunmehr die Errichtung von Sportanlagen

vorgesehen. Die übrigen Ausstattungsvorschriften wurden unver­

ändert übernommen.

Der Abs. 5 trifft jene Maßnahmen. die sich aus dem Scbl uß­

protokoll (Punkt 2 b) des Vertrages zwischen dem Hl. Stuhl

und de-r Republik Österreich vom 25. Juli 1962 als Verpflich­

tung hinsichtlich der landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschu­

len e-rgeben.

Zu § 78:

Auf G'I.'"und de1" Kompetenzlage wird die Landesregierung als

Schulbehö-rde im Sinne dieses Gesetzes bestimmt.

In Zusammenhang mit Abs. 2 wil'"d ~largestellt. daß jedoch auch

andere O:r.gane als die Schulbehörde (§ 69 Abs. 2) bestim.rnte

behördliche Aufgaben in Vollziehung dieses Gesetzes zu erfüllen

haben.
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Die Schulbehörde hat in Wahrnehmung ihrer oberbehördlichen

Befugnisse die Schulaufsicht auszuüben. Zu diesem Zweck hat

sich die Schulbehörde der zu bestellenden Schulaufsichtsbeamten

zu bedienen.

Zu § 79:

Die Bestellung als Schulaufsichtsorgan soll durch den vorliegen­

den Entwurf an bestimmte Voraussetzungen gebunden sein. Da­

durch ist gewährleistet, daß die in Bett"acht kommenden Personen

die für ihre Tätigkeit erfordet"liche einschlägige fachliche und

pädagogische Vorbildung sowie Bel"ufspraxis erfüllen.

Zu den §§ 80 bis 85:

Hi emit we rden die §§ 1 bis 4 de s S chulbeirätegrunds atz ges etz es

ausgeführt und die Organisation. sowie die Aufgaben des beim

Amte de't" Landesregierung einzurichtenden Landwirtschaftlichen

Schulbeirates im einzelnen festgelegt.

Für die Zusammensetzung des Landwirtschaftlichen Schulbeirates

gemäß § 81 wurde - außer der Beachtung der grundsatzges etzli­

chen Vorsch~iften - von der ErWägung ausgegangen, daß dieses

Kollegialorgan aus einer relativ überschaubaren Personenzahl

bestehen soll.

Dadurch können einet"seits eingehende, unmittelbare Beratungen

im Sinne der eingeräumten Mitwirkungs rechte an der Schulver­

waltung gewährleistet, andererseits die Gefahr einer Schwer­

fälligkeit des Beirates möglichst verringert werden.

Die im § 81 Abs. 4 geforderte Wählbarkeit der Mitglieder mit

beschließender Stimme richtet sich nach der Landtagswahlol"dnung.

Abs. 4 verpflichtet ein vel"hinde~tes Mitglied sich von dem Er­

satzmitglied vertreten zu lassen. das vom entsendenden Organ

bestellt bzw. durch § 85 Abs. Z bestimmt ist.

Für Mitglieder mit beratender Stimme gemäß § 81 Abs. Zwar

die Bestellung von E~satzmitgliede~n nicht vorzusehen, weil durch

ihre Vertreter im Amt die Stellve-rtretung gewährleistet ist. Im

Rahmen des Abs. 3 stellt sich durch die vorliegende Formulie-
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rung dieses Pl"oblem nicht.

Die Regelungen des § 82 und § 83 Abs. 2 dienen neben der Be­

stimmung über die Dauer der Funktionsperiode der kontinuier­

lichen Aktionsfähigkeit des' Landwirtschaftlichen Schulbei rates.

Im § 83 Abs. 1 werden die Gründe für das Erlöschen der Mit­

gliedschaft geregelt. Der Verzicht auf die Mitgliedschaft ist

schriftlich zu erklären. um allfällige Zweifel, die einer münd­

lichen El"klärung anhaften könnten, auszuschließen. Zum Wider­

ruf für ih-re im Beirat vertretenen Mitglieder sind die im § 81

Abs. 1 Z 2 bis 4 zur Bestellung beruf enen Organe zuständig.

Hinsichtlich der Mitglieder mit beratender Stimme kann es zu

einem Verzicht oder Widerruf nicht kommen. weil die Mitglied­

schaft von der Innehabung bestimmter Funktionen abhängig ist.

Der Verlust der Wählba't"kei t richtet sich nach den Bestimmungen

der Landtagswahlordnung.

Gemäß § 84 ist die Tätigkeit eines Mitgliedes des La ndwi rt­

schaftlichen Schulbeirates grundsätzlich ein Eh'l"enamt. Dies

schließt aber nicht aus, daß ihm die mit der Ausübung seines

Amtes ve'l"bundenen Reisekosten vergütet werden.

Im § 85 sind die grundsätzlichen Bestim.mungen über die Ge­

schäftsführung festgelegt; sie bedü-rfen de":,, näheren Ausführung

durch eine vom Landwirtschaftlichen Schulbeirat zu beschließen­

de Geschäftsordnung.

Da der Landwirtschaftliche Schulbeirat beim Amt der Landes­

regierung einzu richt en ist, wird den Aufwand das Land zu tra­

gen haben (vgl. auch § 84 Abs. 2).

Zu den §§ 86 bis 98=

Die vorliegenden Bestimmungen regeln die Angelegenheiten der

privaten land- und forstwirtschaftlichen Schulen einschließlich

der Schülerheime im Sinne des § 1 dieses Entwurfes.

Auf Grund dieser Kompetenzlage kann dalTlit der bisherige,

rechtlich unbefriedigende Zustand überwunden werden. wonach

mangels entsprechender ges etzlicher Bestimmungen für den

Bereich des privaten land- und forstwirtschaftlichen Schulwesens

das provisorische Gesetz über den Privatunterricht VOlTl 26. Ju-
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ni 1850, RGBl. 309, analog angewendet wurde.

Allgemein ist festzustellen, daß -die nurunehrigen Regelungen

in Anlehnung an jene des Pri vatschulgesetzes, BGBl. Nr.

244/1962, konzipiert wurden.

Zu § 87:

Aus Gründen des Aufbaues des Entwurfes wu 't"de der Grundsatz

der allgemeinen Zugängl ichkeit anstatt unter § 10 hier aufge­

nommen.

Eine Auswahl der Schüler nach dem Bekenntnis oder nach der

Sprache oder die Ges chlechtertrennung sind gemäß Abs. 2 zu­

lässig:

a) an allen von den gesetzlich anerkannten Kirchen und Religions­

gesellschaften und den nach deren Recht bestehenden Einrieb-

t ungen sowie

b) an allen von juristischen Personen des privaten Rechts (zB

Vereinen) und von Einzelpersonen erhaltenen Schulen.

Unter den Voraussetzungen des Abs. 3 ist aucb die Verwendung

eine.r lebenden Fremdsprache als Unter-richtssprache an einer

P rivats chule zuläs sig.

Grundsätzlich verschieden von der Aufnahme in eine öffentliche

Schule ist die im Abs. 4 des Gesetzentwurfes geregelte Aufnahme

in eine Pt"ivatschule. An dieser er.folgt die Aufnahme nicht durch

Verwaltungsakt, sondern in Fo"m eines nach privatrechtlichen

Grundsätzen zu beurteilenden Vet"trages, und zwar auch dann,

wenn es sich um eine Privatschule mit Öffentlichkeitsrecht han­

delt (siehe § 96 Abs. 2).

Zu § 88:

Die vorliegende Bestimmung beschränkt sich im Hinblick auf

die Tatsache, daß die Führung von P":"ivatschu1en ein verfas­

sungsrechtlich geschütztes Grundt'echt ist, auf wenige wesent­

li ehe Punkte.

Während gemäß A,.tikel 17 des Staatsgrundgesetzes österreichi-
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sehe Staatsbürger (inländische juristische Personen) einen ver­

fassungsgesetzlich geschützten Anspruch a~f Genehmigung be­

ziehungsweis e Nichtuntersagung der E-rrichtung einer P-rivat­

schule haben, wenn sie die Erf ordel"niss e erfüllen, kommt

ausländischen Staatsbürgern ein derartiges verfassungsgesetz­

Hch geschütztes Grundrecht nicht zu.

Zu § 89:

Diese Bestimmung enthält die als Vo-ra':lssetzung für die Ver­

wendung als Leiter oder Leh-rer vo-rgesehenen Bedingungen.

Zu § 90:

Die Aufstellung gewiss er Minimaler! ordernis se hinsichtlich

der baulichen und einrichtungsmäßigen Gestaltung einer Schu­

le erscheint im Interesse der Schüler notwendig.

Zu § 91:

Der Schulbehörde kommt auf G,..und dieser Bestimmung ledig­

lich ein Untersagungsrecht zu, das dem Vereinsrecht nachge­

bildet ist. Dies findet seine Begründung darin, daß es sich bei

dem Recht zur Errichtung von Privatschulen ebenso wie bei dem

Recht, Vereine zu bilden, um verfassungsgesetzlich geschützte

G-rundrechte der Staatsbürger handelt und eine Genehmigungs­

pflicht zwar nicht verfas sungswidrig, aber doch rechtslogis ch

widerspruchsvoll wäre.

Zu § 92:

Diese Bestimmung regelt in ihrem Abs. 1 jene Umstände, die

zu einem automatischen Erlöschen des Rechtes zur Führung ei­

ner Schule führen, und in ihren Abs. 3 und 4 jene Umstände,

bei deren Vorliegen die Schulbehörden zur Untersagung der

Schulführung verpflichtet sind. Während die Feststellung des

Erläschens des Rechtes zur Schulführung durch die Schulbehörde

in den erstgenannten Fällen 1 ediglich deklarativen Charakter hat,

ist der Entzug des Rechtes zur Schulführung gem.äß § 92 Abs. 3

ode-r 4 ein konstitutiver Akt.
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Wie aus Abs. 2 hervorgeht, geht der. Entwurf von der Auffas­

sung aus, daß das Recht zur Führung einer Schule ein nicht

übertragbares persönliches Grundrecht ist. Daher sieht der

Entwurf vor, daß sowohl bei der Überlas sung des Schulver­

mägens an eine andere Person unter gleichzeitiger Aufgabe

der Schulerhalterschaft als auch im Falle des tJberganges des

Schulvermö.gens auf eine andere Person nach dem Tode des

Schulerhalters das Recht zur Schulführung erlischt. Dies findet

seine Begründung darin, daß der Schulerhalter in seiner Person

verschiedene Voraussetzungen erbt"ingen muß und das Recht der

Schulführung selbst nur in beschränktem Maß mit den materiel­

len Voraussetzungen der Schulführung im Zusammenhang steht.

Für den Rechtsnachfolger eines Schulerhalters enthält diese

Regelung schon deshalb keine Nachteile, weil jedermann bei

Erfüllung der entsprechenden Voraussetzungen einen Anspruch

da1"auf hat, eine Schule errichten zu können.

Zu § 93:

Dies e Bestim.mung enthält eine Regelung über die Bezeichnung

von Privatschulen, durch die eine Irreführung der Öffentlich­

keit durch den Ansch~in eines Öffentlichkeits rechtes oder des

Rechtes zur Führung einer gesetzlich geregelten Schulartbe­

zeichnung verhindert werden soll.

Zu § 94:

Hier wird die Führung privater Schülerheime geregelt. Damit

die Errichtung det" Schulbehörde bekannt wird, ist eine Anzei­

gepflicht vorgesehen.

Im übrigen geht der Gesetzentwurf davon aus, daß eine behörd­

liche Aufsicht bei der Errichtung und Führung von Schülerheimen

in geringerem Maße notwendig erscheint, als dies bei der Er­

richtung und Führung ~on Schulen der Fall ist. Aus diesem Grun­

de sieht Abs. 2. des Entwurfes lediglich repres sive Maßnahm.en

vor, falls Mißstä.nde auftreten.
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Zu den §§ 95 und 96:

Mit diesen Bestimmungen werden § 6 des Berufsschulgrund­

satzgesetzes und § 8 des Fachschulgrundsatzgesetzes ausge­

führt.

§ 95 enthält die Erfordernisse für die Verleihung des Öffent­

lichkeits rechtes.

Zu Abs. 1 ist zu bemerkenJ dan durch diese Bestimmung ge­

währleistet sein soll, daß al s Voraussetzung für die Verleihung

des Öffentlichkeitsrechtes hinsichtlich des Unterrichtserfolges

an Privatschulen weder höhere noch geringere Anforderungen

gestellt werdenJ wie sie bei den öffentlichen Schulen gleicher

Art gegeben sind. Dies wird insbesondere dann zu berücksichti­

gen sein, wenn es sich um Schulen einer Schulart handelt, die

etwa auf Grund des vorliegenden Gesetzesentwurfes neu einge­

richtet we,.den und mit gewissen Anfangsschwierigkeiten zu rech­

nen haben.

Abs. 2 sieht vor, daß VOT dem lehrplanmäßig vollen Ausbau

der Privatschule das Öffentlichkeits recht jeweils nur auf ein

Schuljahl" verliehen werden kann.

Die Bestimmung des § 96 enth~lt die gesetzliche Umschreibung

der mit dem Öffentlichkeits recht verbundenen Rechte und Pruch­

ten. Zu Abs. 1 lit. d ist zu beme,-ken, dan dadurch Privatschu­

len mit Öffentlic;hk.eitsrecht weitgehend den gleichen schulrecht­

lichen Vorschriften unterworfen we!"den, wie dies bei gleich­

wertigen öffentlichen Schulen der Fall ist.

Im Abs. 2 werden für Privatschulen mit Öffentlichkeitsrecht

Sonderregelungen hinsichtlich des Aufnahrnevertrages getroffen.

Dem das Privatrecht beherrschenden Grundsatz der Vertrags­

freiheit entsprechend, hat der P"'ivatschulet"halter eine weit­

gehende Freiheit bei der Auswahl der Aufnahmewerber bzw.

bei der Gestaltung des Aufnahmevertrages. Unzulässig ist aller­

dings eine Auswahl unter Zugrundelegung diskriminierender

Gesichtspunkte. Dar.über hi naus wird der Privatschulerhalter in

jedem Fall da rauf zu achten haben, daß der Aufnahmewerber die
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schulrechtlichen AufnahmevoT'auss etzungen (§ 26 Abs. 1 des Ge­

setzentwurfes) erfüllt, da ihr Nichtvorliegen die (rückwirkende)

Rechtsunwirksamkeit des Aufnahmevertrages nach sich zieht.

Durch dies e Unwirksamkeitsdrohung soll der Schüle't" von einer

widerrechtlichen Aufnahme, die später nachteilige Auswirkungen

nach sich ziehen kann (zB Nichtanerkennung von Prüfungen u. dgl. ),

geschützt werden.

Außerdem soll dadurch verhindert werden, daß Schüler wegen

Nichterfüllung der Aufnahmevoraussetzungen von öffentlichen

Schulen in PT'ivatschulen auszuweichen versuchen. Für die Be­

urteilung ist der Zeitpunkt der Aufnahme maßgebend; später auf.

tretende Mängel haben keine Auswirkung.

Zu § 97:

In gleicher W ei se, wi e im § 95 des Entwurfes die Voraus s etzun­

gen taxativ aufgezählt sind, bei deren Vorliegen das Öffentlich­

keitsrecht verliehen werden muß. nennt § 97 die Umstände, hei

deren Vorliegen das Öffentlichkeitsrecht zu entziehen ist. Zum

Schutz der Schüler, die eine derartige Schule besuchen, wird vor­

gesehen. daß der Entwurf beziehungsweise die Nichtweiterver­

leihung des Öffentlichkeitsrechtes erst erfolgen, wenn eine Frist

zur Behebung der Mängel ungenützt verstreicht.

Die Bestimmung des Abs. 2 zweiter Satz ermöglicht, daß bei

Auflassung einer Schule mit Öffentlicbkeitsrecht auch noch nach

Jahren auf Grund der Amtsschriften und Kataloge Bestätigungen

über den Schulbesuch ausgestellt werden können.

Zu § 98:

Hiemit wird die Behördenzuständigkeit für die Aufsicht über die

Privatschulen sowie AT't und Umfang dieser Aufsicht geregelt.

Soweit es sich um Privatschulen handelt, denen das Öffentlich­

keitsrecht veT'liehen worden ist, untersch.eidet sich die Aufsicht

nicht von jene-r, die hinsichtlich der äffentl ichen Schulen ausge­

übt wird. Sie umfaßt daher sowohl eine Rechtsaufsicht (hinsicht­

lich der Einhaltung der PT."ivatschulbestimmungen. insbesondere

der in § 96 Abs. 1 lit. d zitierten Vorschriften) als auch eine
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Fachaufsicht (in pädagogischer und unterrichtlicher Hinsicht).

Zu § 99:

Nach dieser Bestimmung sind verschiedene Verstöße gegen die

Schulpflicht- und Privatschulvorschriften als Verwaltungsüber­

t r etung zu ahnd en.

Zu § 100:

Hiemit sollen erworbene Rechte geschützt werden, doch finden

auf die weitere Führung der bereits errichteten Privatschulen

die Bestimmungen des vorliegenden Gesetzentwurfes Anwendung.

Zu § 101:

Damit soll die versuchsweis e Abweichung von den Bestimm.un­

gen des vorliegenden Ges etz entwurfe s möglich s ein. Eine nicht

überschreitbare Grenze werden hiebei selbstverständlich die Be­

stimmungen des Berufss chul- sowie des Fachs chulgrundsatzge­

setzes (zB betreffend Aufbau, Stundenausmaß, Fachrichtung, Auf­

nahmevorauss etzung) bilden.

Zu § 102:

Zur zweckentsprechenden Information des betroffenen Personen­

kreises sollen diese Verordnungen neben der nach Art. 35 L- VG

vorgesehenen Verlautbarung auch durch Anschlag in der betreffen­

den Schule kundgemacht werden.


